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Praambel

l.
Diese Sonderrichtlinie stellt eine Rechtsgrundlage fir die nationale Umsetzung der im GAP-
Strategieplan Osterreich 2023 - 2027 (im Folgenden GSP) vorgesehenen projektbezogenen Inter-
ventionen aus dem Bereich der Landlichen Entwicklung dar, welche vom Bundesministerium fur
Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft (im Folgen-
den BMLUK) angeboten werden. Aufgrund der Novelle des Bundesministeriengesetzes 2025 wer-

den projektbezogenen Interventionen aus dem Bereich Naturschutz, Biodiversitat und National-

parks in dieser Sonderrichtlinie integriert.

Weitere Interventionen des GSP im Sektorbereich Imkerei sowie samtliche flachen- und tierbezo-
gene FordermaRnahmen des GSP werden auf der Grundlage gesonderter Sonderrichtlinien des
BMLUK umgesetzt.

Il
Mégliche Uberschneidungen zwischen FérdermaRnahmen der Landlichen Entwicklung einerseits
und jenen der Sektorbereiche Wein, Obst und Gemise sowie Imkerei andererseits werden durch

eine klare Abgrenzung der FérdermalRnahmen vermieden.

Da die Forderung der Entwicklung des landlichen Raums nicht ausschlieRlich im Rahmen des
ELER, sondern auch durch andere in landlichen Gebieten tatigen Fonds der Union erfolgt, stimm-
ten sich die programmverantwortlichen Stellen mit dem Ziel ab zu gewahrleisten, dass es in der
Umsetzung zu einer komplementéren Ergidnzung, nicht jedoch zu Uberschneidungen der Forder-
aktivitaten kommt (siehe dazu Kapitel 4.5).

Rein national finanzierte Forderungen werden vom BMLUK im Bereich Landwirtschaft nur noch
dann angeboten, wenn eine Forderung in einer kofinanzierten FérdermaRnahme nicht moglich
ist. Aufgrund der Verlangerung des Waldfonds sind Projekte sowohl in der Landlichen Entwick-
lung als auch im Waldfonds forderbar. Indem in beiden Forderschienen dieselben Abwicklungs-
stellen tatig sind, wird gewahrleistet, dass es zu keiner unzuldssigen Doppelférderung kommt.
Das Gleiche gilt fiir die Férdermalinahme Investitionen in gewdsserdkologische Verbesserung

(73-07). Eine Doppelforderung nach dem UFG wird durch die gleiche Abwicklungsstelle vermie-
den.

Mégliche Uberschneidungen in den Bereichen Naturschutz, Biodiversitit und Nationalparks auf
Basis dieser Sonderrichtlinie einerseits und jenen des Biodiversitatsfonds und des Waldfonds an-

dererseits werden durch einen engen Austausch der Abwicklungsstellen vermieden. Im Wald-

fonds ist dieselbe Abwicklungsstelle tatig.
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Der Zielrahmen der gegenstdndlichen FérdermalRnahmen ergibt sich insbesondere aufgrund der
in Artikel 6, Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/2115 festgelegten, spezifischen Ziele, welche ei-
nen Beitrag zu den Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik gemaf Artikel 39, Absatz 1 AEUV leisten.
Auf nationaler Ebene werden mit der gegenstandlichen Sonder-richtlinie insbesondere die Ziele
des Marktordnungsgesetzes 2021 und des Landwirtschaftsgesetzes 1992 angesprochen. Ver-
schiedenste Strategien (z. B. ,,Farm to Fork“-Strategie, Biodiversitdtsstrategie) und Gberschnei-
dende Materien (z. B. Klimaschutzgesetz) erganzen die Rahmenbedingungen fir die Zieldefini-

tion.

Iv.
Die Zielerreichung ist in eine sog. , Interventionslogik” eingebettet. Das heillt, es werden anhand
einer Starken/Schwachen/Chancen/Risiko-Analyse entsprechende Bedarfe definiert, die tber die
umgesetzten MalRnahmen strategisch angesprochen werden (vgl. Kapitel 5 des GSP). Eine detail-
lierte Ausfihrung der Bedarfe, Strategien, Indikatoren und erwarteten Wirkungen der Malinah-

men sind umfassend im GSP dargestellt.

V.
Basierend auf den Vorgaben der Art. 140 der Verordnung (EU) 2021/2115 wird ein nationaler
Evaluierungsplan erarbeitet, in welchem die Grundstrukturen fiir die Organisation, die Durchfiih-
rung und die Arbeitsschwerpunkte fiir das Monitoring und die Evaluierung im gesamten Umset-

zungszeitraum einschlieRlich der ex-post Evaluierung festgelegt sind.

Die Evaluierung des GSP ist ein wichtiges Steuerungsinstrument, das auf Basis EU-weit vorgege-
bener Evaluierungskriterien die Interventionslogik, die Umsetzung und die Wirkung des GSP re-
gelmaRig Gberprift sowie Empfehlungen fiir die Weiterentwicklung des GSP und seiner Forder-
malRknahmen erarbeitet. Sie erfolgt auf Basis eines auf europaischer Ebene erarbeiteten Evaluie-
rungsrahmens. Alle nationalen Evaluierungsberichte und Evaluierungsstudien werden 6ffentlich

bereitgestellt.
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1

1.1

1.1.1

1.1.2

1.1.3

114
1.15

1.1.6

1.2

1.21

1.2.2

Allgemeiner Teil

Geltungsbereich

Diese Bestimmungen gelten fir die Durchfiihrung von FordermaRBnahmen der
Landlichen Entwicklung, die im Rahmen des GSP* zwischen 1. Janner 2023 und 31.

Dezember 2029 im gesamten Bundesgebiet angeboten werden.

Diese Sonderrichtlinie enthalt die allgemein geltenden und fir die jeweilige
FordermaBBnahme spezifischen Bedingungen fiir die Teilnahme an den
FordermaBnahmen und den Abschluss eines Vertrags zwischen einer

forderwerbenden Person und dem Bund.

Die Sonderrichtlinie bildet einen integrierten Bestandteil des Vertrags, der zwischen
der forderwerbenden Person aufgrund ihres Antrags (Anbot zum Vertragsabschluss)
und dem Bund auf Grund der Genehmigung ihres Antrags (Annahme des Anbots zum

Vertragsabschluss) zustande kommt.

Alle Beilagen zu dieser Sonderrichtlinie bilden einen integrierten Bestandteil der

Sonderrichtlinie und sind damit Vertragsbestandteil.

Diese Bestimmungen gelten unbeschadet der Auszahlungs-, Abrechnungs- und

Kontrollerfordernisse fiir den in Punkt 1.1.1 genannten Zeitraum.

Abweichende miindliche oder schriftliche Festlegungen sind unwirksam.

Rechtsgrundlage

Diese Sonderrichtlinie erganzt die jeweils geltenden Bestimmungen des
Bundesgesetzes liber die Durchfiihrung der gemeinsamen Marktorganisationen und
die Grundsatze der Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik
(Marktordnungsgesetz 2021 — MOG 2021), BGBI. I Nr. 55/2007, und der Verordnung
mit Regeln zur Anwendung des GAP-Strategieplans (GAP-Strategieplan-
Anwendungsverordnung — GSP-AV), BGBI. Il Nr. 403/2022, insbesondere jene des 1.,

3. und 10. Kapitels. (3]

Darliber hinaus beruht diese Sonderrichtlinie auf folgenden spezifischen
Rechtsgrundlagen in den jeweils geltenden Fassungen einschliellich hierzu

ergangener Durchfiihrungsnormen bzw. sind diese dafiir mafigeblich:

1. Verordnung (EU) 2021/2115 mit Vorschriften fur die Unterstiitzung der von den

Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und

1 Genehmigt mit Durchfiihrungsbeschluss der Kommission C (2022) 6490 final vom 13.9.2022
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durch den Européischen Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EGFL) und den
Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums
(ELER) zu finanzierenden Strategieplane (GAP-Strategiepldne) und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie der Verordnung (EU) Nr.
1307/2013, ABI. Nr. L 435 vom 6.12.2021S. 1,

2. Verordnung (EU) 2021/2116 iiber die Finanzierung, Verwaltung und Uberwa-
chung der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EU)
1306/2013, ABI. Nr. L 435 vom 6.12.2021 S. 187,

3. delegierte Verordnung (EU) 2022/127 zur Erganzung der Verordnung (EU)
2021/2116 mit Vorschriften flr die Zahlstellen und anderen Einrichtungen, die
Finanzverwaltung, den Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die Verwendung
des Euro, ABI. Nr. L 20 vom 31.1.2022 S. 95,

4. Durchfuhrungsverordnung (EU) 2022/128 mit Durchfiihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EU) 2021/2116 hinsichtlich der Zahlstellen und anderen Einrichtun-
gen, der Finanzverwaltung, des Rechnungsabschlusses, der Kontrollen, der Si-
cherheiten und der Transparenz, ABI. Nr. L 20 vom 31.1.2022 S. 131,

5. Durchfiihrungsverordnung (EU) 2022/129 mit Vorschriften fir die Interventions-
kategorien fiir Olsaaten, Baumwolle und Nebenerzeugnisse der Weinbereitung
gemaR der Verordnung (EU) 2021/2115 sowie fir die Anforderungen hinsicht-
lich Information, Offentlichkeitsarbeit und Sichtbarkeit im Zusammenhang mit
der Unterstiitzung der Union und den GAP-Strategieplanen, ABI. Nr. L 20 vom
31.1.2022 S. 197,

7

7. Verordnung (EU) 2022/2472 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten mit
dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags liber die
Arbeitsweise der Europaischen Union und zur Aufhebung der Verordnung (EU)
Nr. 702/2014 der Kommission, ABI. Nr. L 327 vom 21.12.2022S. 1,

8. Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter
Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und
108 des Vertrags lber die Arbeitsweise der Europdischen Union, ABI. Nr. L 187
vom 26.6.2014S. 1,
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1.3

1.4

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

Bundesgesetz, mit dem MalRnahmen zur Sicherung der Erndhrung sowie zur Er-
haltung einer flaichendeckenden, leistungsfahigen, bauerlichen Landwirtschaft
getroffen werden (Landwirtschaftsgesetz 1992 — LWG), BGBI. Nr. 375/1992,
Verordnung liber Allgemeine Rahmenrichtlinien fiir die Gewahrung von Forde-
rungen aus Bundesmitteln, BGBI. Il Nr. 208/2014 (im Folgenden ARR 2014),
Verordnung zur Ubertragung der Durchfiihrung von FérderungsmaRnahmen im
Bereich der Land- und Forstwirtschaft an den Landeshauptmann (Ubertragungs-
verordnung — UV-LF), BGBI. Nr. 141/1992,

Bundesgesetz, mit dem das Forstwesen geregelt wird (Forstgesetz 1975), BGBI.
Nr. 440/1975,

Bundesgesetz lber die Férderung des Wasserbaues aus Bundesmitteln (Wasser-
bautenforderungsgesetz 1985 — WBFG), BGBI. Nr. 148/1985,

Bundesgesetz liber die Férderung von MaBnahmen in den Bereichen der Was-
serwirtschaft, der Umwelt, der Altlastensanierung des Flachenrecyclings, der
Biodiversitat und zum Schutz der Umwelt im Ausland sowie liber das dsterreichi-
sche JI/CDM-Programm fir den Klimaschutz (Umweltférderungsgesetz — UFG),
BGBI. Nr. 185/1993,

Bundesgesetz liber die Vergabe von Auftragen (Bundesvergabegesetz 2018 —
BVergG 2018), BGBI. | Nr. 65/2018,

Rahmenregelung fir staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landli-
chen Gebieten, ABI. Nr. C485 vom 21.12.2022S. 1. @

Bundesverfassungsgesetz lUber die Nachhaltigkeit, den Tierschutz, den umfas-

senden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und Lebensmittelversor-

gung und die Forschung, BGBI. | Nr. 111/2013.

Ziele

Die Forderung zur Entwicklung des landlichen Raums tragt im allgemeinen Rahmen

der Gemeinsamen Agrarpolitik zur Verwirklichung der allgemeinen Ziele gemal Art.
5 und der spezifischen Ziele gemaR Art. 6 der Verordnung (EU) 2021/2115 bei.

Die Ziele der einzelnen FordermaRnahmen sind im jeweiligen Kapitel fur jede ein-

zelne Fordermallnahme naher dargestellt.

Die im Rahmen dieser Sonderrichtlinie angebotenen Férdermalinahmen tragen so-

mit zu diesen Zielen bei und sind auch im Lichte dieser Ziele auszulegen und anzu-

wenden.

Forderwerbende Personen

Als forderwerbende Personen kommen grundsatzlich in Betracht:
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1.4.1 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe; das
sind:
1. natirliche Personen,
2. im Firmenbuch eingetragene Personengesellschaften,
3. juristische Personen sowie
4. deren Zusammenschlisse (im Folgenden Personenvereinigungen?),
mit Niederlassung in Osterreich, die einen land- und forstwirtschaftlichen Betrieb im
eigenen Namen und auf eigene Rechnung bewirtschaften und ein Projekt
entsprechend den Zielsetzungen dieser Sonderrichtlinie (siehe Punkt 1.3 sowie die in
den jeweiligen FordermaRnahmen genannten spezifischen Zielsetzungen) verfolgen.
Es gilt die Betriebsdefinition gemaR Art. 3 Z 2 der Verordnung (EU) 2021/2115,
soweit nicht im MaBnahmenteil (im Folgenden Besonderen Teil) anderes geregelt ist.
1.4.2 Sonstige forderwerbende Personen:
1 natirliche Personen,
2 im Firmenbuch eingetragene Personengesellschaften,
3. juristische Personen sowie
4 deren Zusammenschliisse (im Folgenden Personenvereinigungen?),
mit Niederlassung in Osterreich, die ein Projekt im eigenen Namen und auf eigene
Rechnung entsprechend den Zielsetzungen dieser Sonderrichtlinie (siehe Punkt 1.3
sowie die in den jeweiligen FérdermalRnahmen genannten spezifischen Zielsetzun-
gen) verfolgen.
143 Gebietskérperschaften:

Gebietskorperschaften (Bund, Lander, Gemeinden) und deren Einrichtungen sowie
Einrichtungen, in welchen Gebietskorperschaften bestimmender Einfluss zukommt,
kommen als forderwerbende Person nicht in Betracht, soweit nicht im Besonderen

Teil anderes geregelt ist.

Ein bestimmender Einfluss ist jedenfalls dann als gegeben anzunehmen, wenn eine
Gebietskorperschaft allein oder gemeinsam mit anderen am Stamm-, Grund- oder
Eigenkapital mit mehr als 25 % beteiligt ist oder ihr allein oder gemeinsam mit ande-
ren durch andere finanzielle oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische

Malnahmen ein einer derartigen Beteiligung entsprechender Einfluss zukommt.

2 Bei Personenvereinigungen ohne eigene Rechtspersonlichkeit gelten die dahinterstehenden Personen als Vertragspartner;
die Verdffentlichung der Begiinstigten gemaR Art. 98 der Verordnung (EU) 2021/2116 erfolgt jedoch auf Ebene der

Personenvereinigung.
3 Siehe FN 2
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1.5
1.5.1

1.5.2

153

154

155

15.6

1.5.7

1538

15.9

1.59.1

1.59.2

15.10

Eine darunterliegende Beteiligung der Gebietskérperschaft oder deren Einrichtung
an einer im Firmenbuch eingetragenen Personengesellschaft, juristischen Person

oder Personenvereinigung ist bei der Bemessung der Forderhéhe herauszurechnen.

Als forderwerbende Person ausgeschlossen sind auch die Einrichtungen jeder weite-
ren Stufe, bei denen die Voraussetzungen gemaR diesem Absatz vorliegen. Unterab-

satz drei findet keine Anwendung.

Allgemeine Fordervoraussetzungen und Auflagen

Einhaltung der haushaltsrechtlichen Grundsatze der Sparsamkeit,
Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit

Es gelten die Bestimmungen des § 54 GSP-AV.

Befdhigung der féorderwerbenden Person

Es gelten die Bestimmungen des § 55 GSP-AV.
Durchfiihrungszeitraum und Projektstandort

Es gelten die Bestimmungen der §§ 57 und 61 GSP-AV.
Behalteverpflichtung und Versicherungspflicht

Es gelten die Bestimmungen der §§ 72 und 73 GSP-AV.
Einhaltung der Vorschriften fiir die Vergabe o6ffentlicher Auftrége
Es gelten die Bestimmungen der §§ 71 und 98 Abs. 6 GSP-AV.
Sichtbarkeit 6ffentlicher Unterstiitzung (Publizitat)

Es gelten die Bestimmungen des § 75 Abs. 1 und 5 GSP-AV.
Gendergerechte Sprache

Es gelten die Bestimmungen des § 74 GSP-AV.

Gesonderte Buchfiihrung

Es gelten die Bestimmungen des § 76 GSP-AV.
Aufbewahrung der Unterlagen

Es gelten die Bestimmungen des § 16 GSP-AV.

Bei Projekten, die durch einen Zinsenzuschuss geférdert werden, ist die férderwer-
bende Person verpflichtet, alle die Forderung betreffenden Aufzeichnungen oder Un-
terlagen mindestens 1 Jahr nach Ablauf des Jahres der vollstandigen Tilgung des ge-
forderten Kredites sicher und lberprifbar aufzubewahren. Sofern die Bestimmung
gemals § 16 GSP-AV eine langere Aufbewahrungsfrist ergibt, ist diese anzuwenden.

Mitwirkungspflichten bei Uberpriifung, Monitoring und Evaluierung der

FordermaRnahmen
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Es gelten die Bestimmungen des § 17 Abs. 1 GSP-AV.

1.6 Kosten

1.6.1 Investitionskosten
1.6.11 Es gelten die Bestimmungen des § 63 GSP-AV.

1.6.1.2 Im Zuge der Kostenplausibilisierung sind die forderfahigen Kosten fiir Investitionen
im Rahmen baulicher Projekte von der Bewilligenden Stelle der H6he nach mit den
jeweiligen Pauschalkostensatzen ihres Bundeslandes zu begrenzen, soweit fiir derar-
tige Projekte solche festgelegt wurden. Liegen keine Pauschalkostensatze vor, ist die
Plausibilitat der veranschlagten Kosten gemafd § 90 GSP-AV zu lberprifen.

1.6.1.3 Pauschalkostensatze zu baulichen Projekten (siehe Beilage 13) und andere Referenz-
werte oder Richtsatze, die zur Kostenplausibilisierung verwendet werden kénnen,
werden vom BMLUK im Einvernehmen mit der Zahlstelle festgelegt. Dazu zahlen die
OKL-Richtwerte fiir die Maschinenselbstkosten in der jeweils geltenden Fassung
(siehe http://oekl.at/richtwerte-online).

Die Zahlstelle hat alle diesbeziiglichen Informationen auf ihrer Homepage zu verof-

fentlichen.
1.6.2 Sachkosten
1.6.2.1 Es gelten die Bestimmungen des § 64 GSP-AV.

1.6.2.2 Sonstige Beforderungskosten bei Inlandsdienstreisen werden auf der Grundlage ge-
staffelter Einheitskosten je Kilometer gefordert. Als Einheitskosten werden bis zu ei-
ner Grenze von 125 Kilometer das amtliche Kilometergeld, fiir weitere zurlickgelegte
Kilometer liber 125 bis einschliefRlich 300 Kilometer ein Mischsatz aus amtlichen Kilo-
metergeld und durchschnittlichen Bahnkosten pro Kilometer nach Angaben der
Schienen-Control-GmbH und fir jeden darliber hinaus zurlickgelegten weiteren Kilo-
meter die durchschnittlichen Bahnkosten pro Kilometer nach Angaben der Schienen-
Control-GmbH herangezogen.

163 Berechnungsgrundlage fiir Investitions- und Sachkosten
Berechnungsgrundlage fiir Investitions- und Sachkosten sind:

1. bei Abrechnung nach tatsachlichen Kosten der Rechnungsbetrag inklusive Um-
satzsteuer abzliglich samtlicher in Anspruch genommener Nachlasse fiir nicht-
vorsteuerabzugsberechtigte férderwerbende Personen,

2. bei Abrechnung nach tatsachlichen Kosten der Rechnungsbetrag exklusive Um-
satzsteuer abziiglich samtlicher in Anspruch genommener Nachlasse fiir alle ib-
rigen forderwerbende Personen (dies gilt auch fir alle land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebe, auf die § 22 Abs. 1 u. 5 UStG anzuwenden ist — USt-pauscha-

lierte Betriebe),
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le64

1.64.1

1.6.4.2

1.64.3

1.6.5

1.6.6

1.6.7

16.7.1

1.6.7.2

3. die nachgewiesenen unbaren Eigenleistungen, soweit sie den Vorgaben des § 67
GSP-AV entsprechen,
4. die Abschreibungskosten fiir eine begleitende Investition und

5. bei Abrechnung nach vereinfachten Kosten

a. die nachgewiesenen Einheiten multipliziert mit dem festgelegten Einheits-
kostensatz,

b. die festgelegten Pauschalbetrdge, soweit die vereinbarten Schritte des Pro-
jekts vollstandig abgeschlossen wurden und Leistungen/Ergebnisse entspre-
chend erbracht worden sind,

c. der festgelegte Pauschalsatz, angewendet auf die nachgewiesenen Kosten,

auf die sich Pauschalsatz bezieht.
Personalkosten
Es gelten die Bestimmungen des § 65 GSP-AV.

Berechnungsgrundlage fiir die Personalkosten sind die nachgewiesenen geleisteten

Arbeitsstunden multipliziert mit dem Einheitskostensatz je im Projekt geleisteter Ar-
beitsstunden, der fir die jeweilige Mitarbeiterin oder fir den jeweiligen Mitarbeiter
der forderwerbenden Person errechnet wurde.

Personalkosten fiir kurzfristig beschaftigte Aushilfskrafte werden auf der Grundlage
eines fixen Einheitskostensatzes je im Projekt geleisteter Arbeitsstunde bericksich-
tigt.

Unbare Eigenleistungen

Es gelten die Bestimmungen des § 67 GSP-AV.
Nicht forderfdhige Kosten

Es gelten die Bestimmungen des § 68 GSP-AV.
Zeitpunkt der Kostenanerkennung

Es gelten die Bestimmungen des § 69 GSP-AV.

Unterliegt ein Projekt den beihilferechtlichen Vorgaben des sogenannten Anreizef-
fekts, so erfolgt keine Férderung, wenn die Arbeiten am Projekt bereits vor der An-
tragstellung begonnen*wurden. Der Anreizeffekt gilt daher nicht fir Projekte inner-
halb des Agrarsektors und nicht fir beihilferelevante Projekte, die auf Basis einer de-
minimis-Verordnung geférdert werden.

4 Zur Begriffsdefinition ,Beginn der Arbeiten am Projekt oder der Tatigkeit” siehe Art. 2 Z 53 der Verordnung (EU) 2022/2472
bzw. Art. 2 Z 23 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.
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Der Anreizeffekt gilt weiters nicht flir nach Art. 43, 47, 39, 40, 60 und 61 der
Verordnung (EU) 2022/2472 freigestellte Beihilfen®>

1.6.8 Beriicksichtigung von Nettoeinnahmen

Es gelten die Bestimmungen des § 70 GSP-AV.

1.7 Art und AusmaR der Forderung

1.7.1 Die kofinanzierte Forderung wird als Zuschuss zu den forderfahigen Kosten fir
Investitionen, Sach- und Personalaufwand gewahrt und darf die in dieser

Sonderrichtlinie festgelegten Obergrenzen nicht Gbersteigen.

Zusatzliche nationale Mittel kdnnen auch als Zinsenzuschuss gemaR den Vorgaben

des Punktes 1.11 gewahrt werden.

1.7.2 Gemal Art 83 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2021/2115 kénnen Zuschisse in folgender

Form gewadhrt werden:

1. als Erstattung forderfahiger Kosten, die tatsachlich entstanden sind und gezahlt
wurden, gegebenenfalls zusammen mit unbaren Eigenleistungen und Abschrei-
bungen;

2. auf der Grundlage von Einheitskosten;

3. auf der Grundlage von Pauschalbetragen;

4. auf der Grundlage von Pauschalfinanzierungen (Pauschalsatzen), festgelegt an-
hand der Anwendung eines Prozentsatzes auf eine oder mehrere definierte Kos-
tenkategorien.

1.7.3 Die Anwendung der vereinfachten Kostenoptionen gemaR Z 2 bis 4 erfolgt nach den
malRknahmenspezifischen Vorgaben im Besonderen Teil, wobei die konkreten Betrage
fir die vereinfachten Kosten nicht zwingend in der Sonderrichtlinie, sondern mit
Erlass der Verwaltungsbehorde geregelt werden kénnen. Fir die pauschale
Abrechnung von Personalkosten gemal} den Vorgaben des Punktes 1.6.4.1 sowie fir
die pauschale Abrechnung von Beférderungskosten gemall den Vorgaben des

Punktes 1.6.2.2 ist eine gesonderte Anordnung im Besonderen Teil nicht erforderlich.

1.7.4 Vereinfachte Kostenoptionen sind in regelmafligen Abstdnden, moglichst alle zwei
Jahre, zu Uberprifen und gegebenenfalls anzupassen, sofern nicht bereits eine
durchschnittliche Valorisierung bei der Berechnung der vereinfachten
Kostenoptionen beriicksichtigt wurde. Soweit die Betrage fiir vereinfachte
Kostenoptionen ausdriicklich im Besonderen Teil genannt sind, hat die nachfolgende

Valorisierung durch einen Erlass der Verwaltungsbehorde zu erfolgen.

1.7.5 Einhaltung beihilferechtlicher Voraussetzungen

5 GemaR Art. 6 der Verordnung (EU) 2022/2472 unterliegen weitere Beihilfengruppen nicht dem Anreizeffekt, die Aufzahlung
beschrankt sich auf solche, die fiir die FordermaBnahmen der Sonderrichtlinie relevant sind.
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1.75.1

1.7.5.2

1.7.5.3

1.754

Die Gewahrung einer Férderung in einer FordermalRnahme, die beihilfenrechtlich auf
die Verordnung (EU) 2022/2472 oder Verordnung (EU) Nr. 651/2014 gestiitzt wird,
kann nur erfolgen, wenn zusatzlich zu den Voraussetzungen des jeweiligen Artikels
flr die konkrete FérdermaRnahme die allgemeinen Freistellungsvoraussetzungen ge-
maf Kapitel 1 der jeweiligen Verordnung eingehalten werden. Diese sind insbeson-
dere:

1. Forderwerbende Personen, die einer Riickforderungsanordnung aufgrund eines
friiheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulassigkeit der
Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
sind, sind von der Férderung ausgeschlossen. Die Bestimmung gilt nicht fir die
Fordermalnahme Forderung von Operationellen Gruppen und
von Innovationsprojekten im Rahmen der Europaischen Innovationspartner-
schaft fir landwirtschaftliche Produktivitdat und Nachhaltigkeit — EIP-AGRI (77-

06).

2. Unternehmen in Schwierigkeiten gemal Art. 2 Z 18 der Verordnung (EU) Nr.
651/2014 sind von der Férderung ausgeschlossen. Diese Bestimmung gilt nicht
fur die FordermaRnahme 77-06 und fur Beihilfen zur Wiederher-
stellung von Waldern, wenn das Unternehmen infolge der durch das betref-

fende Ereignis entstandenen Verluste oder Schaden in Schwierigkeiten geraten
ist.
3. Die Anmeldeschwellen fiir Einzelbeihilfen, also Zuschisse fiir ein Projekt, gemafl

Art. 4 leg cit werden nicht Gberschritten.
4. Der Anreizeffekt (siehe Punkt 1.6.7.2 ) ist erfullt.

Werden die Freistellungsvoraussetzungen nicht erfillt, kann im Einzelfall die Gewah-
rung der Forderung als de-minimis-Beihilfe erfolgen, soweit die Voraussetzungen da-

flr gegeben sind.

Die Zahlstelle hat fur die Veroffentlichung von Informationen tber Beglinstigte frei-
gestellter Einzelbeihilfen in Hohe von mehr als EUR 100.000/Beglinstigtem entspre-
chend den Vorgaben des Art. 9 der oben angefiihrten Gruppenfreistellungs-Verord-
nungen zu sorgen. Diese Bestimmung gilt nicht fir die FérdermalRnahmen 77-05 und
77-06.

Die Gesamtsumme der einer férderwerbenden Person gewahrten ,, De-minimis“-For-
derung darf den in den jeweils aktuellen Rechtsgrundlagen der Union festgesetzten
Betrag nicht Uibersteigen®. Derzeit gilt gem&R Verordnung (EU) 2023/2831 in einem
Zeitraum von drei Steuerjahren der Betrag von EUR und gemaB Verordnung

(EU) 2023/2832 von EUR 3]

6 Wiirde die Genehmigung der beantragten Férderung zur Uberschreitung der Schwelle fiihren, ist jener Teil der beantragten
Foérderung zu genehmigen, der noch nicht zu einer Uberschreitung dieser Schwelle fiihrt.
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Kommt der Férdervorteil nicht der forderwerbenden Person selbst, sondern einem
Dritten zugute, muss dieser die o0.a. Voraussetzungen fiir die Gewahrung der Forde-

rung erfiillen.

1.75.5 Wird die Gewahrung der Forderung auf eine nach der Rahmenregelung fiir staatliche
Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten genehmigten staatli-

chen Beihilfe gestiitzt, gelten die Punkte 1.7.5.1 bis 1.7.5.3 sinngemaR. m
1.8 Finanzierung der Férderung
1.8.1 Finanzierung durch EU, Bund und Land
1.8.1.1 Die Gewdhrung des Bundeszuschusses an die forderwerbende Person erfolgt unter

der Voraussetzung, dass das jeweilige Land unter Zugrundelegung der Bestimmun-
gen dieser Sonderrichtlinie der forderwerbenden Person einen Landeszuschuss im
AusmaR von 2/3 des Bundeszuschusses gewahrt und die Landesmittel zeitgerecht
bereitstellt. Davon abweichend missen die Lander fiir die Fordermalinahmen
LEADER (77-05) die Halfte, und fiir die FordermalRnahmen 73-10 und 77-04 acht

Zehntel der erforderlichen nationalen Kofinanzierung aufbringen. m

Der erste Unterabsatz gilt nicht fiir Projekte der FérdermaRnahmen 73-15 sowie 77-

02 und 78-03 im Bereich Naturschutz und Nationalparks

1.8.1.2 Zur Finanzierung werden auch EU-Mittel entsprechend den Festlegungen des geneh-
migten GSP herangezogen.

1.8.1.3 Im Falle einer Beteiligung einer Gebietskorperschaft an der forderwerbenden Person
gelten eingebrachte Mittel bei der Forderberechnung als Eigenmittel der forderwer-
benden Person. Diese Mittel sind von der Bewilligenden Stelle in der Datenbank der
Zahlstelle zusatzlich als sonstige 6ffentliche Mittel auszuweisen. Die Notwendigkeit
der nationalen Kofinanzierung bleibt davon unberihrt.

18.2 National finanzierte Zuschlage (top-ups)

In den im Besonderen Teil angefiihrten Fallen kdnnen zusatzliche nationale Forde-
rungen in Form von Zuschldagen zu den in der Sonderrichtlinie festgelegten Obergren-
zen, jedoch hochstens bis zu den in der Verordnung (EU) 2021/2115 bzw. im staatli-
chen Beihilfenrecht festgelegten Hochstforderbetragen und Fordersatzen gewahrt
werden (“zusatzliche nationale Finanzierung” iS von Art 146 der Verordnung (EU)
2021/2115).

1.9 Abwicklung

1.9.1 Verwaltungsbehorde
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Das BMLUK ist als Verwaltungsbehérde gemaR Art. 123 der Verordnung (EU)
2021/2115 fur die effiziente, wirksame und ordnungsgemaRe Verwaltung und Um-

setzung des GSP verantwortlich.
192 Zahilstelle

1.9.2.1 Die Agrarmarkt Austria (AMA) ist mit der Abwicklung dieser Sonderrichtlinie im Na-
men und auf Rechnung des BMLUK betraut. Sie nimmt als Zahlstelle die Zahlstellen-
funktionen Bewilligung, Kontrolle (bestehend aus Verwaltungskontrolle, Vor-Ort-
Kontrolle und Ex-post-Kontrolle), Auszahlung und Verbuchung wahr.

1.9.2.2 Die Zahlstelle kann im Einvernehmen mit der Verwaltungsbehorde die Landeshaupt-
leute, die Landwirtschaftskammern, sonstige Forderstellen der Lander, die Austria
Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH (aws) oder die Osterreichische Forschungsfér-
derungsgesellschaft mbH (FFG) als ,,Bewilligende Stellen” mit den Funktionen Bewilli-
gung und Verwaltungskontrolle betrauen. Insbesondere im Falle bundeslanderiber-
greifender und bundesweiter Fordermallnahmen kdnnen diese Funktionen dem
BMLUK Ubertragen werden. Es kann dabei das Recht zur Subdelegation eingeraumt

werden.

1.9.2.3 Tritt als forderwerbende Person die Einrichtung auf, der die Aufgaben der Bewilligen-
den Stelle Gibertragen wurde oder liegt eine andere Unvereinbarkeit vor, bleibt der
Zahlstelle fur dieses Projekt die Aufgabe der Bewilligenden Stelle vorbehalten.

1.9.2.4 Die Bewilligenden Stellen erfiillen folgende Aufgaben:

1. Entgegennahme der Forder- und Zahlungsantrage,

2. Beurteilung der Projekte,

3. Entscheidung Uber die Forderantrage und

4. Durchfiihrung der Verwaltungskontrolle zu den Forder- und Zahlungsantragen.
1.9.3 Forstliche Landesférderungskonferenz
1.9.3.1 Die forstliche Landesférderungskonferenz stimmt zumindest jahrlich die forstfachli-

chen, naturschutzfachlichen und wasserbautechnischen Aspekte der forstlichen For-
derung mit den jeweiligen Landesdienststellen sowie den Dienststellen gemaR § 102
Forstgesetz 1975 ab und unterstiitzt die Bewilligende Stelle des jeweiligen Bundes-
landes, die Zahlstelle und die Verwaltungsbehoérde bei der Abwicklung der Forderung
auf bestmogliche Art und Weise.

1.9.3.2 Aufgaben der forstlichen Landesforderungskonferenz im Rahmen des GSP sind:

- Rickblick liber das abgelaufene und Perspektiven liber das aktuelle Jahr im
Rahmen der forstlichen Forderung.

- Festlegung von jahrlichen oder mehrjahrigen fachlichen und finanziellen
Schwerpunktsetzungen inklusive fachlicher Spezifikationen auf Grund natur-

raumlicher Gegebenheiten.
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1.9.3.3

194

195

1951

1.9.5.2

1953

1.9.54

1955

Die Beschliisse der forstlichen Landesforderungskonferenz betreffend FérdermafR-
nahmen des GSP bediirfen der Zustimmung des BMILUK und sind der Zahlstelle mit-
zuteilen.

Information der Begiinstigten

Die Verwaltungsbehorde gewahrleistet gemeinsam mit der Zahlstelle, dass die po-
tenziell Beglinstigten lber die im GSP gebotenen Mdoglichkeiten und die Vorschriften
flr die Inanspruchnahme von Férdermitteln des GSP unterrichtet werden, indem ins-
besondere maRnahmenspezifische Merkblatter und horizontale Informationsblatter
elektronisch bereitgestellt werden. Die Bewilligenden Stellen kénnen dartber hinaus

zusatzliche Informationen fiir ihren Wirkungsbereich anbieten.
Forderantrage
Es gelten die Bestimmungen der §§ 77, 78 und 81 GSP-AV.

Ist die Beantragung eines Projekts in einer FordermaBnahme nach Inkrafttreten der
FordermaRBnahme gemal Punkt 1.20 noch nicht auf elektronischem Wege maglich,

hat die Zahlstelle die notwendigen (Ersatz-)MalRnahmen zur Erméglichung einer An-
tragstellung bereitzustellen.

Die Antragstellung fiir eine Personenvereinigung ohne eigene Rechtspersonlichkeit
hat durch eine einzige vertretungsbefugte Person zu erfolgen.

Irrtimlich in der falschen Férdermalnahme eingereichte Forderantrage sind unter
Wahrung des Einreichdatums der richtigen FérdermalRnahme zuzuordnen bzw. an
die zustdandige Bewilligende Stelle weiterzuleiten.

Gemeinschaftlicher Rahmenantrag

In der FordermaRRnahme Waldbewirtschaftung (73-04) ist eine Antragstellung durch
einen ,,Gemeinschaftlichen Rahmenantrag” moglich, wenn folgende Voraussetzun-
gen erfillt sind:

- Die Antragstellung im Wege eines ,,Gemeinschaftlichen Rahmenantrages”
stellt nicht die kiinstliche Schaffung von Voraussetzungen zur Erwirkung der
Forderung dar (Art. 62 der Verordnung (EU) 2021/2116).

- Die Antragstellung erfolgt durch eine juristische Person, die selbst nicht die
Fordervoraussetzungen erfiillen muss, im eigenen Namen und auf eigene
Rechnung zugunsten von Personen, die jeweils die Fordervoraussetzungen er-
fiillen missen (Beglinstigte).

- Die forderwerbende Person und die Beglinstigten stehen in einer vertraglichen
Beziehung, z. B. Vereinsmitgliedschaft.

- Die forderwerbende Person muss die Griinde firr die Inanspruchnahme dieser
Antragstellung flr das jeweilige Projekt im Forderantrag plausibel darstellen (z.

B. Vereinszweck).
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1.9.5.6

1.9.6

1.9.6.1

- Dem Gemeinschaftlichen Rahmenantrag ist die schriftliche Ermachtigung der
Antragstellerin oder des Antragstellers zur Antragstellung durch die mit Name,
Anschrift und Betriebsnummer/Klientennummer bzw. bereichsspezifischem
Personenkennzeichen identifizierten Beglinstigten beigeschlossen, aus der
auch hervorgeht, dass sich die Beglinstigten verpflichten die Férderbedingun-
gen einzuhalten, Kontrollen gemal Punkt 1.10 zu ermoglichen und der Zahl-
stelle auch unmittelbar jederzeit dartiber hinausgehend Unterlagen und Aus-
kiinfte bezliglich der Forderung zur Verfligung zu stellen.

- Die forderwerbende Person verpflichtet sich, im Fall der Nichteinhaltung von
Forderbedingungen durch die Beglinstigten oder durch sie selbst die Forde-

rung gemal Punkt 1.12 zuriickzuzahlen.

Sind bei der Antragstellung die Aktivitaten der einzelnen Beglinstigten noch nicht im
Detail bekannt, sind diese spatestens vor der Umsetzung der Bewilligenden Stelle zu
melden. Der Férderantrag muss jedoch bereits eine ausreichende Bestimmtheit auf-
weisen, um die Fordervoraussetzungen und die Erfiillung der Auswahlkriterien pri-

fen zu kénnen.

Ein Gemeinschaftlicher Rahmenantrag ist maximal fiir den Zeitraum von drei Jahren
zul3ssig, darf nicht iber eine zusammenhangende Region hinausgehen und umfasst

maximal den Dienstbereich einer Forstaufsichtsstation der Forstbehorde.

Ein Rechtsanspruch auf Antragstellung im Wege eines Gemeinschaftlichen Rahmen-

antrags besteht nicht.

Diese dem Forderantrag zugrundeliegende Sonderrichtlinie samt deren integrierten
Bestandteilen bildet einen Teil des Vertrags, der durch die Genehmigung des Forder-
antrags durch die Bewilligende Stelle zwischen der forderwerbenden Person und
dem Bund zustande kommt.

Beruft sich eine andere Forderstelle bei der Gewahrung einer gemalk dem GSP
ausschlieBlich aus Landesmitteln kofinanzierten Férderung auf die materiellen
Bestimmungen dieser Sonderrichtlinie, so gilt der erste Unterabsatz hinsichtlich des

Vertragspartners Bund nicht.
Beurteilung des Projekts

Die Bewilligende Stelle hat das Projekt insbesondere hinsichtlich folgender Punkte
schriftlich zu beurteilen und die dafiir erforderlichen Verwaltungskontrollen gemaR §
89 GSP-AV durchzufiihren:

- Zuordnung des Projekts zur beantragten FordermaRnahme,

- Vorliegen der Forderfahigkeit der férderwerbenden Person und der fachlichen
Fordervoraussetzungen,

- Forderfahigkeit und Plausibilisierung der beantragten Kosten und

- Erfillung der Auswahlkriterien.
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1.9.6.2

1.9.6.3

1.9.7

19.7.1

1.9.7.2

19.7.3

1938

1.9.8.1
1.9.8.2

1983

19.9

1.9.9.1

1.99.2

1.9.10

Fordergutachten

In den vorgesehenen Fallen (siehe Besonderer Teil) ist durch die Bewilligende Stelle

ein Fordergutachten einzuholen.
Auswabhlverfahren

Es gelten die Bestimmungen des § 91 GSP-AV.

Die Auswahlkriterien samt dem anzuwendenden Beurteilungsschema und das jewei-
lige Auswahlverfahren sind im Dokument ,Auswahlverfahren und Auswahlkriterien
fiir ProjektmaRBnahmen im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023 - 2027
des BMLUK auf der Homepage des BMLUK und der Zahlstelle veroffentlicht. Dieses
Dokument ist integrierter Bestandteil dieser Sonderrichtlinie und somit Vertragsbe-
standteil.

Entscheidung liber den Férderantrag
Es gelten die Bestimmungen des § 92 GSP-AV.

Die Bewilligende Stelle hat die forderwerbende Person von der Genehmigung oder
Ablehnung unverziiglich nach der Entscheidung - im Falle der (teilweisen) Ablehnung
unter Angabe der Griinde - schriftlich zu verstandigen.

Aus der Genehmigung des Forderantrags entsteht der forderwerbenden Person noch
kein Rechtsanspruch auf die tatsdchliche Auszahlung der maximalen Férderung, son-
dern die Auszahlung hangt von der positiven Entscheidung tber den Zahlungsantrag

ab.

Projektanderungen, Riicknahme von Antrdagen und Mitteilungspflichten
Es gelten die Bestimmungen gemaR §§ 83, 87, 14 und 15 GSP-AV.

Die forderwerbende Person ist darliber hinaus verpflichtet, jede weitere nachtragli-
che Beantragung einer Forderung fiir dasselbe Projekt der Bewilligenden Stelle mit-
zuteilen.

Die forderwerbende Person hat die Fertigstellung des Projekts der Bewilligenden
Stelle binnen angemessener Frist bekannt zu geben. Bei baulichen Projekten ist die
nach den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen vorgesehene behordliche Ab-
nahmebestatigung oder Bauvollendungsanzeige vorzulegen.

Zahlungsantrag

Es gelten die Bestimmungen der §§ 77, 78, 82 und 93 GSP-AV.
Kirzungen aufgrund von Verwaltungssanktionen:

Es gelten die Bestimmungen der §§ 98 und 99 GSP-AV.
Gewdhrung von Vorschusszahlungen

Es gelten die Bestimmungen des § 102 GSP-AV.
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1.9.11 Auszahlung
1.9.11.1 Es gelten die Bestimmungen des § 103 GSP-AV.

1.9.11.2 Die Auszahlung erfolgt durch Uberweisung auf das von der férderwerbenden Person
im Antrag angegebene Namenskonto durch die Zahlstelle im Namen und auf Rech-
nung des BMLUK nach MaRgabe der Verfiigbarkeit der EU-, Bundes- und Landesmit-
tel.

1.9.12 Berichte

1.9.12.1 Die Zahlstelle legt mittels einer Arbeitsanweisung an die Bewilligende Stelle die Fris-
ten des jeweils spatesten Zahlungseingabetermins fiir den dazugehdrigen Auszah-
lungstermin fest. Diese Meldungen bilden die Grundlage fir die Mittelanforderung
der Zahlstelle gegeniiber dem BMLUK und den Landern.

1.9.12.2 Die Bewilligende Stelle erstellt liber das abgelaufene EU-Haushaltsjahr auf Grundlage
eines von der Zahlstelle vorgegebenen Musters einen Jahresbericht, der bis spates-
tens 10.11. des jeweiligen Jahres an die Zahlstelle zu Gbermitteln ist.

1.9.12.3 Dieser Jahresbericht enthalt einerseits im Hinblick auf die Verantwortlichkeit der
Zahlstelle eine Beschreibung der durchgefiihrten Projekte, eine Bescheinigung Gber
die Forderfahigkeit der genehmigten Férderantrage und eine Erklarung, dass die For-
derbedingungen eingehalten und alle einschlagigen Unionsvorschriften beachtet
wurden, sowie andererseits alle Daten, die fiir die Erfillung der Berichtspflicht ge-
genliber der Europaischen Kommission erforderlich sind. Weitere Berichtspflichten
der Zahlstelle gegeniiber der Europdischen Kommission bleiben unberihrt.

1.10 Kontrolle und Priifungen

1.10.1 Die Kontrolle erfolgt im Wirkungsbereich der Zahlstelle in Form einer
Verwaltungskontrolle, einer Vor-Ort-Kontrolle und einer Ex-Post-Kontrolle. Dartber
hinaus erfolgen nachgangige Prifungen (Audits) durch die Bescheinigende Stelle,
Dienststellen der Europaischen Kommission und Rechnungshdéfe. Es gelten die
Bestimmungen gemaR § 18a MOG 2021 sowie §§ 9, 10, 17, 88 bis 90 und 93 bis 96
GSP-AV.

1.10.2 Die Organe und Beauftragten der Zahlstelle, des BML, des Osterreichischen
Rechnungshofes sowie die Organe der EU kdnnen die Einhaltung aller
Forderbedingungen, insbesondere die Berechtigung zur Inanspruchnahme begehrter

oder bereits ausbezahlter Forderungen, Giberprifen.

1.10.3 Die forderwerbende Person ist verpflichtet, die angefiihrten KontrollmaBnahmen
zuzulassen. Bei der Kontrolle hat eine geeignete und informierte Auskunftsperson
der férderwerbenden Person anwesend zu sein, Auskiinfte zu erteilen und sonstige

Unterstlitzung zu leisten.
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1.104 Verweigert die forderwerbende Person oder eine ausgewiesene
vertretungsbevollmachtigte Person die Auskunft oder verhindert sie die
Durchflihrung der Vor-Ort-Kontrolle auf andere Weise, ausgenommen im Falle
hoherer Gewalt oder bei Vorliegen auRergewohnlicher Umstande, ist der

Forderantrag abzulehnen oder eine bereits erteilte Forderzusage zu widerrufen.

1.10.5 Ist im Antrag eine Person als Vertretungsbevollmachtigte ausgewiesen, gilt diese in
jedem Falle als geeignete und informierte Auskunftsperson, soweit die
forderwerbende Person selbst bei der Kontrolle nicht anwesend ist oder Auskunft
nicht erteilt oder nicht erteilen kann.

1.10.6 Ist die forderwerbende Person oder die ausgewiesene vertretungsbevollmachtigte
Person bei der Kontrolle nicht anwesend, gelten im Betrieb malRgeblich mitwirkende
und volljahrige Betriebsangehorige als geeignete und informierte
Auskunftspersonen, sofern die Kontrolle angekiindigt war und die férderwerbende
Person ohne weitere Benennung einer auskunftsberechtigten Person bei der

Kontrolle nicht anwesend ist.

1.10.7 Die Priiforgane (Kontrollorgane) kénnen jederzeit ohne Ankiindigung oder auch nach
Ankiindigung alle Betriebs- und Lagerrdume sowie Betriebsflachen betreten und in
die Buchhaltung und in alle Bezug habenden Aufzeichnungen oder Unterlagen der

forderwerbenden Person Einsicht nehmen.

1.10.8 Die Priiforgane konnen im Zuge der Kontrolle jederzeit die Aushandigung oder
Zusendung von Kopien — soweit erforderlich auch von Originalen — von
Aufzeichnungen oder Unterlagen der férderwerbenden Person oder Zugang zu

elektronischen Aufzeichnungen auf dessen Kosten verlangen.

Schriftliche Pacht- bzw. Bewirtschaftungsvertrage und sonstige forderungsrelevante
Unterlagen sind am Betrieb aufzubewahren und zur Verfiigung zu halten. Diese Un-
terlagen sind auf Verlangen jederzeit — auch auflerhalb der Vor-Ort-Kontrolle — den

Priforganen vorzulegen oder der Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen ist zu

gewahren.

1.10.9 Sind der férderwerbenden Person férderrelevante Unterlagen insofern nicht
zuganglich, als sie rechtmaRig bei einem Dritten aufliegen oder aufliegen miissen,
hat sie Uber Aufforderung Vorkehrungen zu treffen, dass sie von dem Priiforgan bei
Bedarf eingesehen oder ihm in Kopie — soweit erforderlich auch Originale —
ausgehandigt werden kénnen oder der Zugang zu elektronischen Aufzeichnungen

gewahrt wird.

1.10.10 Kann der Zugang zu férderrelevanten Unterlagen nicht gewahrt werden, gelten die

Unterlagen als nicht vorgefunden.
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1.11 Zusatzliche Bestimmungen fiir Agrarinvestitionskredite (AIK)
1111 Allgemeines

1.11.1.1  Zinsenzuschisse zu Agrarinvestitionskrediten kdnnen allein oder in Zusammenhang
mit einem Zuschuss flr Investitionen im Rahmen dieser Sonderrichtlinie gewahrt
werden, soweit dies im Besonderen Teil vorgesehen ist. Wird ein Zinsenzuschuss zu-
satzlich zu einem Zuschuss gewahrt, liegt eine ,,zusatzliche nationale Forderung” iS
von Artikel 146 der Verordnung (EU) 2021/2115 vor.

1.11.1.2 Fiir die Berechnung des tilgungsplanméaBigen Zinsenzuschusses ist fiir die gesamte
Kreditlaufzeit der jeweils geltende Bruttozinssatz gemaR Punkt 1.11.1.3, hochstens
aber 4,5 % p.a. heranzuziehen.

1.11.1.3  Zinsenzuschiisse werden nur gewahrt, sofern mit der forderwerbenden Person (Kre-
ditnehmerin oder Kreditnehmer) folgende Verrechnungsmodalitdten vereinbart wer-
den:

Hochstens folgender Bruttozinssatz: 6-Monate-Euribor + 1,5 % Aufschlag. Die
Zinssatzanpassung erfolgt nach MaRgabe der Verdanderungen des Bruttozinssatzes
halbjahrlich, wobei Veranderungen des 6-Monate-Euribors, auf 2 Stellen nach dem
Komma kaufmannisch gerundet werden. Als Stichtag fiir die Berechnung ist der 6-
Monate-Euribor zum jeweils vorletzten Banktag vor Periodenbeginn (1. Jdnner und
1.Juli) heranzuziehen. Ein allfilliger negativer EURIBOR ist bei der Berechnung des

Bruttozinssatzes nicht zu beriicksichtigen.
1.11.2 Tilgung

Mit der ratenmaRigen Tilgung des Kredites ist spatestens ein Jahr nach Zuzdhlung zu
beginnen. Die falligen Zinsen sind aber auch wahrend der tilgungsfreien Zeit zu ent-

richten.

Die Bewilligende Stelle kann im Einvernehmen mit dem jeweiligen Kreditinstitut eine

tilgungsfreie Anlaufzeit von bis zu zwei Jahren einrdumen.
1113 Verlangerung der Ausniitzungsfrist eines AIK

Die Zusage fir die Gewahrung von Zinsenzuschiissen zu Agrarinvestitionskrediten
verliert bei Nichtausniltzung eines forderbaren Kredites nach drei Jahren ihre Giiltig-
keit. Die Nichtausniitzung des Agrarinvestitionskredites ist durch das Kreditinstitut

der zustandigen Bewilligenden Stelle unter Angabe der Griinde zu melden.

Die forderwerbende Person kann vor Ablauf der Giltigkeit ein Ansuchen um Verlan-
gerung der Ausnitzungsfrist an die Bewilligende Stelle richten. In begriindeten Fallen

kann die Ausnitzungsfrist hochstens um ein Jahr verlangert werden.
1114 Abwicklung
1.11.4.1 Einbezogene Kreditinstitute
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Kreditinstitute mit Niederlassung in Osterreich, in Tirol auch der Landeskulturfonds,
(im Folgenden Kreditinstitute genannt), die die Bedingungen des BMLUK, unter de-
nen eine Teilnahme an der Kreditaktion moglich ist, akzeptieren.

1.11.5 Antragstellung

Antrage auf einen Zinsenzuschuss sind im Zuge des Forderantrags zu stellen und ge-
maR § 4 GSP-AV einzureichen.

1.11.5.1 Kreditzusage durch das Kreditinstitut

Die Kreditzusage durch das Kreditinstitut erfolgt aufgrund seiner jeweiligen Ge-
schaftsbedingungen und der wirtschaftlichen Ertragskraft der Kreditnehmerin oder
des Kreditnehmers.

1.11.5.2  Genehmigung des Zinsenzuschusses

Die Bewilligende Stelle hat die forderwerbende Person von der Genehmigung oder
Ablehnung unverziiglich nach der Entscheidung - im Falle der (teilweisen) Ablehnung
unter Angabe der Griinde - schriftlich zu verstandigen und sie auf die Erflllung etwai-
ger noch ausstehender Voraussetzungen oder Bedingungen fiir die Erteilung der Aus-
zahlungsermachtigung hinzuweisen. Diese Mitteilung hat auch die voraussichtliche
Hbéhe des Barwerts des Zinsenzuschusses zu enthalten. Der Kreditnehmerin oder
dem Kreditnehmer entsteht daraus kein Rechtsanspruch auf die mitgeteilte Héhe

des Barwerts des Zinsenzuschusses.

Nach Genehmigung des Zinsenzuschusses durch die Bewilligende Stelle Gbermittelt

diese eine unterzeichnete Konsignationsliste an das Kreditinstitut.
1.11.5.3  Auszahlungsermachtigung

Die Zuzahlung des Kredites als geforderter Kredit darf durch das Kreditinstitut erst
nach einer von der Bewilligenden Stelle schriftlich erteilten Auszahlungsermachti-

gung erfolgen. Auszahlungsermachtigungen kénnen erteilt werden, wenn entspre-
chende saldierte Rechnungsbelege vorliegen und im Falle von Bauten der Baufort-

schritt nachgewiesen wurde.

Bei baulichen Investitionen mit férderfahigen Gesamtkosten Giber EUR 30.000 kon-
nen unter den gleichen Bedingungen Teilfreigaben bis max. 50 % des genehmigten

Al-Kreditvolumens erfolgen.

1.11.5.4  Stundung von Tilgungsraten oder Laufzeitverlangerungen:
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1.11.55

1.11.5.6

1.11.5.7

Wenn die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer voriibergehend unverschuldet in
eine wirtschaftliche Notlage geraten ist, konnen Stundungen von max. zwei Tilgungs-
raten mit oder ohne gleichzeitige Laufzeitverlangerung bis max. ein Jahr (iber die ur-
spriinglich vereinbarte Kreditlaufzeit hinaus von der Bewilligenden Stelle in Abspra-
che mit dem Kreditinstitut genehmigt werden. Das BML kann nach Naturkatastro-
phen oder sonstigen auBergewohnlichen Ereignissen im Einvernehmen mit dem BMF
die Bewilligenden Stellen ermachtigen, bei betroffenen Kredithehmern auf Antrag
zusatzliche auRerordentliche Stundungen von max. zwei Tilgungsraten mit oder ohne
gleichzeitige Laufzeitverlangerung bis max. ein Jahr lber die urspriinglich vereinbarte

Kreditlaufzeit in Absprache mit dem Kreditinstitut zu genehmigen.

Das Ersuchen um Stundung oder Laufzeitverlangerung ist vor Falligkeit der Rate der
Bewilligenden Stelle vorzulegen und es ist das Ausmal der Notlage betragsmaRig zu
beziffern und durch geeignete Unterlagen zu belegen, fiir auRerordentliche Stundun-
gen kann in begrindeten Fallen darauf verzichtet werden.

[Satz entfillt]

Verzichtsmeldungen

Der Bewilligenden Stelle sind nicht zugezahlte jedoch mit einer Auszahlungsermach-
tigung bestatigte AIK Betrage von der forderwerbenden Person oder vom Kreditinsti-

tut als Verzicht mittzuteilen.
Weitergeltung der Férderungszusage bei Kreditiibertragungen

Im Falle einer Kreditiibertragung, die durch eine Ubernahme des Projekts durch ei-
nen Dritten bedingt ist, gilt die Férderungszusage fiir die Ubernehmerin oder den

Ubernehmer, sofern folgende Voraussetzungen fiir den Beitritt zum Férderungsver-

trag sind:

1. die Ubernehmerin oder der Ubernehmer erfiillt die Férderungsvoraussetzun-
gen und

2. es liegt die Zustimmung der Bewilligenden Stelle zum Vertragsbeitritt vor.

Die bisherige férderwerbende Person haftet wahrend aufrechter Nutzungsdauer

weiterhin fur die Einhaltung der vertraglich eingegangenen Verpflichtungen.

[Satz entfallt]

Kreditinstitutswechsel

Kreditfalle, fir welche die Zinsenzuschiisse bereits genehmigt wurden, kénnen - in-
soweit noch keine Darlehenszuzahlung erfolgte - an andere an der Agrarinvestitions-
kredit-Malnahme beteiligte Kreditinstitute abgetreten werden, sofern tiber den

Wechsel des Kreditinstitutes Einverstandnis zwischen den Betroffenen besteht. Die
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Bewilligende Stelle ist vom abtretenden Kreditinstitut von dem Kreditinstitutswech-

sel in Kenntnis zu setzen.

1.11.5.8  Siamtliche Anderungen der Férderbedingungen sind von der Bewilligenden Stelle in

der Digitalen Forderplattform der AMA zu erfassen.

1.11.6 Einstellung oder Riickforderung des Zinsenzuschusses

1.11.6.1  Zinsenzuschisse sind ohne Riickforderung einzustellen, wenn die geforderte Investi-
tion nach Ablauf der Behalteverpflichtung gemaf Punkt 1.5.4, aber noch wahrend
der Kreditlaufzeit, nicht mehr widmungsgemaR verwendet wird oder die forderwer-
bende Person bei der Kreditriickzahlung mit mehr als einer Rate in Verzug geraten ist
oder Uber das Vermogen der forderwerbenden Person ein Insolvenzverfahren eroff-
net wurde. Kommt es zu einer Verletzung der Behalteverpflichtung innerhalb der
ersten beiden Jahre, ist der Zinsenzuschuss gemal § 98 Abs. 7 GSP-AV ganzlich und
danach — sofern es bereits zur eine Auszahlung des Zinsenzuschusses gekommen ist -

anteilig im Verhaltnis zum Zeitraum der Nichteinhaltung zuriick zu fordern.

1.11.6.2 Die forderwerbende Person hat die Aufgabe der widmungsgemalen Verwendung
oder die Verwendungsanderung unverziiglich der Bewilligenden Stelle zu melden.

1.11.6.3 Abweichend von Punkt § 72 GSP-AV beginnt die Behalteverpflichtung bei einem Pro-
jekt, welches ausschlieBlich mit einem Zinsenzuschuss gefordert wird, mit dem Da-
tum der letzten Auszahlungsermachtigung der Bewilligenden Stelle.

1.11.6.4 Ist ein Rickforderungstatbestand fiir einen Zuschuss zu einer Investition gegeben,
gilt dieser auch fir den Zinsenzuschuss, der zusatzlich zum Zuschuss oder an dessen
Stelle gewahrt wurde.

1.12 Riickforderung
1121 Es gelten die Bestimmungen der §§ 12 und 13 GSP-AV.

1.12.2 Die Verzinsung richtet sich nach § 21 MOG 2021.

1.13 Datenverarbeitung

1.13.1 Die forderwerbende Person nimmt zur Kenntnis, dass das BVILUK, die Zahlstelle und

weitere beauftragte Abwicklungsstellen berechtigt sind

1. alle im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung der Férderung an-
fallenden personenbezogenen Daten zu Abwicklungs- und Kontrollzwecken
(einschliefllich Berichtslegung fiir Monitoring- und Evaluierungsverpflichtun-
gen) zu verarbeiten und

2. die fir die Beurteilung des Vorliegens der Forderbedingungen und zur Priifung

des Zahlungsantrages erforderlichen personenbezogenen Daten Uiber die von
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1.13.2

1133

1.13.4

1135

1.14

1.15

ihr selbst erteilten Auskiinfte hinaus auch durch Riickfragen bei den in Be-
tracht kommenden anderen Organen des Bundes oder bei einem anderen
Rechtstrager, der einschlagige Forderungen zuerkennt oder abwickelt, oder bei
sonstigen Dritten zu erheben und an diese zu tGbermitteln, sowie Transparenz-
portalabfragen gemafd § 32 Abs. 5 TDBG 2012 durchzufiihren.

Die forderwerbende Person nimmt zur Kenntnis, dass es dazu kommen kann, dass
Daten insbesondere an Organe und Beauftragte des Rechnungshofes (insbesondere
gemal § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes 1948), des
Bundesministeriums fiir Finanzen (insbesondere gemals §§ 57 bis 61 und 47 BHG
2013) und der Europdischen Union nach den EU-rechtlichen Bestimmungen

Ubermittelt oder offengelegt werden missen.

Die forderwerbende Person nimmt zur Kenntnis, dass aufgrund des Art. 98 der
Verordnung (EU) 2021/2116 Daten uber die Beglinstigten und das Projekt fur das

betreffende Haushaltsjahr von der Zahlstelle via Internet ver6ffentlicht werden.

Die férderwerbende Person nimmt zur Kenntnis, dass aufgrund des Art. 9 der
Verordnung (EU) 2022/2472 sowie der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 ab einer
Forderungshdhe von mehr als EUR 100.000 Informationen tber die
Forderungsempfanger gemal Anhang lll leg cit zu veréffentlichen sind.

Rechte gemaR Datenschutz-Grundverordnung

Die forderwerbende Person nimmt das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Loschung,
Einschrankung, Datenibertragbarkeit, Widerruf und Widerspruch, welche bei der
Zahlstelle geltend zu machen sind, sowie die Beschwerdemaoglichkeit bei der Daten-

schutzbehorde zur Kenntnis.

Gleichbehandlungs- und Behindertengleichstellungsgesetz

Forderungen diirfen nur jenen forderwerbenden Personen gewahrt werden, die das
Gleichbehandlungsgesetz (Gleichbehandlungsgesetz, BGBI. | Nr. 66/2004) und das
Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (§ 8 Behindertengleichstellungsgesetz,
BGBI. I Nr. 82/2005) sowie das Diskriminierungsverbot gemaR § 7b des Behinderten-
einstellungsgesetzes (BEinstG), BGBI. Nr. 22/1970, beachten.

Verbot der Abtretung, Anweisung, Verpfandung und
sonstigen Verfiigung

Die Abtretung von Forderungen sowie Anweisung, Verpfandung von oder sonstige
Verfligung lGber Forderungen der forderwerbenden Person aufgrund von Forde-

rungszusagen nach dieser Sonderrichtlinie ist der Republik Osterreich gegeniiber un-

wirksam.
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1.16 Publikation

Der Hinweis (iber die Erlassung dieser Sonderrichtlinie oder ihre Anderung sowie der
Text der Sonderrichtlinie selbst werden auf der Homepage des BML unter
www.bmluk.gv.at veroffentlicht.

1.17 Subjektives Recht

Ein subjektives Recht (Rechtsanspruch) auf Gewahrung einer Forderung entsteht aus
der Erlassung dieser Sonderrichtlinie nicht.

1.18 Gerichtsstand

Fiir Streitigkeiten aus dem zwischen Bund und forderwerbender Person bestehenden
Fordervertrag gilt als ausschlieRlicher Gerichtsstand Wien.

1.19 Allgemeine Rahmenrichtlinien

Die "Allgemeinen Rahmenrichtlinien fiir die Gewahrung von Forderungen aus Bun-
desmitteln (ARR 2014)“ bilden einen integrierten Bestandteil dieser Sonderrichtlinie
und sind auf die gegenstandlichen FérdermalRnahmen anzuwenden, soweit in dieser

Sonderrichtlinie nicht anderes bestimmt ist.

1.20 Inkrafttreten und Anwendbarkeit

1.20.1 Diese Sonderrichtlinie tritt mit 1.1.2023 in Kraft und ist auf alle ab diesem Datum

gestellten Forderantrage und abgeschlossenen Foérdervertrage anzuwenden.

1.20.2 Davon abweichend treten folgende FérdermalRnahmen zu dem angegebenen
Zeitpunkt in Kraft:

1. Investitionen in die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse (73-02) am 1.7.2023

Infrastruktur Wald (73-03) am 1.1.2024

Waldbewirtschaftung (73-04) am 1.4.2025

Investitionen in Gberbetriebliche Bewasserung (73-05) am 1.4.2023

vk W

Investitionen in 6kologische Verbesserungen und Mallnahmen zur Minderung
des Hochwasserrisikos (73-06) — Verbesserung Wasserhaushalt am

6. Investitionen in 6kologische Verbesserungen und MalRnahmen zur Minderung
des Hochwasserrisikos (73-06) — Okologische Agrarinfrastruktur am 1.1.2024
7. Investitionen in 6kologische Verbesserungen und MalRnahmen zur Minderung

des Hochwasserrisikos (73-06) — Verringerung Hochwasserrisiko am

8. Investitionen in Diversifizierungsaktivitaten inklusive Be- und Verarbeitung so-

wie Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse (73-08) am 1.4.2023
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1.20.3

1.204

1.20.5

1.20.6

10.
11.

12.

13.

14.
15.

16.
17.

18.

Landliche Verkehrsinfrastruktur (73-09) am 1.7.2023

Investitionen zur Stabilisierung von Hangrutschungen (73-18) am 1.4.2023
Forderung der Niederlassung von Junglandwirtinnen und Junglandwirten (75-
01) am 1.4.2023

Teilnahme an Qualitatsregelungen fir Lebensmittel und Zierpflanzen (77-01)
am 1.1.2024

Landliche Innovationssysteme im Rahmen der Europaischen Innovationspart-
nerschaft (77-03) am 1.4.2023

LEADER (77-05) am 1.7.2023

Forderung von Operationellen Gruppen und von Innovationsprojekten im Rah-
men der Europdischen Innovationspartnerschaft fir landwirtschaftliche Pro-
duktivitat und Nachhaltigkeit — EIP-AGRI (77-06) am 15.4.2023

Land- und forstwirtschaftliche Betriebsberatung (78-01) am 15.7.2023 m@

Wissenstransfer fur land- und forstwirtschaftliche Themenfelder (fachliche und
personliche Fort- und Weiterbildung und Information) (78-02) am 1.1.2024
Wissenstransfer (Bewusstseins-, Weiterbildung, Beratung sowie Plane und Stu-
dien) fiir auBerland- und forstwirtschaftliche Themenfelder (78-03) am
1.4.2023.

Anderungen dieser Sonderrichtlinie treten am Tag nach der Publikation in Kraft,

soweit nicht ein anderes Inkrafttreten vorgesehen ist.

Punkt 11.4.5 tritt in der Fassung der ersten Anderung riickwirkend mit dem

Einreichdatum’ der ersten Anderung des GSP in Kraft.

Punkt 16.6.5, 17.6.3 und 19.6.7 und 19.6.8 treten in der Fassung der ersten

Anderung ab Vorliegen der beihilferechtlichen Genehmigung der européische

Kommission in Kraft®.

Punkt 2.5.4 tritt in der Fassung der dritten Anderung riickwirkend mit 1.8.2024 in

Kraft und ist vorbehaltlich der Genehmigung der Anderung im GSP anwendbar.[3]

721. Juni 2023
8 Beschluss der Kommission C(2023) 4987 final vom 21. Juli 2023
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1.20.7

Die Punkte 19.5.2., 19.5.5 und 27.2.6 treten in der Fassung der fiinften Anderung
dieser Sonderrichtlinie vorbehaltlich der Genehmigung der dritten Anderung im GSP
mit dem Einreichdatum der GSP-Anderung in Kraft und sind auf Antrige

anzuwenden, die ab diesem Zeitpunkt eingereicht werden.
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2 Investitionen in die landwirtschaftliche
Erzeugung (73-01)

2.1 Ziele

Mit dieser Intervention werden Investitionen von Bewirtschafterinnen und Bewirt-
schaftern landwirtschaftlicher Betriebe unterstitzt, die zu einer Verbesserung der
Wettbewerbsfahigkeit, der Einkommen bzw. Gesamtleistung des Betriebes, des Tier-
schutzes und des Tierwohls, der Hygiene und Qualitat bei Lebensmitteln und Futter-
mitteln, der Umweltwirkung und des Ressourcenschutzes, der Produktionsprozesse
und internen Infrastruktur sowie der Lebens- und Arbeitsbedingungen beitragen.

2.2 Fordergegenstande
2.2.1 Stallbau besonders tierfreundlich

Gefordert werden Stallbauten, die dem Merkblatt ,Standards fir Besonders tier-
freundliche Haltung und NH3-Minderung fiir eine erhéhte Forderung” (Beilage 1)
entsprechen, mit folgenden fix eingebauten Anlagenteilen (analog zur Beschreibung

im Baukostenrichtsatz): Aufstallungen, Entmistungsanlagen, Liftungsanlagen.
2.2.2 Stallbau Basisstandard

Gefordert werden Stallbauten, die dem Merkblatt ,Forderstandards fir die Tierhal-
tung und NH3-Minderung fiir die Forderung” (Beilage 2) entsprechen, mit folgenden
fix eingebauten Anlagenteilen (analog zur Beschreibung im Baukostenrichtsatz): Auf-

stallungen, Entmistungsanlagen, Liftungsanlagen.
2.23 Einstell-, Lager- und Wirtschaftsgebaude

- Einstellgebaude fir Maschinen

- Lagerhallen

- Futterbergerdaume

- Bauliche Investitionen im Bereich der Bienenhaltung

- Bauliche Investitionen in der Obst- und Weinproduktion,

- Sonstige Wirtschaftsraume (nicht im Wohngebaude)
2.2.4 Technische Einrichtungen (fest verbunden)

- Melktechnik

- FlUtterungstechnik

- Gulletechnik

- Einstreutechnik

- Forder-, Reinigungs- und Verteilertechnik

- Trocknungs- und Belliftungsanlagen
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- Abluftwascher
- Krananlagen

- Sonstige technische Anlagen

2.25 Siloanlagen

- Garfutterbehalter
- Getreidesiloanlagen
- sonstige Siloanlagen

2.2.6 Diingersammelanlagen

- Dingersammelanlagen fiir Flissigmist mit fester Abdeckung
- Nachtragliche Abdeckungen von Diingersammelanlagen fir Fllssigmist
- Festmistlagerstatten

- Kompostaufbereitungsplatten
2.2.7 Alm-, Alpgebdude und Alminfrastruktur

- Bauliche Alminvestitionen

— Technische Alminvestitionen
2.2.8 Gartenbau

— Bauliche MaBnahmen im Gartenbau
- Technische Einrichtungen im Gartenbau
— Biomasseheizanlagen sind im Gartenbau forderfahig, soweit sie nicht in ande-

ren bundesweiten Programmen gefordert werden kénnen
2.2.9 Anlage von erwerbsmaRigen Obst- und Dauerkulturen und SchutzmaRnahmen

- Dauerkulturen (mehrjahrig - ausgenommen Wein)
- Stationdre und mobile Schutzeinrichtungen

- Sonstige technische Einrichtungen
2.2.10 Beregnungs- und Bewasserungseinrichtungen

- Bauliche Anlagen

- Technische Anlagen und Gerate

2.2.11 MaBnahmen zur Verbesserung der Klima- und Umweltwirkung in den Bereichen
Bodenschutz, Emissionsvermeidung, Ressourcenschonung und Energieeffizienz
(Beilage 3).

2.2.12 Maschinen und Geréate der Innenwirtschaft (Spezifizierungen Beilage 4)
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2.2.13

2.2.14

2.214.1

2.2.14.2

2.2.143

Aus Griinden einer regionalspezifischen Schwerpunktbildung kann das BMLUK bei
diesen Fordergegenstanden auf begriindeten Antrag einer Bewilligenden Stelle Ein-
schrankungen mit allgemeiner Wirkung flir den Wirkungsbereich dieser Bewilligen-
den Stelle genehmigen. Die Bewilligenden Stellen sind verpflichtet, flir eine geeig-

nete Information der forderwerbenden Personen zu sorgen.
Maschinen und Gerate der AulRenwirtschaft
Einzelbetrieblicher und gemeinschaftlicher Erwerb von (Spezifizierungen Beilage 4):

- Selbstfahrenden Bergbauernspezialmaschinen wie Zweiachsmaher und Motor-
karren sowie Breitspurmotormaher;

- Erntemaschinen (fiir Kartoffel-, Zuckerriben-, Wein- und Obstbau, Spezialkul-
turen, keine Mahdrescher);

- Pflanzenschutzgeraten und Direktsaatanbaugeraten;

- Mafnahmen zur Verbesserung der Digitalisierung

Aus Griinden einer regionalspezifischen Schwerpunktbildung kann das BMLUK bei

diesen Fordergegenstanden auf begriindeten Antrag einer Bewilligenden Stelle Ein-

schrankungen genehmigen. Die Bewilligenden Stellen sind verpflichtet, fir eine ge-

eignete Information der forderwerbenden Personen zu sorgen.
Abgrenzung zu anderen FoérdermalRnahmen

Investitionen in Diversifizierungsaktivitaten inkl. Be- und Verarbeitung sowie Ver-
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse (73-08):

- Projekte der Be- und Verarbeitung von landwirtschaftlichen Produkten zu einer
hoheren Veredelungsstufe sowie der Direktvermarktung werden der Diversifi-
zierung zugerechnet.

- Projekte in Trocknung, Reinigung, Sortierung, Verpackung, etc. werden den In-
vestitionen in die landwirtschaftliche Erzeugung zugerechnet.

- Bei Mischprojekten erfolgt die Zuordnung der férderfahigen Kosten nach de-

ren Uberwiegendem Anteil.

Sektorale FordermaRnahmen im Bereich Imkerei (55-01 bis 55-08) und sektorale For-
dermalRnahmen im Bereich Wein (58-01 bis 58-04):

Bauliche Investitionen kénnen in der gegenstandlichen FordermaRnahme und in der
FordermaBnahme Verarbeitung und Vermarktung (73-02) gefordert werden. Alle
weiteren Investitionen in diesen Sektoren sind in der Landlichen Entwicklung nicht
forderfahig.

Bei Mitgliedern von Erzeugerorganisationen im Sektor Obst- und Gemdise i.S. der
Verordnung (EU) 2021/2115 sind Kosten, die im Rahmen des jeweiligen jahrlichen
Operationellen Programms forderfahig sind, von der Forderung im Rahmen dieser
FordermaBnahme auszuschlieRen.
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2.2.14.4  Photovoltaikanlagen werden in dieser FordermaRnahme nicht geférdert.

2.3 Forderwerbende Personen
2.3.1 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter landwirtschaftlicher Betriebe

Als land- (und forst)wirtschaftlicher Betrieb gilt jede selbstandige 6rtliche und
organisatorisch-technische Einheit zur Erzeugung von Pflanzen oder zur Haltung von
Nutztieren mit wirtschaftlicher Zielsetzung, die tber die mit der kulturspezifischen
Bewirtschaftung der jeweiligen Flache oder Tierhaltung verbundenen und
unerlasslichen Infrastruktur und bei Tierhaltung lber selbst bewirtschaftete

landwirtschaftliche Flachen spatestens im Zieljahr gemall Punkt 2.4.4.2 verfiigt.

23.2 Zusammenschlisse von Bewirtschafter:innen hinsichtlich Gemeinschaftsmaschinen
gemaR Punkt 2.2.11 und Punkt 2.2.13°.

233 Fir Investitionen auf von Agrargemeinschaften verpachteten Flachen und in
Gebduden kann auch die Agrargemeinschaft als forderwerbende Person auftreten,
soweit ohne diese Investition die landwirtschaftliche Bewirtschaftung der

verpachteten Flachen nicht gesichert ware.

2.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
24.1 Bewirtschaftung von mindestens 3 ha landwirtschaftliche Flache iS von § 25 GSP-AV

(inkl. anteiliger Flachen einer Gemeinschaftsalm oder Gemeinschaftsweide) ab

Antragstellung.

2.4.2 Betriebe, die diese Voraussetzungen noch nicht erfiillen, miissen lber einen eigenen
Einheitswert oder einen Zuschlag zum landwirtschaftlichen Einheitswert verfigen.
Dies gilt insbesondere fiir Betriebe des Garten-, Feldgemiise-, Obst- oder Weinbaues
sowie der Bienenhaltung und des Hopfenanbaues. Betriebe, die keinen eigenen
Einheitswert bzw. keinen Zuschlag zum landwirtschaftlichen Einheitswert vorlegen
kénnen, missen zum Zeitpunkt der Antragstellung zumindest eine dahingehende
Meldung bei der Finanzverwaltung vorlegen. Fiir den Nachweis eines eigenen

Einheitswerts kann eine Nachfrist bis zum Zahlungsantrag gesetzt werden.
243 Ausreichende berufliche Qualifikation

2.43.1 Zum Zeitpunkt der Antragstellung muss eine der folgenden Qualifikationen durch die
forderwerbende Person oder durch zumindest einen beteiligten Gesellschafter vor-
liegen. Bei juristischen Personen (Kapitalgesellschaften) kann dieser Nachweis auch
durch ein zur Geschaftsfliihrung berufenes Organ der Gesellschaft erbracht werden.

9 Sollen Projekte zu nicht unter Punkt 2.2.11 und 2.2.13 fallende Férdergegenstiande gemeinschaftlich von mehreren
Bewirtschafter:innen unterschiedlicher Betriebe umgesetzt werden, sind die Projektteile je Betrieb gesondert zu beantragen.
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2.43.2

2433

2.4.4

2441

2.44.2

2443

Land- und forstwirtschaftliche Berufserfahrung von mindestens 3 Jahren als Betriebs-
flhrer:in oder hauptberuflich bei der SVS mitversichertes Familienmitglied.

Anerkennbare Nachweise sind:

- Meldung im INVEKOS als Betriebsfiihrer:in
- Nachweis der Sozialversicherung lber die Tatigkeit als Betriebsfiihrer:in
- Nachweis der Sozialversicherung liber die Tatigkeit als hauptberuflich beschaf-

tigtes Familienmitglied

Facharbeiter:innenprifung eines der Lehrberufe des LFBAG idgF. — ausgenommen
die Berufsjagdwirtschaft — oder eine héherwertige land- und forstwirtschaftliche
Fachausbildung.

Eine jedenfalls anzuerkennende hohere Ausbildung ist der Meister:innenabschluss
der angefiihrten Lehrberufe des LFBAG — ausgenommen die Berufsjagdwirtschaft —

sowie Abschliisse von hoheren Lehranstalten, Fachhochschulen und universitaren

Einrichtungen, welche auf der Homepage der AMA veroffentlicht werden.

Dabei nicht genannte Abschlisse sind bei Bedarf von den 6rtlich zustandigen land-
und forstwirtschaftlichen Ausbildungsbehorden (LFAs) hinsichtlich einer zumindest
dem Facharbeiter:innenniveau entsprechenden Ausbildung zu beurteilen und zu be-

statigen.

Liegt der Nachweis einer Facharbeiter:innen- oder héheren Ausbildung zum Zeit-
punkt der Antragstellung nicht vor, so kann dieser bis spatestens zwei Jahre nach der
Antragstellung erbracht werden. Diese Frist kann in begriindeten Ausnahmefallen
auf Antrag der férderwerbenden Person um ein Jahr verlangert werden.

Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit

Die Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit des Projektes wird vor Genehmigung
durch die Bewilligende Stelle oder von einer durch diese beauftragte Stelle im Wege
einer Projektbeurteilung oder eines Betriebsplanes nach sachlichen Kriterien (positi-
ves landwirtschaftliches Einkommen und mittelfristige Kapitaldienstgrenze) und be-
trieblicher Situation beurteilt.

Als Zieljahr ist das Jahr der Erreichung des vollen Produktionsumfanges im Rahmen
des Projektes heranzuziehen.

Bei Maschinen und Geraten der AuRenwirtschaft wird die Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit und der Finanzierbarkeit anhand der Projektbeurteilung fiir Maschinen
und Gerate (Beilage 7) vorgenommen. Eine Forderbarkeit ist gegeben, wenn die in
der Projektbeurteilung ermittelten Kosten je Stunde bzw. je m3 oder ha tuber der
Halfte und unter dem Doppelten der vergleichbaren Kosten der OKL-Richtwerte fiir
die Maschinenselbstkosten liegen.
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2444

2445

2.4.5

2451

2.45.2

2.4.6

2.46.1

2.46.2

Die forderwerbende Person hat im Forderantrag alle dafiir erforderlichen Angaben
zu machen bzw. Unterlagen beizubringen.

Fir Investitionen in den Fordergegenstianden Beregnung und Bewasserung (2.2.10)
und Verbesserung der Klima- und Umweltwirkung (2.2.11) ist diese Beurteilung nicht
erforderlich.

Betriebskonzept

Fir Projekte mit forderfahigen Kosten (iber EUR 150.000 ist von der forderwerben-
den Person ein Betriebskonzept vorzulegen. Ausgenommen davon sind die Férderge-
genstdande Beregnung und Bewdsserung (2.2.10) und Verbesserung der Klima- und
Umweltwirkung (2.2.11) sowie betriebserhaltende Projekte zur Rationalisierung und
zur Arbeitserleichterung. In begriindeten Fallen wie z. B: bei Bedenken hinsichtlich
Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit kann die Bewilligende Stelle in jedem Fall ein
Betriebskonzept einfordern.

Das Betriebskonzept hat mindestens folgende Bestandteile zu enthalten:

1. Darstellung der Ausgangssituation des Betriebs

2. Berechnung und Analyse der Ausgangssituation insbesondere hinsichtlich Be-
triebs- und Arbeitswirtschaft

3. Strategie flr die Entwicklung des Betriebes sowie Ziele und Entwicklungsmog-
lichkeiten in den nachsten 5 bis 10 Jahren

4. Beschreibung des geplanten Projekts
Berechnung und Beurteilung der geplanten Ausrichtung des Betriebs

6. Malnahmen- und Ablaufplan mit Darstellung der vorgesehenen spezifischen
Meilensteine und Ziele

7. Relevanz des Projektes fiir die Ziele Klimaschutz, Ressourcenschonung und 6ko-

logische Nachhaltigkeit
(Siehe Beilagen 8 - Unterlagen fiir Selbstersteller)
Besondere Fordervoraussetzungen und Auflagen
Bauliche und technische MalRnahmen

Einhaltung des baubehordlichen Verfahrens
2. Investitionen in den Neubau von Gebauden, die mit Energie aus fossilen Brenn-
stoffen versorgt werden, und Investitionen in die Einrichtung und Ausstattung
neu errichteter Gebaude, die mit Energie aus fossilen Brennstoffen versorgt
werden, sind nicht forderfahig. Davon ausgenommen sind produktionsstei-
gernde, CO2 klimaneutrale Heizungsanlagen im Gartenbau mit CO2 Dlingung.
3. Trocknungs- und Bellftungsanlagen, die mit fossilen Brennstoffen betrieben

werden, sind nicht forderfahig.

Stallbau
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2.4.6.3

1.

Bei Investitionen in besonders tierfreundliche Stallungen ist das Merkblatt
»,Standards fiir besonders tierfreundliche Haltung und NH3-Minderung fiir eine
erhohte Férderung” (Beilage 1) einzuhalten.

Bei Investitionen in allen tGbrigen Stallungen ist das Merkblatt ,, Forderstan-
dards fir die Tierhaltung und NH3-Minderung fir die Férderung” (Beilage 2)
einzuhalten.

Neubau-Stallbauinvestitionen'® in die Anbindehaltung von Rindern sind mit
Ausnahme von Almbetrieben nicht forderfahig.

Die Errichtung von Kafiganlagen fir Gefllgel (ausgestalteter Kafig) ist nicht for-
derfahig.

Der Betrieb verfiigt in einem solchen Ausmal} Gber selbstbewirtschaftete Fla-
chen, dass zumindest die Halfte des am Betrieb anfallenden Stickstoffs aus
Wirtschaftsdiinger in Ubereinstimmung mit der Nitrat-Aktionsprogramm-Ver-
ordnung!! ausgebracht werden kann. Die gesetzeskonforme Ausbringung des
Ubrigen Anteiles kann mit Dliingerabnahmevertragen nachgewiesen werden.
Fir jede gealpte GVE (auch Gemeinschaftsweide) werden 0,2 ha zur Heimfla-
che hinzugerechnet.

In der Rindermast sind Neubau-Stallbauinvestitionen in Vollspaltensysteme
nur forderfahig, wenn es sich bei der gesamten Flache um einen gummierten
Spaltenboden handelt.

Ein Pferdebetrieb verfiigt Gber mind. 0,5 ha landwirtschaftliche Flache pro ge-
haltene Pferde-GVE, um die Grundfutterversorgung der Pferde aus selbstbe-

wirtschafteten Flachen gewdhrleisten zu kdnnen.

Almwirtschaftliche MaRnahmen

1.

Werden die Investitionen von juristischen Personen und Personenvereinigun-
gen getatigt, finden die Punkte 2.4.1 (Untergrenze Landwirtschaftliche Flache),
2.4.3 (ausreichende berufliche Qualifikation), 2.4.4 (Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit und Finanzierbarkeit) und 2.4.5 (Betriebskonzept) keine Anwen-
dung.

Bei Wohnrdumen auf Almen werden die forderfahigen Kosten auf max. 50 m?
beschrankt.

Bei Investitionen in Stallbauten gilt der Punkt 2.4.6.2 (3) nicht, soweit das Tier-
schutzgesetz Ausnahmen fir die Tierhaltung auf Almen vorsieht.

Die Bewirtschaftung entspricht der 6rtlich iblichen Weidedauer und den vor-

handenen Weidekapazitaten.

10 BaumaRnahmen in bestehenden Stallgebduden, in denen fiir dieselbe Nutzungsrichtung bisher dasselbe Haltungssystem
verwendet wurde, ohne Bestandeserweiterung gelten nicht als Neubau-Stallinvestitionen; gilt ebenso fir Z6 und Z 7.

11 Verordnung tber das Aktionsprogramm zum Schutz der Gewasser vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen
Quellen (Nitrat-Aktionsprogramm-Verordnung — NAPV), BGBI. Il Nr. 495/2022
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2464

2.46.5

Jauche- und Giillegruben, Festmistlagerstatten, Kompostanlagen

1. Anlagen zur Lagerung von Jauche, Giille und Garresten sind mit einer baulich

fest verbundenen Abdeckung zur Vermeidung von Emissionen auszustatten.
Gullelagunen sind nicht forderfahig.
Eine Bestatigung Uber die Einhaltung der Vorgaben des OKL-Baumerkblatt
Nr. 24 ,Dingersammelanlagen fir Wirtschaftsdiinger” (Beilage 9) und der
Dichtheit ist vom bauausfiihrenden Unternehmen vorzulegen (Beilage 10).
Eine Bestatigung (iber die Einhaltung der Vorgaben des OKL-Baumerkblatt
Nr. 24a ,,Kompostierung von Stallmist, Ernte- und Lagerresten” (Beilage 11)
und der Dichtheit ist vom bauausfiihrenden Unternehmen vorzulegen (Beilage
10).
Der Betrieb verfiigt in einem solchen Ausmal} Gber selbstbewirtschaftete Fla-
chen, dass zumindest die Halfte des am Betrieb anfallenden Stickstoffs aus
Wirtschaftsdiinger in Ubereinstimmung mit der Nitrat-Aktionsprogramm-Ver-
ordnung'? ausgebracht werden kann. Fiir jede gealpte GVE (auch Gemein-
schaftsweide) werden 0,2 ha zur Heimflache hinzugerechnet.

Maschinen, Gerate und Anlage

1.

Einzelbetriebliche Investitionen miissen am eigenen Betrieb verwendet wer-
den. Eine untergeordnete nicht gewerbliche Nutzung der geférderten Investi-
tion auf anderen Betrieben (z. B. Nachbarschaftshilfe) ist zulassig.

Bei gemeinschaftlichen Investitionen diirfen nur landwirtschaftliche Betriebe
beteiligt sein. Die Investition darf nur von den beteiligten Betrieben und nicht
gewerblich genutzt werden. Uber die Nutzung der geférderten Investition sind
Aufzeichnungen Uber den Einsatz zu flihren, anhand derer nachzuvollziehen
ist, wo und wann die Gerate verwendet wurden.

Alle Maschinen und Geréate der Innenwirtschaft sowie Aggregate, die mit Ener-
gie aus fossilen Brennstoffen versorgt werden, sind nicht forderfahig.
Bergbauernspezialmaschinen liber 56 kW bzw. und alle selbstfahrenden Ar-
beitsmaschinen miissen mindestens die Abgasstufe V erfillen.
Notstromaggregate (inkl. zapfwellenbetriebene Notstromgeneratoren) sind ab
einer Leistung von 30 kVA und ab einer Abgasstufe Stage V oder vergleichba-

ren Normen (bei motorbetriebenen Standgeraten) forderfahig. [Textteil ent-

fallt] (5]

12 yerordnung tiber das Aktionsprogramm zum Schutz der Gewésser vor Verunreinigung durch Nitrat
aus landwirtschaftlichen Quellen (Nitrat-Aktionsprogramm-Verordnung — NAPV), BGBI. Il Nr.
495/2022
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Bergbauernspezialmaschinen sind nur dann férderfahig, wenn die forderwer-
bende Person einen Betrieb oder Flachen im Berggebiet oder im benachteilig-
ten Gebiet oder Steilflachen mit einer Hangneigung von Uber 25 % bewirt-
schaftet.

Pflanzenschutzgerate (ausgenommen mechanische) sind nur mit giiltigem
OAIP Giitezeichen férderfihig.

2.4.6.6 Gemeinschaftlicher Erwerb von Maschinen

1.

Die Investition muss durch mindestens zwei Bewirtschafter:innen oder durch
eine Gemeinschaft erfolgen, an der sich mindestens zwei Bewirtschafter:innen
vertraglich beteiligen und es muss die gemeinsame Nutzung der Maschine fir
die Dauer von mindestens 5 Jahren vereinbart sein.

Bei gemeinschaftlichen Investitionen diirfen nur landwirtschaftliche Betriebe
beteiligt sein. Die Investition darf nur von den beteiligten Betrieben und nicht
gewerblich genutzt werden. Uber die Nutzung der geférderten Maschinen sind
Aufzeichnungen Uber den Einsatz zu flihren, anhand welcher nachzuvollziehen
ist, wo und wann die Gerate verwendet wurden.

Die Punkte 2.4.1 (Untergrenze Landwirtschaftliche Flache) und 2.4.3 (ausrei-
chende berufliche Qualifikation) finden keine Anwendung.

2.4.6.7 Bauliche und technische Einrichtungen zur Beregnung und Bewdasserung

1.

Vorliegen der wasserrechtlichen Bewilligung gemaR WRG 1959 idgF. sowie von
allenfalls weiteren erforderlichen Bewilligungen, insbesondere der natur-
schutzrechtlichen Bewilligung.

Einhaltung aller Auflagen und Vorschreibungen der rechtlichen Bewilligungsbe-
scheide.

Die Investition beinhaltet die Installation von Wasserzahlern, die es ermdogli-
chen, den Wasserverbrauch auf Ebene der Investition zu messen, sofern diese
nicht bereits installiert sind.

Bei Investition zur Verbesserung bestehender Bewasserungsanlagen oder ei-
nes Teils einer Bewdsserungsinfrastruktur ist von der forderwerbenden Person
eine ex-ante Bewertung durchzufiihren, die auf ein Wassereinsparungspoten-
tial im Einklang mit den technischen Parametern der bestehenden Anlage oder
Infrastruktur schlieRen lasst. Durch die Investition muss ein Wassereinspa-
rungspotential von mindestens 15 % erreicht werden. Diese Voraussetzung
entfallt, wenn die Investitionen nur zur Erhéhung der Energieeffizienz, fir den
Bau von Speicherbecken oder fiir die Nutzung von aufbereitetem Wasser
dient, bei der keine quantitativen Auswirkungen auf Grund- und Oberflachen-

gewadsser zu erwarten sind.
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2.5
2.5.1

2.5.2

Investitionen, die zu einer NettovergréRerungen der bewdasserten Flache fiih-
ren und dadurch Auswirkungen auf einen bestimmten Grund- oder Oberfla-
chenwasserkorper haben, sind nur forderfahig, wenn in einer Analyse der Um-
weltauswirkungen nachgewiesen wird, dass die Investition keine erheblichen
negativen Auswirkungen auf den Zustand der Gewasser und auf abhangige
Landdkosysteme haben wird. Die Analyse muss entweder von der zustdndigen
Behorde im Rahmen der wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren durchge-
fahrt oder von ihr genehmigt werden.

Bei Investitionen, bei denen Grund- oder Oberflaichengewasser betroffen sind,

deren Zustand aus mit der Wassermenge zusammenhadngenden Griinden

schlechter als gut eingestuft wurde oder fiir die ein Risiko der Zielverfehlung
aus mit der Wassermenge zusammenhangenden Griinden gemal nationalem
Gewasserbewirtschaftungsplan besteht, gilt:
a. Investitionen, die zu einer NettovergrofRerungen der bewasserten Flache
fihren, sind nicht forderfahig
I. in Grundwasserkorpern, deren Zustand aus mit der Wassermenge zu-
sammenhangenden Griinden schlechter als gut eingestuft wurde

II. in Grundwasserkorpern, fir die ein Risiko der Zielverfehlung aus mit
der Wassermenge zusammenhangenden Griinden besteht, wenn diese
Investitionen erhebliche negativen Auswirkungen auf einen bestimm-
ten Grund- oder Oberflachenwasserkorper haben.

b. bei Investitionen zur Verbesserung bestehender Bewasserungsanlagen oder
eines Teils einer Bewdsserungsinfrastruktur muss auf Ebene der Investition
eine nachweisliche Senkung des Wasserverbrauchs um mindestens 25% der
bestehenden Anlage oder Infrastruktur erreicht werden.

Investitionen in den Bau oder Ausbau von Speicherbecken zu Bewasserungs-

zwecken diirfen keine erheblichen negativen Auswirkungen auf den Zustand

der Gewasser und auf abhdngige Landdkosysteme haben.

Dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan des Landes oder dem BML sind auf

Verlangen die Daten der jahrlich entnommenen Wassermengen zu tGibermit-

teln. Fir Bewdsserungsanlagen, die Wasser aus Grundwasserkorpern entneh-

men, deren Zustand aus mit der Wassermenge zusammenhangenden Griinden
schlechter als gut eingestuft wurde oder fir die ein Risiko der Zielverfehlung
aus mit der Wassermenge zusammenhadngenden Griinden besteht, sind Daten
zu entnommenen Wassermengen verpflichtend auf Monatsbasis an das was-

serwirtschaftliche Planungsorgan des Landes zu Gbermitteln.

Forderfahige Kosten
Forderfahige Kosten: Investitionskosten

Forderfahige Kosten — Untergrenzen
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mind. EUR 15.000 (Ausnahme mind. EUR 10.000 fir MaRBnahmen zur Verbesserung
der Klima- und Umweltwirkung (2.2.11).

2.5.3 Forderfahige Kosten — Obergrenzen

2.53.1 Die maximal forderfahigen Kosten (Kostenkontingent) beziehen sich auf die Férder-
periode 2023 bis 2027.

2.5.3.2 Das Kostenkontingent ist zusatzlich abhangig vom Standardoutput (SO) des Betriebes
im Zieljahr. Bei fiir die Hohe des Kostenkontingentes irrelevanten Anderungen im
Zieljahr kann von der BST auch das Ausgangsjahr zur Beurteilung verwendet werden.

2.5.3.3 Die Betriebe erhalten bei Erfillung der Férdervoraussetzungen (Bewirtschaftungs-
umfang It. Pkt. 2.4.1 und berufliche Qualifikation It. Pkt. 2.4.3) unabhangig vom Stan-
dardoutput ein Kostenkontingent von EUR 100.000.

Bei einem Standardoutput ab EUR 6.000 bis EUR 10.000 erhalten Betriebe je EUR
1.000 Standardoutput ein zusatzliches Kostenkontingent von EUR 30.000, ab EUR
11.000 Standardoutput ein zusatzliches Kostenkontingent von EUR 10.000 je EUR
1.000 Standardoutput bis zum jeweiligen maximalen Kostenkontingent.

2534 Erfolgt die Forderung in Form eines Zinsenzuschusses, ist das Kostenkontingent mit
dem doppelten Barwert des Zinsenzuschusses bei einem maximal geférderten Brut-
tozinssatz in Hohe von 4,5 % fiir den Agrarinvestitionskredit zu belasten.

254 Maximale Kostenkontingente

1. Allgemein: max. EUR 400.000 je Hauptbetrieb inkl. aller Betriebsstatten

1b. fir ab 1.8.2024 eingereichte Forderantrage gilt fiir Investitionen in den Stall-
bau besonders tierfreundlich zum Zweck der Schweinehaltung (einschlieflich
Abferkelsysteme, die den Anforderungen des Punktes 3.3.2 der Anlage 5 der 1.
Tierhaltungsverordnung BGBI. Il Nr. 485/2004 idgF entsprechen) (Punkt 2.2.1)

ein zusatzliches Kostenkontingent von EUR 200.000 (in Summe also maximal
EUR 700.00)

2. Agrargemeinschaften in der AlImwirtschaft: max. EUR 600.000 unabhéangig von
der Hohe des Standardoutputs.
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255

2.5.6

2.5.7

2,58

2.5.9

2.5.10

2.6
2.6.1

2.6.2

2.6.3

2.64

3. Betriebe der Mehr-Stufen-Wirtschaft: Es gilt die Regelung des Standardoutputs
bezogen auf den Hauptbetrieb mit I1Z-Erhéhung aus Landesmitteln auf maximal
das Doppelte der forderfahigen Kosten.

4. Gartenbaubetriebe: max. EUR 800.000 je Hauptbetrieb inkl. aller Betriebsstatten

flr Investitionen in den Gartenbau (2.2.8).

Werden auf einem Betriebsstandort zwei oder mehrere Betriebe (Hauptbetriebe
sowie Betriebsstatten) gemal Punkt 2.3.1 gefiihrt (rdumlich, wirtschaftlich,

funktionell zusammenhangend), so

Bei der Antragstellung durch Zusammenschlisse von mehreren Betrieben (z. B.
Gemeinschaftsmaschinen) sind die anteiligen Kosten der Betriebe den jeweiligen

betrieblichen Kostenkontingenten anzurechnen.

Eigenleistungen mit Ausnahme von eigenem Bauholz und mit Ausnahme von
Arbeitsleistungen der forderwerbenden Person bei Investitionen im Almbereich
(2.2.7) werden nicht angerechnet (Bewertung siehe Beilage 4).

Kosten fiir den und in Zusammenhang mit dem Erwerb von Grund und Boden sind

nicht forderfahig.

Gebrauchte Maschinen und Gerate sowie gebrauchte technische und bauliche

Anlagen werden nicht gefordert.

Spezifizierungen und Obergrenzen fir forderfahige Kosten bei Maschinen und
Geraten der Fordergegenstdande gemaR Punkt 2.2.11, 2.2.12 und 2.2.13 siehe Beilage
4,

Art und AusmaR der Forderung
Die Forderintensitat betragt fur Investitionen max. 50 %.

Die Forderintensitat ergibt sich aus der Summe des Investitionszuschusses und des
Barwertes des Zinsenzuschusses zu einem gewadhrten Agrarinvestitionskredit (AIK) im
Verhaltnis zu den forderfahigen Kosten. Eine Aufstockung des Investitionszuschusses
mit nationalen Mitteln ist unter Beachtung der Obergrenzen gemald Art. 73 der
Verordnung (EU) 2021/2115 zulassig.

Die Bewilligende Stelle kann fiir einzelne Fordergegenstande vorsehen, dass die
Forderung ausschlieflich als Zinsenzuschuss oder ausschlieflich als
Investitionszuschuss gewahrt wird. Die férderwerbenden Personen sind dariiber in

geeigneter Weise zu informieren.

Investitionszuschuss (12)
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2.6.5

2.6.5.1

2.6.5.2

2.6.5.3

2654

2.6.5.5

1. 40 % fiur bauliche und technische Investitionen im Almbereich (2.2.7), fiir Bereg-
nungs- und Bewdsserungsmalnahmen (2.2.10) sowie fir MaBnahmen zur Verbes-
serung der Klima- und Umweltwirkung (2.2.11).

2. 35 % fur besonders tierfreundliche Investitionen in der Schweinehaltung ein-
schliefSlich Abferkelsysteme, die den Anforderungen des Punktes 3.3.2 der Anlage
5 der 1. Tierhaltungsverordnung BGBI. Il Nr. 485/2004 idgF entsprechen.

3. 30 % fur besonders tierfreundliche Investitionen in der Rindermast einschliefRlich
Kalbermast sowie fiir besonders tierfreundliche Investitionen in der Putenhaltung,
flr Investitionen im Gartenbau (2.2.8), fiir Anlage von erwerbsmafRigen Obst- und
Dauerkulturen und SchutzmaBnahmen im Obst- und Weinbau (2.2.9) und bei bau-
lichen Investitionen im Bereich der Bienenhaltung.

4. 25 % fir besonders tierfreundliche Investitionen im Stallbau (ausgenommen
Schweinehaltung, Rinder- und Kédlbermast sowie Putenhaltung) und bei baulichen
Investitionen in der Weinproduktion und der Weinlagerung.

5. 20 % fur alle Gbrigen Investitionen.

Zuschldge zum Investitionszuschuss

Die folgenden Zuschldage werden unter Beachtung der maximal zuldssigen Férderin-
tensitat zusatzlich zum Investitionszuschuss gewahrt. Die Zuschlage fiir Jungland-
wirt:innen und fir Betriebe in den Erschwernisgruppen 3 und 4 sind miteinander
nicht kombinierbar. Es wird daher nur einer dieser beiden Zuschlage berlicksichtigt.
Der Zuschlag fiir Betriebe mit biologischer Wirtschaftsweise ist mit den beiden ande-
ren Zuschlagen kombinierbar.

Die Kombination aus Investitionszuschuss und Zuschlagen zum Investitionszuschuss
ist mit 35 % begrenzt. Ausgenommen sind besonders tierfreundliche Investitionen in
der Schweinehaltung einschlielRlich Abferkelsysteme. Der dafiir vorgesehene Investi-
tionszuschuss ist mit einem Junglandwirt:innenzuschlag kombinierbar.

Keine Zuschlage werden fir die Fordergegenstiande 2.2.7, 2.2.10, 2.2.11, 2.2.12 und
2.2.13 gewabhrt.

5 %-Punkte Zuschlag fiir Junglandwirt:innen

Wird die Investition von Junglandwirt:innen gemal § 6d Abs. 8 MOG 2021

innerhalb der ersten fiinf Jahre ab Bewirtschaftungsbeginn getatigt und fertig-
gestellt, so wird ein Zuschlag auf Basis der férderfahigen Kosten zusatzlich zum Inves-
titionszuschuss gewahrt. Gleiches gilt, wenn ein bestehender, noch nicht genehmig-

ter Forderantrag von einer Junglandwirtin oder einem Junglandwirt ibernommen

wird.

5 %-Punkte Biozuschlag

Fiir Betriebe mit biologischer Wirtschaftsweise wird fiir besonders tierfreundliche
Stallbauinvestitionen (2.2.1) ein Zuschlag auf Basis der forderfahigen Kosten zusatz-
lich zum Investitionszuschuss gewahrt. Der Betrieb muss bei Antragstellung dem

Kontrollsystem fiir Bio-Betriebe unterliegen (Vorweisung eines Kontrollvertrages)
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2.6.5.6

2.6.6

2.6.7

2.6.7.1

2.6.7.2
2.6.7.3

2.6.8

2.7

2.7.1

2.7.2

2.7.3

und muss in diesem Kontrollsystem zumindest bis zum Ende der Behalteverpflich-
tung verbleiben (Beibehaltung der biologischen Landwirtschaft am gesamten Be-

trieb). Ein Wechsel der Kontrollstelle hat ohne zeitliche Unterbrechung zu erfolgen.
5 %-Punkte Zuschlag fir Bergbauernbetriebe mit hoher Erschwernis

Handelt es sich beim Betrieb der forderwerbenden Person, auf dem die Investition
getatigt wird, zum Zeitpunkt der Genehmigung des Forderantrags um einen Betrieb,
der in die Erschwernispunktegruppe 3 oder 4 (liber 180 Punkte) fallt, so wird ein Zu-
schlag auf Basis der férderfahigen Kosten zusatzlich zum Investitionszuschuss ge-

wahrt.

Fiir die Abdeckung von Dingersammelanlagen fiir Flissigmist wird ein pauschaler
Zuschlag in Héhe von EUR 70 pro m? der baulich fest verbundenen Abdeckung

gewahrt.
Zinsenzuschuss zum Agrarinvestitionskredit (AIK)

Der Zinsenzuschuss auf das aushaftende Kreditvolumen betragt 50 % des dem Kre-
ditnehmer verrechneten Bruttozinssatzes

Kredituntergrenze: EUR 20.000
Kreditlaufzeit: min. 5 Jahre bis max. 20 Jahre
Kombination von Investitionszuschuss und Zinsenzuschuss

Die Summe aus Investitionszuschuss und Kreditvolumen des AlIK darf die maximal

forderfahigen Kosten des Projektes nicht tibersteigen.

Forderabwicklung

Forderantrage konnen laufend elektronisch tiber die Website ,www.eama.at” bei

der AMA eingereicht werden.

Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fiir besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.

Mit der Bewilligung sind in Burgenland, Niederdsterreich und Wien die
Landwirtschaftskammern und in Karnten, Oberdsterreich, Salzburg, Tirol und
Vorarlberg die Landeshauptleute betraut. In der Steiermark ist die Bewilligende
Stelle der Landeshauptmann flir Projekte gemals Punkt 2.2.1, 2.2.2,2.2.3,2.2.4,

2.2.5; 2.2.6 und 2.2.7 und die Landwirtschaftskammer fiir alle sonstigen Projekte

gemal Punkt 2.2.
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3

3.1

3.11
3.1.2

3.1.3

3.14

3.15

3.1.6

3.2
3.2.1
3.2.2

3.23

3.24

3.25
3.2.6

3.2.7

3.2.8

Investitionen in die Verarbeitung und
Vermarktung landwirtschaftlicher Er-
zeugnisse (73-02)

Ziele

Die Forderung materieller Investitionen in die Verarbeitung und Vermarktung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse verfolgt folgende Ziele:

Sicherstellung der Versorgung und Erhéhung der Wertschépfung
Verstarkung der Ausrichtung auf den Markt

Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit durch einen starkeren Schwerpunkt auf

Forschung, Technologie und Digitalisierung
Verbesserung des Arbeitsplatzangebotes

Erhdohung der Anzahl der landlichen Unternehmen in der landwirtschaftlichen

Verarbeitung, einschlieBlich der Unternehmen im Bereich der Bio6konomie

Reduktion der klimarelevanten Emissionen und des Ressourcenverbrauchs

Fordergegenstiande
Entwicklung, Herstellung oder Vermarktung innovativer Produkte;
Einfllhrung oder Anwendung neuer Herstellungsverfahren und -techniken;

Herstellung oder Vermarktung von Erzeugnissen mit hoher Wertschépfung sowie

Produkten mit Herkunftsbezeichnung;
Erhéhung des Veredelungsgrades;

Steigerung der Effizienz der Verarbeitung z. B. Verbesserung des innerbetrieblichen

Produktflusses oder der Prozesstechnik;

Verbesserung der Produktions- und Vermarktungsstruktur einzelner Betriebsstatten

oder im Zuge einer betriebs- bzw. unternehmensiibergreifenden Optimierung;

Steigerung der Energieeffizienz, Nutzung erneuerbarer Energien, Verringerung des
Wasserverbrauchs, Reduktion des AusstoRes an Treibhausgasen; Investitionen in

Wadrmeerzeugung aus Biomasse werden nicht geférdert.

Verbesserung der Hygiene- und/oder Qualitdtsstandards sowie von

Rickverfolgbarkeitssystemen;
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3.2.9

3.2.10

3.2.11

3.3
3.3.1
3.3.2

333

34

34.1

3.4.2

3.4.3

3.4.4

3.45

Verringerung von Produktionsverlusten und Abféllen, Erleichterung der Nutzung von
Nebenerzeugnissen, Abfallen, Riickstanden und anderen Non-Food-

Ausgangserzeugnissen fiir die bio-based economy;
Verbesserung des Wohlergehens von landwirtschaftlichen Nutztieren;

Verbesserung der Arbeitsbedingungen.

Forderwerbende Personen
Natirliche Personen
Juristische Personen

Eingetragene Personengesellschaften

Fordervoraussetzungen und Auflagen

Das Projekt betrifft die Verarbeitung, Vermarktung und Entwicklung von unter
Anhang | des Vertrags fallenden landwirtschaftlichen Erzeugnissen; ausgenommen
Fischereierzeugnisse. Bei dem Ergebnis des Produktionsprozesses kann es sich um
ein nicht unter Anhang | fallendes Erzeugnis handeln.

Fir die Projektbeurteilung ist insbesondere darzustellen, dass

— die Erzeugerinnen und Erzeuger der Grunderzeugnisse an den aus der
Forderung erwachsenden wirtschaftlichen Vorteilen in angemessenem Umfang
teilhaben und

— fir die betreffenden Erzeugnisse Absatzmoglichkeiten auf den Markten

gefunden werden kdénnen.

Projekte, die ausschlieRlich Tatigkeiten betreffen, die nicht zu einer Wertsicherung
oder Verbesserung der Wertschopfung der betreffenden landwirtschaftlichen
Erzeugnisse dienen, kommen fiir eine Férderung nicht in Betracht (insbesondere

bloRe Warenumschlags- und Transporttatigkeit).

Projekte im Einzelhandels- und Gastronomiebereich sind nicht férderbar.
Ausgenommen davon sind Investitionen in Verkaufs- und Imbissraume fir
Uberwiegend selbst hergestellte Produkte, sofern diese Investitionen von
untergeordneter Bedeutung im Zuge eines Gesamtprojektes erfolgen. Die Ausnahme
gilt auch fiir Produktionseinheiten, die der Abgabe von selbst hergestellten

Erzeugnissen im Rahmen von Schau- und Demonstrationszwecken gewidmet sind.
Forderfahige Sektoren sind:

1. Ackerkulturen (Getreide inkl. Mais, Olsaaten und EiweiRBpflanzen), Saat- und
Pflanzgut, Olkiirbis, sonstige Ol- und Faserpflanzen sowie Heil- und Gewiirz-

pflanzen sowie Futterpflanzen (auch in Form von Pellets)
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Obst, Gemiise, Kartoffeln
Wein

Milch und Milchprodukte
Lebendvieh

Fleisch

N o v ke wnN

Gefllgel und Eier
Im folgenden Sektor sind nur KMU?*3 férderfahig: Biererzeugung

3.4.6 Nicht forderfahige Sektoren sind: Starke-, Zucker- und Backwaren, Imkerei- und

Fischereierzeugnisse.
3.4.7 Mindestinvestitionssumme: EUR 400.000
3.4.8 Abgrenzung zu anderen FordermaRnahmen

1. Abgrenzung zur sektoralen FérdermaRnahme Investitionsférderung (58-02)
Wein:

Im Rahmen der FordermalRnahme 73-02 werden ausschlieBlich bauliche Investi-

tionen gefordert.

2. Abgrenzung zu sektoralen FordermaRnahmen im Bereich Obst und Gemiise: Bei
Mitgliedern von Erzeugerorganisationen (EO) im Obst- und Gemisebereich i.S.
der Verordnung (EU) 2021/2115 sind Kosten, die im Rahmen des jeweiligen jahr-
lichen Operationellen Programms forderfahig sind, von der Férderung im Rah-
men dieser MaBnahme auszuschlieRen.

3. Abgrenzung zur FérdermalRnahme 73-01
a. Fir Einzel-Bewirtschafterinnen und -Bewirtschafter ist der Zukauf an Roh-

ware von anderen landwirtschaftlichen Betrieben in der Hohe von mind. 20%
der eigenen Produktion (mengenmaRig) erforderlich.

b. Fir Weinbaubetriebe ist der Nachweis liber den Zukauf von Trauben im Um-
fang von mindestens 1.000 kg pro ha selbst bewirtschafteter Flache bzw. den
Zukauf einer dquivalenten Weinmenge oder aber 20 % der eigenen Produk-
tion erforderlich.

c. Saat- und Pflanzgut:

i. Investitionen in Gewachshauser sind im Allgemeinen nicht forderbar, aus-
genommen sind Gewachshauser zu Ziichtungszwecken.

ii. Investitionen in den Zierpflanzenbau sind nicht foérderbar.

3.49 Die Finanzierung des Projekts darf aus freien liquiden Mitteln des Unternehmens

nicht zur Ganze moglich sein.

13 GemiR KMU-Definition laut Anhang | der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
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3.5 Forderfahige Kosten
3.5.1 Es werden ausschlieflich Investitionskosten gefordert.

3.5.2 Nicht forderfahige Kosten sind: Kosten fiir den Erwerb von Fahrzeugen, Kosten fiir
den Erwerb von Grund und Boden bzw. damit in Zusammenhang stehende Kosten.

3.6 Art und AusmaR der Forderung

3.6.1 Sofern sich das Projekt auf unter Anhang | des Vertrags fallende landwirtschaftliche
Erzeugnisse bezieht, wird der Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten
folgendermafien gewahrt:

1. 10 % als Basisforderung

2.  Max. 30 % unter Berlicksichtigung der Zuschlage unten, jedoch ohne Berlick-
sichtigung von zusatzlichen nationalen Mitteln @

3.  Max. 40 % unter Berlcksichtigung der Zuschlage unten und zusatzlicher natio-
naler Mittel

3.6.2 Auf Grundlage der Bewertung im Zuge des Auswahlverfahrens werden folgende

Zuschlage in Prozentpunkten zum Basisfordersatz gewahrt:

Besondere volkswirtschaftliche Bedeutung des Projekts: 4 %
Besonders hoher Innovationsgehalt: 3 %
Besondere Bericksichtigung von Klima, Umwelt, Tiergerechtigkeit und Res-

sourcenverbrauch: 6 %

4. Besondere strategische Bedeutung des Projekts fiir das Unternehmen: 5 %
5. ,Bio-Projekte” (Rohstoffeinsatz mit einem Bio-Anteil von tber 50 %): 2 %m
3.6.3 Der aus Mitteln des ELER kofinanzierte Zuschuss zu den forderfahigen Kosten darf

EUR 1.000.000 nicht Gbersteigen. Diese Obergrenze kann im Rahmen von Aufrufen

zur Einreichung von Foérderantragen aufgehoben werden.

3.6.4 Fordersatze fur nicht unter Anhang | des Vertrags fallende landwirtschaftliche

Erzeugnisse:

3.6.4.1 Sofern es sich beim Enderzeugnis nicht um ein unter Anhang | des Vertrags fallendes
landwirtschaftliches Erzeugnis handelt, gelten die Fordersatze gemall Punkt 3.6.1,
jedoch maximal die Obergrenzen gemaR Art. 17 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
in Hohe von 20 % fur Kleinst- und kleine Unternehmen bzw. 10 % fiir mittlere Unter-

nehmen. @

3.6.4.2 Ein geringfligiger Anteil von max. 10 % von Nicht-Anhang | Erzeugnissen an den ge-
samten Enderzeugnissen kann toleriert werden; die Zuordnung erfolgt nach wertma-
Rigen Kriterien.
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3.6.4.3 Erflllt das Unternehmen der férderwerbenden Person die Kriterien der KMU-
Definition nicht, sind die anteiligen Kosten des Projekts fiir nicht unter Anhang | des
Vertrags fallende landwirtschaftliche Erzeugnisse herauszurechnen.

3.6.5 Investitionszuschiisse nach dieser Férdermalnahme werden durch national
finanzierte Zuschiisse der Lander ("Landes-Top-ups") und Garantien der AWS oder
ERP-Kredite erganzt.

3.7 Forderabwicklung

3.7.1 Die Antragstellung erfolgt direkt bei der Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH,
welche mit der Bewilligung betraut ist. Das Amt der Landesregierung des Standortes
des Projekts ist vom Eingang eines Forderungsantrages zu informieren.

3.7.2 Im Auswahlverfahren kommen das ,,geblockte Auswahlverfahren” sowie ein ,, Aufruf”

zur Anwendung.

3.7.2.1 Das ,geblockte Auswahlverfahren” stellt ausschliefRlich auf KMU im Sinne des An-
hangs | der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 unter Ausschluss des Art. 3 Abs. 4 ab.

3.7.2.2 Beim ,, Aufruf” kénnen groRe Unternehmen (nicht-KMU) einbezogen werden, um auf
branchenspezifische Wirkungen sowie horizontale Zielsetzungen im Verarbeitungs-
und Vermarktungssektor abzustellen.

3.7.3 Als Auswahlgremium wird ein Forderbeirat eingerichtet. Im Auswahlverfahren ist
dem Forderbeirat ein Gutachten liber die Bewertung des Projekts vorzulegen. Fir die
Projektbewertung werden die Auswahlkriterien bzw. zugehorigen Parameter einer

Bepunktung unterzogen.

3.74 Um fiir eine Forderung in Betracht zu kommen ist eine Mindestpunkteanzahl zu
erreichen. Fur ausgewdhlte Auswahlkriterien wird nach Erreichen einer
Mindestschwelle an Bewertungspunkten ein Bewertungsbonus (x %-Punkte

Forderintensitatssteigerung) vergeben.
3.75 Forderbeirat, Fordergutachten, Bewilligung

1. Dem beim BMLUK eingerichteten Férderbeirat obliegen insbesondere folgende
Aufgaben:
— Festlegung von allgemein anwendbaren, objektiven Leitlinien zur Beurtei-
lung der Forderbarkeit des Projekts;
— Abgabe einer Férderempfehlung fir Férderantrage nach Vorlage von Gut-
achten der Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mbH.
2. Im Forderbeirat sind ein Vertreter des BMILUK, des BMF und des Landes des
Standortes des Projekts stimmberechtigt. Die begutachtende Stelle, die AMA
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sowie beigezogene Experten haben beratende Stimme. Den Vorsitz im Forder-
beirat fiihrt ein Vertreter des BVILUK. Der Férderbeirat entscheidet einstim-
mig.

Der Forderbeirat gibt sich eine Geschaftsordnung.

Die Entscheidung Uber die Férderantrage durch die Bewilligende Stelle erfolgt
auf Grundlage der Forderempfehlung des Férderbeirates.

5. Nach Einholung der Zustimmung der finanzierenden Stellen verfasst die Bewil-
ligende Stelle ein Genehmigungsschreiben an die forderwerbende Person, in
dem Bedingungen und Auflagen fiir die Auszahlung des Zuschusses geregelt
sind.
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4 Infrastruktur Wald (73-03)

4,1 Ziele

4.1.1 Verbesserung von Infrastruktur, Ressourcenverfligbarkeit, Diversifizierung in der
Waldwirtschaft

4.1.2 Erhohung der Widerstandsfahigkeit und Anpassung der Walder an den Klimawandel

4.1.3 Schonende und effiziente Leistungserbringung in der Waldbewirtschaftung und
rasche Aufarbeitung bei Windwurf, Waldbrand, Katastrophenmanagement etc.,

sowie Verringerung biotischer Folgeschaden

4.1.4 Steigerung der Produktivitat, der Holzqualitat und des Arbeitseinkommens sowie der
regionalen Versorgungssicherheit mit dem Rohstoff Holz

4.1.5 Optimierung land- und forstwirtschaftlicher Kohlenstoffspeicher unter
Berlicksichtigung der Substitutionseffekte und Kohlenstoffspeicherung durch
Holzprodukte

4.1.6 Bereitstellung und Nutzung erneuerbarer Energie unter Bedachtnahme auf

Klimaschutz und Landnutzung

4.1.7 Verbesserung von PraventivmalRnahmen und Funktionssicherung von Waldern zum

Schutz vor Naturgefahren

4.2 Fordergegenstiande
4.2.1 Errichtung, Umbau von Forststrafien
4.2.2 Notwendige Instandsetzung von ForststraRen im Zusammenhang mit der raschen

Aufarbeitung und Abtransport des Schadholzes im Zusammenhang mit

Kalamitatsereignissen

4.2.3 Anlage von und Investition in Holzlagerplatze
424 Investitionen zum Schutz vor Naturgefahren
42.4.1 Investitionen zur Nachristung von technischen Monitoring- und Messprogrammen

an vorhandener Schutzinfrastruktur

4.2.4.2 Investitionen fiir KleinmaBnahmen zum Flachen-und Muldenriickhalt fiir Wasser und
Sedimente

4243 Investitionen zur Schaffung von Sedimentationsflachen und Sedimentdeponien

4244 Investitionen zum Aufbau von Wasserstellen im Wald zur Waldbrandpravention und
-bekdampfung
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425 Investitionen fiir die Planung und Errichtung von MalRnahmen zur temporaren
Sicherung des landlichen Raumes sowie zur gesicherten ErschlieBung des land- und
forstwirtschaftlichen Produktionspotenzials: Warnung, kiinstliche Auslésung von
Gefahrenprozessen inkl. der Vorhaltung von Einsatzmitteln und der Anschaffung von

Spezialgeraten

4.3 Férderwerbende Personen

43.1 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe
4.3.2 Waldbesitzervereinigungen

4.3.3 Agrargemeinschaften

434 Flr Forststrallen gemal 4.2.1 zusatzlich

— Nutzungsberechtigte gemaR den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen zu
den Nutzungs- und Einforstungsrechten

— Bringungsgenossenschaften und Bringungsgemeinschaften

— Gemeinden nur gemal § 143 (3) in Zusammenhang mit § 142 (2) Z 8 Forstgesetz
1975

4.3.5 Fir die Anlage von und Investition in Holzlagerplatze gemaR 4.2.3 zusatzlich
Gemeinden und Korperschaften 6ffentlichen Rechts gemaR § 143 (3) in
Zusammenhang mit § 142 (2) Z 8 Forstgesetz 1975

4.3.6 Fir Investitionen zum Schutz vor Naturgefahren gemaf 4.2.4 zusatzlich

— Wassergenossenschaften, Wasserverbande

— Lander, Gemeinden, Gemeindeverbande
4.3.7 Zusammenschlisse der o. a. forderwerbenden Personen

4.3.8 Abweichend von Punkt 1.4.3 sind juristische Personen und Personenvereinigungen,
an denen Gebietskodrperschaften oder deren Einrichtungen beteiligt sind,
forderfahig, wobei der Anteil dieser Gebietskorperschaft oder Einrichtung [Satzteil
entfallt] an den forderfahigen Kosten jedenfalls herauszurechnen ist. Diese

Bestimmung gilt nur dann, wenn die Gebietskorperschaft nicht als zulassige

forderwerbende Person angefiihrt ist.
4.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
4.4.1 GroRe Unternehmen (im Sinne der KMU-Definition laut Anhang | der Verordnung

(EU) 2022/2472) und Betriebe ab einer GroRe von 100 Hektar Waldflache haben
Waldbewirtschaftungsplane oder gleichwertige Instrumente gemaR Art. 73 Abs. 2

der Verordnung (EU) 2021/2115 vorzuweisen.
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4.4.2 Nachweis aller erforderlichen rechtlichen Genehmigungen (Forstgesetz,

Wasserrecht, Naturschutzbestimmungen der Lander, etc.)
4.4.3 Das Projekt ist nicht gesetzlich vorgeschrieben.

4.4.4 Wird das Projekt von Nutzungsberechtigten gemaR den jeweiligen landesrechtlichen
Bestimmungen zu den Nutzungs- und Einforstungsrechten beantragt, muss eine

schriftliche Zustimmung des Grundbesitzers zum Projekt vorgelegt werden.
445 Fir die Errichtung und den Umbau von ForststraBen gemaR 4.2.1 gilt zusatzlich:

44.5.1 Vorlage eines dem Stand der Technik beriicksichtigenden Projekts, inklusive eines
einfachen Nutzungskonzeptes (Bewirtschaftung der erschlossenen Waldflachen)

4.45.2 Projekte zur Errichtung von ForststralRen sind auf deren ZweckmaRigkeit zu priifen
und werden nur dann gefordert, wenn sie unter besonderer Bertlicksichtigung der
vorhandenen ErschlieBungsdichte, des Gelandes, der Besitzstruktur und sonstiger
Bringungsmoglichkeiten, durchgefiihrt werden.

4453 Projekte, die trotz gegebener technischer Anschlussméglichkeit an ein bestehendes
Forststraflennetz oder der Moglichkeit der Errichtung als Gemeinschaftsprojekt als
Einzelprojekte geplant sind, werden nicht geférdert.

4454 Die forderwerbende Person ist verpflichtet, die Anschlussmoglichkeit fiir die Fortset-
zung weiterer ErschlieBungen nach MaRgabe der Bestimmungen des Abschnittes V B
Forstgesetz 1975 (Bringung lber fremden Boden) zu gewahren. Die Bestimmungen
des Abschnittes V C Forstgesetz 1975 (Bringungsgenossenschaften) bleiben davon

unberihrt.
4.4.5.5 Markierte Wege, die von einer [entfallt] ForststraRe gekreuzt werden, sind in diese
einzubinden.
4.4.6 Fiir die Instandsetzung von ForststraBen gemaR 4.2.2 gilt zuséatzlich:
4.4.6.1 Instandsetzungsmallnahmen miissen dem Stand der Technik entsprechen.
4.46.2 Die forderwerbende Person ist verpflichtet, die Anschlussmoglichkeit fiir die Fortset-

zung weiterer ErschlieBungen nach MaRgabe der Bestimmungen des Abschnittes V B
Forstgesetz 1975 (Bringung Uber fremden Boden) zu gewdhren. Die Bestimmungen

des Abschnittes V C Forstgesetz 1975 (Bringungsgenossenschaften) bleiben davon

unberdhrt.
4.4.6.3 Markierte Wege, die von einer ForststraRe gekreuzt werden, sind in diese einzubin-

den.
4.4.7 Fir die Anlage von und Investition in Holzlagerplatze gemaR 4.2.3 gilt zusatzlich:
44.7.1 Die Errichtung der Holzlagerplatze erfolgt vorrangig auf versiegelten Flachen, bei-

spielsweise auf aufgelassenen Industrieflachen.

Seite 58 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur

Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

4.4.7.2 Der Ankauf oder die Pachtung von Grundstiicken ist fir die Errichtung von Holzlager-
platzen nicht forderfahig.

4.4.8 Fir Investitionen zum Schutz vor Naturgefahren gemaR 4.2.4 gilt zusatzlich

4438.1 Es ist von der ortlich zustdndigen Dienststelle (Wildbach- und Lawinenverbauung)
eine Bestatigung Gber das 6ffentliche Interesse am eingereichten Forderprojekt und
Uber ausreichende, dem Stand der Technik entsprechende Planungsunterlagen ein-
zuholen.

4.4.8.2 Ein Projekt gemaR Punkt 4.2.4.2 darf ein Retentionsvolumen von 10.000 m3 nicht
Uberschreiten.

4.4.9 Die Behalteverpflichtung gemaR § 72 Abs. 1 GSP-AV gilt fiir mindestens 10 Jahre.[5]

4.5 Forderfahige Kosten

4.5.1 Forderfahig sind: Investitionskosten
4.5.2 Die forderfahigen Kosten betragen mindestens EUR 5.000 und max. EUR 5.000.000 je
Projekt.

Fir die Errichtung von Forststraflen oder fiir den Umbau von ForststraRen dirfen je-

weils maximal 3.500 Laufmeter/Jahr je beginstigter Person geférdert werden.

Forderfahige Kosten je Deponieflache: max. EUR 30.000.

4.6 Art und Ausmal der Forderung
4.6.1 Zuschuss zu den forderfahigen Kosten im Ausmal’ von 35 % fir

— die Errichtung oder den Umbau von ForststralRen auf Waldflachen mit geringer
oder mittlerer Schutzfunktion gemall Waldentwicklungsplan (S1 oder S2) oder
wenn weniger als 70 % der Vorteilsflaiche in Waldern mit hoher Schutzfunktion
(S3) gemaRk dem Waldentwicklungsplan liegen

— die notwendige Instandsetzung von ForststraRen im Zusammenhang mit Kalami-
tatsereignissen

— die Anlage von und Investitionen in Trockenholzlagerplatze

4.6.2 Zuschuss zu den forderfahigen Kosten im Ausmald von 50 % fir die Errichtung oder
den Umbau von Forststrallen auf Waldflachen mit hoher Schutzfunktion gemafi
Waldentwicklungsplan (S 3), wobei mindestens 70 % der Vorteilsflaiche in Waldern
mit hoher Schutzwirkung (S 3) gemal dem Waldentwicklungsplan zu liegen haben.

4.6.3 Zuschuss zu den forderfahigen Kosten im Ausmal von 80 % fiir Investitionen zum

Schutz vor Naturgefahren
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4.6.4

4.6.5

4.6.6

4.6.7

4.7

4.7.1

4.7.2

4.7.3

4.7.4

4,7.5

4.7.6

Zuschuss zu den férderfahigen Kosten im Ausmal von 65 % fir die Anlage von

Nassholzlagerplatzen

Eine Aufstockung des Investitionszuschusses mit Landesmitteln ist unter Beachtung
der Obergrenzen gemaR Art. 73 der Verordnung (EU) 2021/2115 zul3ssig.

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen erfolgt unter
Heranziehung des Art. 49 hinsichtlich der Férdergenstdande gemal3 4.2.1, 4.2.2 und
4.2.3 sowie unter Heranziehung des Art. 43 hinsichtlich der Férdergegensténde 4.2.4
und 4.2.5 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben der Art. 43 und 49 sind die allgemeinen

Freistellungsvoraussetzungen - siehe Punkt 1.7.5.1 — zu beachten.

Eine Aufstockung des Investitionszuschusses mit Landesmitteln ist unter Beachtung

der beihilferechtlichen Vorgaben und Obergrenzen gemaR Art. 73 der Verordnung

(EU) 2021/2115 zulassig. m

Forderabwicklung

Forderantrage konnen laufend elektronisch tiber die Website ,,www.eama.at” bei
der AMA eingereicht werden.

Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fiir besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.

Die inhaltliche Steuerung fir den Fall, dass die Budgetmittel nicht fir die Forderung
aller Forderantrage ausreichen, ist in den jeweiligen Landesforderkonferenzen

festzulegen.

Ubersteigt das Projekt (der Antrag in seiner Gesamtheit) EUR 10.000, ist eine

Inaugenscheinnahme vor Ort durchzufiihren.

Fir Projekte, die sich nicht Gber mehr als zwei Bundeslander erstrecken, ist in Wien
die Landwirtschaftskammer und in allen anderen Bundeslandern die

Landeshauptfrau bzw. der Landeshauptmann mit der Bewilligung betraut.

Das BMLUK ist Bewilligende Stelle fiir Projekte von bundesweiter Relevanz und
bundeslanderiibergreifende Projekte, die sich mindestens tber drei Bundeslander

erstrecken.
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5 Waldbewirtschaftung (73-04)

5.1 Ziele

5.1.1 Forderung einer nachhaltigen Waldbewirtschaftung unter besonderer
Berlicksichtigung der Waldfunktionen

5.1.2 Erhaltung und Verbesserung der Waldbiodiversitat in all ihren Dimensionen (Arten,

Lebensraum, Genetik, Evolutionsfahigkeit)

5.1.3 Entwicklung klimafitter Walder

5.1.4 Starkung der Resilienz von Waldern

5.1.5 Erhaltung und Verbesserung der genetischen Ressourcen des Waldes

5.2 Fordergegenstiande

5.2.1 Investitionen in waldbauliche MaBnahmen zur Erhaltung oder Verbesserung der

Wailder (Waldverjingung; Waldpflegemalnahmen; Bringung, Riickung)

5.2.2 Investitionen in biodiversitatsfordernde MaBnahmen (insbesondere
HabitatmaRnahmen, MalRnahmen zur Verhinderung der Ausbreitung invasiver

Neobiota, Investitionen zum Schutz der biologischen Vielfalt)

5.2.3 Investitionen in ForstschutzmafRnahmen (insbesondere MalRnahmen zur Vorbeugung
gegen Schaden wie z. B. BekdmpfungsmaBnahmen oder Investitionen in

Spezialgeréte)

5.24 Malnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der genetischen Ressourcen des
Waldes (insbesondere: Anschaffung von Spezialgeraten; Beerntung von
Samenbdumen, Saatgutbestidnden oder Samenplantagen; Anlage, Pflege oder
Verbesserung von Samenplantagen oder Genreservaten; Errichtung von

Gendatenbanken)

5.2.5 Einrichtung von neuen oder Erweiterung von bestehenden Naturwaldreservaten
oder vertragliche Sicherstellung von 6kologisch wertvollen/seltenen Waldflachen /-

gesellschaften (flachiger Nutzungsverzicht)

5.3 Férderwerbende Personen

5.3.1 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe
5.3.2 Waldbesitzervereinigungen

533 Agrargemeinschaften

5.34 Nicht-Regierungsorganisationen, Vereine
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5.35

5.3.6

5.3.7

5.3.8

5.3.9

54

5.4.1

5.4.2

5.4.3

5.43.1

54.3.2

5433

5434

5.4.3.5

Korperschaften und Anstalten 6ffentlichen Rechts
Gebietskorperschaften

Fir waldbauliche MaBnahmen gemal 5.2.1 und fiir biodiversitatsfordernde
MaBnahmen gemal 5.2.2 zusatzlich Nutzungsberechtigte gemal den jeweiligen

landesrechtlichen Bestimmungen zu den Nutzungs- und Einforstungsrechten

Flir MalRnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der genetischen Ressourcen des
Waldes gemal’ 5.2.4 zusatzlich natirliche und juristische Personen

Zusammenschlisse der o.a. forderwerbenden Personen

Fordervoraussetzungen und Auflagen

GroRe Unternehmen (im Sinne der KMU-Definition laut Anhang | der

Verordnung (EU) 2022/2472) und Betriebe ab einer GroRe von 100 Hektar
Waldflache haben Waldbewirtschaftungspldane oder gleichwertige Instrumente
gemaR Art. 73 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 2021/2115 (VO GAP-Strategieplane)

vorzuweisen.

Nachweis aller erforderlichen Genehmigungen (Forstgesetz, Wasserrecht,

Naturschutzbestimmungen der Lander, etc.).

Fiir waldbauliche MaBnahmen gemal 5.2.1 und biodiversitatsfordernde

MaRnahmen gemal 5.2.2 gilt zusatzlich:

Mehr als 75 % der aufgeforsteten Pflanzen miissen sich an der natiirlichen Waldge-
sellschaft orientieren.

Die gepflanzten Baumarten miissen an die Umwelt- und Klimabedingungen des Ge-
bietes angepasst sein.

Bei Vorliegen einer flichenhaften Gefahrdung des Bewuchses durch jagdbare Tiere
gemaR § 16 Abs. 5 Forstgesetz 1975 ist eine Forderung nicht moglich.

Wird das Projekt von einem Nutzungsberechtigten gemal den jeweiligen landes-
rechtlichen Bestimmungen zu den Nutzungs- und Einforstungsrechten beantragt,
muss eine schriftliche Zustimmung der Waldbesitzerin bzw. des Waldbesitzers zum
Vorhaben vorgelegt werden.

Bei Projekten gemaR Punkt 5.2.2 sind bei Einzelbaumférderungen (Totholz, Bruthoh-
len-, Horst- und Biotopbaumen wie Schlaf- und Veteranenbdumen) maximal 400
Stiick je Kategorie und je Betrieb und maximal fiinf Stlick je ha in der Periode 23-27
forderfahig. Davon abweichend sind auf Natura 2000 Flachen im Zusammenhang mit
forstlichen Endnutzungen, mit Ausnahme der Einleitung von Naturverjlingung, bis zu

15 Stick je ha forderfahig. Die Objekte der Einzelbaumforderung sind dauerhaft zu
kennzeichnen. Die Behalteverpflichtung gemaR § 72 GSP-AV betragt zehn Jahre.[3]
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5.4.3.6 Projekte werden nur geférdert, wenn fiir die geplante Aktivitat keine Forderung aus
dem Katastrophenfonds beantragt oder genehmigt wurde.
5.4.4 Flr ForstschutzmalRnahmen gemafd Punkt 5.2.3 gilt zusatzlich:

Projekte [Satzteil entfallt] werden nur geférdert, wenn fir die geplante Aktivitat

keine Férderung aus dem Katastrophenfonds beantragt oder genehmigt wurde. 3/

5.4.5 Flir MalRnahmen zur Erhaltung und Verbesserung der genetischen Ressourcen des
Waldes gemal Punkt 5.2.4 ist zusatzlich hinsichtlich Beerntung ein Nachweis eines
behordlich anerkannten Samenbestandes, einer anerkannten Samenplantage oder

Samenbaume in der Kategorie quellengesichert oder sonstiger wertvoller

Samenbaume zu erbringen. m[3]

5.5 Forderfahige Kosten
5.5.1 Forderfahige Kosten: Investitionskosten

5.5.2 Der Mindestbetrag fir férderfahige Kosten betrdagt EUR 1.000 je Projekt.

5.6 Art und AusmaR der Forderung

5.6.1 Zuschuss zu den forderfahigen Kosten fir waldbauliche MalRnahmen gemafd Punkt

5.2.1 im Ausmal von:

— 60 % auf allen Waldflachen oder bei Hubschrauberbringung inkl. An- und Abflug
— 80 % auf Waldflachen mit hoher Wohlfahrts- bzw. mittlerer oder hoher Schutz-
funktion gemaR Waldentwicklungsplan (WEP W3, S2 oder S3)

Die Forderung erfolgt unter Heranziehung des Art. 44 [Wortfolge entfallt] der Ver-
ordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben des Art. 44 sind die allgemeinen Freistellungsvorausset-

zungen — siehe Punkt 1.7.5.1 —zu beachten.

5.6.2 Zuschuss zu den forderfahigen Kosten fir biodiversitatsfordernde Malinahmen ge-
maf 5.2.2 im Ausmald von:
— 80 % auf allen Waldflachen
— 100 % auf Waldflachen gemal & 32a Forstgesetz 1975

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen erfolgt unter
Heranziehung des Art. 44 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben des Art. 44 sind die allgemeinen Freistellungsvorausset-

zungen —1.7.5.1 — zu beachten.
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5.6.3

5.6.4

5.6.5

5.6.6

Zuschuss zu den forderfahigen Kosten im Ausmal von 100 % fiir die Einrichtung von
neuen oder Erweiterung von bestehenden Naturwaldreservaten oder fiir die vertrag-
liche Sicherstellung von 6kologisch wertvollen/seltenen Waldfldchen /-gesellschaften

(flachiger Nutzungsverzicht) gemaR 5.2.5.

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen erfolgt unter
Heranziehung des Art. 55 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben des Art. 55 sind die allgemeinen Freistellungsvorausset-
zungen — siehe Punkt 1.7.5.1 — zu beachten.

Zuschuss zu den forderfahigen Kosten fiir ForstschutzmalRnahmen gemaf 5.2.3 im

Ausmal von:

— 30 % fiir Spezialgerate

—  60% fur Aufrdumarbeiten nach Naturkatastrophen oder der Massenvermehrung
von Forstschadlingen auf Waldflachen mit geringer Schutzfunktion und geringer

oder mittlerer Wohlfahrtsfunktion gemaR Waldentwicklungsplan (WEP S1, W1,
oder W2)

— 80 % fiir alle Gbrigen Aktivitaten

Die Forderung erfolgt hinsichtlich der Férderung von Spezialgerdten unter Heranzie-
hung des Art. 50 und hinsichtlich aller weiterer Aktivitdaten des Art. 43 der Verord-
nung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben der Art. 43 und 50 sind die allgemeinen Freistellungsvo-

raussetzungen — siehe Punkt 1.7.5.1- zu beachten.

Zuschuss zu den forderfahigen Kosten fir Mafnahmen zur Erhaltung und Verbesse-
rung der genetischen Ressourcen des Waldes gemal3 5.2.4 im Ausmal’ von:

30 % fir Spezialgerate
— 90 % fiir alle Gbrigen Aktivitaten

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen erfolgt unter
Heranziehung des Art. 51 und hinsichtlich der Férderung von Spezialgeraten unter
Heranziehung des Art. 50 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben des Art. 50 bzw. Art. 51 sind die allgemeinen

Freistellungsvoraussetzungen — siehe Punkt 1.7.5.1- zu beachten.

Eine Aufstockung des Investitionszuschusses mit Landesmitteln ist unter Beachtung

der beihilferechtlichen Vorgaben und Obergrenzen gemaR Art. 73 der Verordnung
(EU) 2021/2115 zulassig. m
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5.7 Forderabwicklung

5.7.1 Forderantrage fiir die Fordergegenstande gemaf$ 5.2.1, 5.2.2, 5.2.3 und 5.2.4 kdnnen
laufend elektronisch tGber die Website ,www.eama.at” der AMA eingereicht werden.

Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fur besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.

5.7.2 Forderantrage fiir Fordergegenstande gemaf 5.2.5 kénnen zu Aufrufen, welche auf
der Homepage des AMA veroffentlicht werden, elektronisch tber die Website

,Www.eama.at“der AMA eingereicht werden.

5.7.3 Bei Abrechnung nach tatsachlichen Kosten werden die Projekte einem
Auswahlverfahren gemall § 91 GSP-AV unterzogen.

Bei ausschlieflicher Abrechnung von Projekten nach vereinfachten Kostenoptionen
erfolgt eine laufende Bewilligung ohne Auswahlverfahren gemaft § 91 GSP-AV.

5.7.4 Ubersteigt das Projekt (der Antrag in seiner Gesamtheit) EUR 10.000, ist eine

Inaugenscheinnahme vor Ort durchzufiihren.

5.7.5 Die inhaltliche Steuerung fiir den Fall, dass die Budgetmittel nicht fiir die Forderung
aller Forderantrage ausreichen, ist in den jeweiligen Landesforderkonferenzen

festzulegen.

5.7.6 Fir Projekte, die sich nicht Giber mehr als zwei Bundeslander erstrecken, ist in Wien
die Landwirtschaftskammer und in allen anderen Bundesldandern die

Landeshauptfrau bzw. der Landeshauptmann betraut.

5.7.7 Das BMLUK ist Bewilligende Stelle fir Projekte von bundesweiter Relevanz und fiir
bundeslanderiibergreifende Projekte, die sich mindestens liber drei Bundeslander

erstrecken.
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6 Investitionen in tiberbetriebliche Be-
wadsserung (73-05)

6.1 Ziele

6.1.1 Verbesserung der Verfligharkeit von Wasserressourcen im landlichen Raum durch
wasserbauliche und kulturtechnische MaRnahmen zur Erhaltung und Gestaltung der
Kulturlandschaft und zum Schutz der natirlichen Lebensgrundlagen Boden und

Wasser

6.1.2 Nachhaltige Sicherung landwirtschaftlicher Ertrage und Arbeitspldtze sowie
Eindammung der Abwanderung aus landlichen Regionen

6.2 Fordergenstiande
6.2.1 Investitionen in

a. die Erneuerung von Wasserférderungs- und -verteilungssystemen
b. die Errichtung von Wasserforderungs- und -verteilungssystemen
c. die Errichtung von Speicherbecken

fir Gberbetriebliche BewadsserungsmaRnahmen nach dem Stand der Technik auf
landwirtschaftlichen Flachen (Obstbau, Weinbau sowie Feldbau mit Hackfriichten,
Feldgemiise, Saatvermehrungen, Sonderkulturen und in inneralpinen
Trockengebieten auch Griinland) als Ausgleich natirlicher Niederschlagsdefizite

sowie als Schutz vor Frostschaden (Frostschutzberegnung).

6.3 Férderwerbende Personen

6.3.1 Zusammenschliisse von Bewirtschafter:innen von zumindest drei landwirtschaft-
lichen Betrieben m

6.3.2 Agrargemeinschaften mit zumindest drei landwirtschaftlichen Betrieben

6.3.3 Wassergenossenschaften

6.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen

Fordervoraussetzungen

6.4.1 Vorliegen der wasserrechtlichen Bewilligung gemall WRG 1959 idgF. sowie von
allenfalls weiteren erforderlichen Bewilligungen, insbesondere der

naturschutzrechtlichen Bewilligung.
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6.4.2 Die Investition beinhaltet die Installation von Wasserzahlern, die es ermdglichen, den
Wasserverbrauch auf Ebene der Investition zu messen, sofern diese nicht bereits

installiert sind.

6.4.3 Bei Investition zur Verbesserung bestehender Bewdsserungsanlagen oder eines Teils
einer Bewdsserungsinfrastruktur ist von der forderwerbenden Person eine ex-ante
Bewertung durchzufiihren, die auf ein Wassereinsparungspotential im Einklang mit
den technischen Parametern der bestehenden Anlage oder Infrastruktur schlieBen
|asst. Durch die Investition muss ein Wassereinsparungspotential von mindestens
15 % erreicht werden.
Diese Voraussetzung entfdllt, wenn die Investitionen nur zur Erhéhung der
Energieeffizienz, fir den Bau von Speicherbecken oder fiir die Nutzung von
aufbereitetem Wasser dient, bei der keine quantitativen Auswirkungen auf Grund-

und Oberflachengewdsser zu erwarten sind.

6.4.4 Investitionen, die zu einer NettovergréRerungen der bewdsserten Flache fiihren und
dadurch Auswirkungen auf einen bestimmten Grund- oder Oberflachenwasserkérper
haben, sind nur foérderfahig, wenn in einer Analyse der Umweltauswirkungen
nachgewiesen wird, dass die Investition keine erheblichen negativen Auswirkungen
auf den Zustand der Gewasser und auf abhangige Landokosysteme haben wird; die
Analyse muss entweder von der zustandigen Behérde im Rahmen der
wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren durchgefiihrt oder von ihr genehmigt

werden.

6.4.5 Bei Investitionen, bei denen Grund- oder Oberflachengewasser betroffen sind, deren
Zustand aus mit der Wassermenge zusammenhangenden Griinden schlechter als gut
eingestuft wurde oder fir die ein Risiko der Zielverfehlung aus mit der Wassermenge
zusammenhangenden Griinden gemal nationalem Gewadsserbewirtschaftungsplan
besteht, gilt:

a. [entfallt]

b. Investitionen, die zu einer NettovergréRerungen der bewasserten Flache fiih-
ren, sind nicht forderfahig
i.  in Grundwasserkorpern, deren Zustand aus mit der Wassermenge
zusammenhangenden Griinden schlechter als gut eingestuft wurde
ii. in Grundwasserkorpern, fir die ein Risiko der Zielverfehlung aus mit der
Wassermenge zusammenhangenden Griinden besteht, wenn diese
Investitionen erhebliche negative Auswirkungen auf einen bestimmten
Grund- oder Oberflachenwasserkorper haben.
c. bei Investition zur Verbesserung bestehender Bewdasserungsanlagen oder ei-
nes Teils einer Bewdsserungsinfrastruktur muss auf Ebene der Investition eine
nachweisliche Senkung des Wasserverbrauchs um mindestens 25 % erreicht

werden.
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6.4.6

6.4.7

6.4.8

6.4.9

6.4.10

6.4.11

6.5
6.5.1

6.5.2

Investitionen in den Bau oder Ausbau von Speicherbecken zu Bewasserungszwecken
dirfen keine erheblichen negativen Auswirkungen auf den Zustand der Gewasser

und auf abhangige Landékosysteme haben.

Bei Investitionen in bestehende Bewasserungsanlagen mit fossiler Energieversorgung
muss auf Ebene der Investition eine Umstellung auf elektrische Versorgung erfolgen.
Bei Investitionen in Neuanlagen ist eine elektrische Energieversorgung verpflichtend
vorzusehen. Diese Voraussetzung entfallt fiir Anlagen, die ausschlieBlich zur
Frostschutzberegnung eingesetzt werden.

Von der Férderung ausgeschlossen sind

a. bei Mitgliedern von Erzeugerorganisationen im Obst- und Gem{isebereich i.S.
der Verordnung (EU) 2021/2115 Kosten, die im Rahmen des jeweiligen jahrli-
chen Operationellen Programms férderfahig sind

b. Bewadsserungsanlagen mit Wasserentnahmen aus Tiefengrundwassern
Auflagen

Einhaltung aller Auflagen und Vorschreibungen der rechtlichen
Bewilligungsbescheide.

Dem wasserwirtschaftlichen Planungsorgan des Landes oder dem BMLUK sind auf

Verlangen die Daten der jahrlich entnommenen Wassermengen zu tGbermitteln.

Fiir Bewasserungsanlagen, die Wasser aus Grundwasserkorpern entnehmen, deren
Zustand aus mit der Wassermenge zusammenhangenden Griinden schlechter als gut
eingestuft wurde oder fiir die ein Risiko der Zielverfehlung aus mit der Wassermenge
zusammenhangenden Grinden besteht, sind Daten zu entnommenen
Wassermengen verpflichtend auf Monatsbasis an das wasserwirtschaftliche

Planungsorgan des Landes zu Gibermitteln.

Forderfahige Kosten

Folgende Investitionskosten sind forderfahig:

— Kosten fir die Errichtung von Infrastrukturanlagen zur Wasserférderung, Was-
serspeicherung, Wasseraufbereitung und Zuleitung zu den einzelbetrieblichen
Entnahmestellen

— Kosten fiir die Anbindung an das Stromnetz inkl. Trafostation, Strommessein-

richtungen und Versorgungsleitungen
Nicht forderfahige Kosten

— Kosten fiir den Erwerb von Grund und Boden bzw. damit in Zusammenhang ste-
hende Kosten
— Kosten fiir die Anlagen zur einzelbetrieblichen Wasseraufbringung auf die Be-

wasserungsflache (Tropferleitungen, Beregner inkl. Verbindungsleitung).
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6.6 Art und AusmaR der Forderung
6.6.1 Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten im AusmaR von

a. 50 % fir Fordergegenstand gemafll Punkt 6.2.1 lit. aund b
b. 70 % fir Fordergegenstand gemald Punkt 6.2.1 lit. ¢

6.7 Forderabwicklung

6.7.1 Forderantrage konnen laufend elektronisch tber die Website ,,www.eama.at” bei
der AMA eingereicht werden.

6.7.2 Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fiir besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.

6.7.3 Forderantrage sind vor der Genehmigung dem BMLUK zur Stellungnahme aus
wasserwirtschaftlicher Sicht vorzulegen. Die beigefligten Unterlagen haben
Informationen zu geplanten Entnahmemengen aus den betreffenden Wasserkorpern
zu enthalten. Eine Forderung darf nur gewdhrt werden, wenn das BMLUK keine

ablehnende Stellungnahme zum Projekt abgibt.

6.7.4 Mit der Bewilligung sind in Wien die Landwirtschaftskammer und in allen {ibrigen

Bundeslandern die Landeshauptleute betraut.
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7 Investitionen in 6kologische Verbesse-
rungen und Mallnahmen zur Minde-
rung des Hochwasserrisikos (73-06) -
Verbesserung Wasserhaushalt

7.1 Ziele

7.1.1 Unterstlitzung der Zielerreichung gemal EU-Wasserrahmenrichtlinie (RL
2000/60/EG)

7.1.2 Erhéhung der Versickerung (Grundwasseranreicherung), Rickhalt von Wasser und

Sediment zur Minderung von Hochwasserspitzen im landwirtschaftlichen
Einzugsgebiet sowie zur Minderung der Auswirkungen von Trockenheit, Reduktion
von Nahr- und Schadstoffeintragen in Oberflachengewasser und Schaffung von

Feuchtflachen

7.2 Fordergegenstiande
7.2.1 Investitionen zur Verbesserung des Wasserhaushaltes durch Mulden, Graben,

Rickhaltebecken und Gelandegestaltungen zur Erhéhung des Wasser- und
Sedimentriickhalts, zur Verbesserung der Abflusssituation im landwirtschaftlichen

Einzugsgebiet

7.3 Férderwerbende Personen

7.3.1 Wassergenossenschaften und Wasserverbande

7.3.2 Gemeinden und Gemeindeverbande

7.3.3 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und

deren Zusammenschlisse

7.3.4 Sonstige forderwerbende Personen, insbesondere Agrargemeinschaften,
Zusammenlegungsgemeinschaften, Flurbereinigungsgemeinschaften,

Personenvereinigungen auf Basis eines privatrechtlichen Vertrages gemall ABGB.

7.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
Férdervoraussetzungen

7.4.1 Vorliegen der wasserrechtlichen Bewilligung gemall WRG 1959 idgF. sowie von
allenfalls weiteren erforderlichen Bewilligungen, insbesondere der

naturschutzrechtlichen Bewilligung.
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Auflagen

7.4.2 Einhaltung aller Auflagen und Vorschreibungen der rechtlichen Bewilligungs-
bescheide

7.5 Forderfahige Kosten

7.5.1 Forderfahig sind Investitionskosten

7.5.2 Kosten fiir den Erwerb bzw. Aufbringung von Grund und Boden kénnen zur Ganze

beriicksichtigt werden, sofern die MaRnahme im 6ffentlichen Interesse aus Griinden
des Natur- und Umweltschutzes und des Hochwasserschutzes erfolgt und dadurch

Flachen aus der Produktion genommen werden.

7.6 Art und AusmaR der Forderung

7.6.1 Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten im AusmafR von 80 %.

7.7 Forderabwicklung

7.7.1 Forderantrage konnen laufend elektronisch tiber die Website ,www.eama.at” bei

der AMA eingereicht werden.

7.7.2 Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fiir besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.

7.7.3 Mit der Bewilligung sind in Wien die Landwirtschaftskammer und in allen {ibrigen

Bundeslandern die Landeshauptleute betraut.
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8 Investitionen in 6kologische Verbesse-
rungen und Mallnahmen zur Minde-
rung des Hochwasserrisikos (73-06) -
okologische Agrarinfrastruktur

8.1 Ziel

8.1.1 PlanméaRige Bereitstellung von 6kologischer Agrarinfrastruktur als BegleitmaBnahme
bei Verfahren der landwirtschaftlichen Bodenreform (im Wesentlichen
Grundzusammenlegungen) und gleichzuhaltenden Verfahren (z.B. freiwilliger
Nutzungstausch) zur Sicherung oder Verbesserung von terrestrischen und

aquatischen Okosystemen

8.2 Fordergegenstiande
8.2.1 Ingenieurmalig geplante 6kologische Agrarinfrastruktur, insbesondere

Biotopverbundsysteme (einschlieRlich der erforderlichen Begleitarbeiten wie
Planung und Vermessung — sofern nicht von Amts wegen getragen) im Hinblick auf
Erosionsschutz, Bodenschutz, Wasserriickhalt, Gewasserschutz, Agrarokologie,

Landschaftsgestaltung Klimawandelanpassung, etc. mittels:

a. Erwerb bzw. Aufbringung von Grund und Boden fiir die 6kologische Agrarinfra-
struktur
b. Bau, Ausgestaltung, ingenieurbiologische MaRnahmen (Bodenschutzanlagen,

dezentraler Wasserriickhalt und sonstige wasserbauliche 6kologische MaRnah-

men, Bepflanzungen etc.)

8.3 Forderwerbende Personen
8.3.1 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und

deren Zusammenschlisse

8.3.2 Sonstige forderwerbende Personen, insbesondere Agrargemeinschaften,
Zusammenlegungsgemeinschaften, Flurbereinigungsgemeinschaften,

Personenvereinigungen auf Basis eines privatrechtlichen Vertrages gemaR ABGB.

8.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen

Fordervoraussetzungen
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8.4.1 Die zu férdernden Anlagen missen ingenieurmaRig geplant und in den
Bodenreformverfahren mitverankert sein (z. B. im Plan der Gemeinsamen

MalRnahmen und Anlagen oder als Annex zum Verfahren etc.).

8.4.2 Vorliegen aller erforderlichen Bewilligungen
Auflagen
8.4.3 Einhaltung aller Auflagen und Vorschreibungen der rechtlichen

Bewilligungsbescheide

8.44 Einhaltung der Vorgaben, die sich aus dem Behordenverfahren auf Basis der
Flurverfassungsgesetze oder aus einem gleichzuhaltenden Verfahren (z. B.
Freiwilliger Nutzungstausch) ergeben

8.5 Forderfahige Kosten
8.5.1 Forderfahig sind Investitionskosten.
8.5.2 Kosten fiir den Erwerb bzw. Aufbringung von Grund und Boden kénnen zur Ganze

beriicksichtigt werden, sofern die MaRnahme im 6ffentlichen Interesse aus Griinden
des Natur- und Umweltschutzes oder des Hochwasserschutzes erfolgt und dadurch

Flachen aus der Produktion genommen werden.

8.6 Art und AusmaR der Forderung

8.6.1 Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten im AusmaR von 90 %.

8.7 Forderabwicklung

8.7.1 Forderantrage konnen laufend elektronisch tiber die Website ,,www.eama.at” bei

der AMA eingereicht werden.

8.7.2 Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fiir besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.

8.7.3 Mit der Bewilligung sind in Wien die Landwirtschaftskammer und in allen (ibrigen

Bundeslandern die Landeshauptleute betraut.
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9 Investitionen in 6kologische Verbesse-
rungen und Mallnahmen zur Minde-
rung des Hochwasserrisikos (73-06) -
Verringerung Hochwasserrisiko

9.1 Ziele

9.1.1 Management von Hochwasserrisiken zur Verringerung der nachteiligen Folgen auf
menschliche Gesundheit, Siedlungsraum und Infrastruktur durch MaBnahmen zur
Verbesserung des Wasser- und Sedimentriickhalts sowie zur Minderung der
Gefahrdung durch Oberflachenabfluss.

9.1.2 Unterstitzung der Zielerreichung gemal EU-Hochwasserrichtlinie (RL 2007/60/EG).
9.2 Fordergegenstiande
9.2.1 Management von Hochwasserrisiken durch MaRnahmen zur Verbesserung des

Wasser- und Sedimentriickhalts und zur Minderung der Gefahrdung durch
Oberflachenabfluss sowie Erstellung von damit zusammenhangenden Planungs- und

Managementgrundlagen — forderbar sind folgende Aktivitaten:

a. KleinmaBnahmen zum Rickhalt fiir Wasser und Sediment und zur Minderung
der Gefdahrdung durch Oberflachenabfluss

b. Erstellung von damit zusammenhdngenden Gefahrenhinweiskarten sowie
Gefahren- und Risikokarten (Oberflachenabfluss) und darauf aufbauenden

Managementplanen inkl. Grundlagenerhebung und Prozessmodellierung

9.3 Forderwerbende Personen
9.3.1 Wassergenossenschaften und Wasserverbande
9.3.2 Gebietskorperschaften, bei Projekten gemal Punkt 9.2.1 lit. a nur Gemeinden und

Gemeindeverbande

9.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
Férdervoraussetzungen

9.4.1 Vorliegen der wasserrechtlichen Bewilligung gemall WRG 1959 idgF. sowie von
allenfalls weiteren erforderlichen Bewilligungen, insbesondere der

naturschutzrechtlichen Bewilligung.
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9.4.2 Das Projekt gemaR Punkt 9.2.1 lit. a darf ein Retentionsvolumen von 15.000 m? nicht

Uberschreiten.
9.4.3 Das Projekt ist nur abseits standig wasserfihrender Gewasser forderbar.

9.4.4 Forderfahig sind nur MaBnahmen zur Retention oder Ableitung von oberflachlich

abflieRendem Wasser, das nicht von Siedlungs- und Industriegebieten stammt.

9.4.5 Planung und technische Abwicklung der Projekte im Einvernehmen mit der
zustandigen wasserbaulichen Dienststelle des jeweiligen Bundeslandes.

9.4.6 Vorlage von geeigneten Projektunterlagen bei Projekten gemaR Punkt 9.2.1 lit. a, die
den fachlichen Vorgaben des Wasserbautenforderungsgesetzes 1985 und dem
»Stand der Technik” gemall § 12a Wasserrechtsgesetz 1959 entsprechen.

9.4.7 Die Vereinbarkeit mit dem Hochwasserrisikomanagementplan RMP 2021 ist

sicherzustellen.

9.4.8 Die forderfahigen Kosten betragen mindestens EUR 10.000 und maximal
EUR 2.000.000 je Projekt.

Auflagen:

949 Einhaltung aller Auflagen und Vorschreibungen der rechtlichen
Bewilligungsbescheide

9.5 Forderfahige Kosten
9.5.1 Forderfahig sind Investitionskosten.
9.5.2 Kosten fiir den Erwerb bzw. Aufbringung von Grund und Boden kénnen zur Ganze

berlicksichtigt werden, sofern die MaBnahme im 6ffentlichen Interesse aus Griinden

des Natur- und Umweltschutzes oder des Hochwasserschutzes erfolgt und dadurch

Flachen aus der Produktion genommen werden. @

9.6 Art und AusmaR der Forderung

9.6.1 Zuschuss zu den férderfahigen Investitionskosten im Ausmaf? von 80 %.

9.7 Forderabwicklung

9.7.1 Forderantrage konnen laufend elektronisch liber die Website ,,www.eama.at” bei

der AMA eingereicht werden.

9.7.2 Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fur besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.
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9.7.3

Mit der Bewilligung sind in Wien die Landwirtschaftskammer und in allen {ibrigen
Bundeslandern die Landeshauptleute betraut. Flir bundeslandertbergreifende
Projekte ist jenes Bundesland bewilligende Stelle, das fiir die behordlichen

Bewilligungen zustandig ist.
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10

10.1

10.1.1

10.1.2

10.2

10.2.1

10.3
10.3.1

10.3.2

10.4

10.4.1
104.2

104.3

Investitionen in gewasserokologische
Verbesserung (73-07)

Ziele

Unterstlitzung der Zielerreichung gemaR EU-Wasserrahmenrichtlinie (RL
2000/60/EG) bzw. nationalem Gewadsserbewirtschaftungsplan 2021: guter

Okologischer Zustand in allen Gewassern bis 2027

Anreize fir die friihzeitige Umsetzung von gewasserdkologischen MalRnahmen, die
fir die Forderungswerber zu produktions- und prozessunabhangigen

Mehrinvestitionen oder operativen Verlusten fiihren kénnen

Fordergegenstiande

Investitionen zur Verbesserung des dkologischen Zustandes von kleinen und

mittleren Gewassern. Dazu zahlen:

a. Projekte zur Restrukturierung morphologisch veranderter Gewasserstrecken
von Kleingewassern, Vorflutern, Uferbereichen und Feuchtflachen im Zusam-
menhang mit FlieRgewd&ssern (bis 500 km? EinzugsgebietsgroRe).

b. Projekte zur Verbesserung der Durchgangigkeit von FlieBgewassern

und damit in Zusammenhang stehende Grundsatzkonzepte, Untersuchungen, Stu-

dien, generelle Planungen sowie Gutachten.

Forderwerbende Personen
Natirliche, juristische Personen und eingetragene Personengesellschaften

Gemeinden und Gemeindeverbande

Fordervoraussetzungen und Auflagen

Die forderwerbende Person verfligt Gber alle fur die Durchfliihrung des Projekts

erforderlichen Bewilligungen.

Die Projekte entsprechen zumindest dem Stand der Technik bzw. der besten

verfligbaren Umweltpraxis.

Projekte gemal Punkt 10.2.1 lit. b zur Verbesserung der Durchgangigkeit an
bestehenden Kleinwasserkraftanlagen oder bei Kleinwasserkraftanlagen unter
Verwendung eines bestehenden Querbauwerkes sind forderfahig, sofern die

Engpassleistung 500 kW nicht Gberschreitet.
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1044

10.5

1051

10.5.2

10.5.3

10.6

10.6.1

10.6.2

10.6.3

10.6.4

Die Fordervoraussetzungen und -bedingungen gemaR. §§ 7 und 8 der
Forderungsrichtlinien 2021 — Gewasserodkologie fir kommunale Férderungswerber

idgF bzw. gemaR §§ 8 und 9 der Forderungsrichtlinien 2024 — Gewdasserokologie fiir

Wettbewerbsteilnehmende idgF des BMLUK sind sinngemals mitanzuwenden.

Forderfahige Kosten

Forderfahig sind Investitionskosten gemall § 5 Abs. 1 der Forderungsrichtlinien 2024-
Gewasserokologie fur Wettbewerbsteilnehmende idgF sowie gemall § 4 Abs. 1 der

Forderungsrichtlinien 2021 — Gewasserdkologie fir kommunale Férderungswerber

idgF des BMLUK.

Nicht forderfahig sind liber die Bestimmungen der GSP-AV hinaus Kosten gemaR § 5
Abs. 2 der Forderungsrichtlinien — Gewasserdkologie fir Wettbewerbsteilnehmer
i.d.g.F sowie gemadR § 4 Abs. 4 der Forderungsrichtlinien 2021 — Gewdsserokologie

fir kommunale Forderungswerber i.d.g.F des BIVILUK.

Die Bestimmungen betreffend der Kleinbetragsgrenze gemaR § 68 Abs. 1 Z 2 GSP-AV

wird in der gegenstandlichen FordermalRnahme auf Null EUR gesenkt.

Art und Ausmal der Forderung
Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten im Ausmal’ von

a. 90 %, sofern das Beihilferecht gemaR Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-
mission idgF nicht anzuwenden ist

b. 40 %, sofern das Beihilferecht gemé&R Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-
mission idgF anzuwenden ist. Der Zuschuss kann fiir mittlere Unternehmen

[Satzteil entfallt] um 10 Prozentpunkte, fir kleine Unternehmen um 20 Pro-

zentpunkte erhéht werden.

Der Investitionskostenzuschuss wird fir Projekte gemaR Punkt 10.2.1 lit. a bis zu

einer Hohe der forderfahigen Investitionskosten von EUR 500.000 (netto) gewahrt.

Der Investitionskostenzuschuss fir Projekte gem. Punkt 10.2.1 lit. b ist mit EUR
100.000 je Projekt begrenzt.

Der Bundesanteil am national aufzubringenden Anteil der Férdermittel fir die
gegenstandliche Projektmallnahme wird Giber Mittel gemal} § 6 Abs. 2e
Umweltforderungsgesetztes (UFG) bereitgestellt.
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10.7 Forderabwicklung

10.7.1 Das BMLUK ist Bewilligende Stelle. Das BIMILUK kann sich weiterer Stellen bedienen,
welche verwandte FordermaRnahmen nach dem UFG abwickeln. Einreichstellen sind
die zustandigen Stellen beim Amt der Landesregierung bzw. die KPC analog zur

Forderung gemal UFG.

10.7.2 Forderantrage konnen laufend bei der zustandigen Einreichstelle eingebracht

werden.

10.7.3 Das Forderverfahren erfolgt im Sinne der Vorgaben der §§ 10 bis 12 der
Forderungsrichtlinien 2024 - Gewasserdkologie fiir Wettbewerbsteilnehmende idgF
bzw. der §§ 9 bis 10 der Férderungsrichtlinien 2021 - Gewasserdkologie fiir

kommunale Férderungswerber idgF des BMLUK.
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11

11.1

11.2

11.2.1

11.2.2

11.2.3

Investitionen in Diversifizierungsaktivi-
taten inklusive Be- und Verarbeitung
sowie Vermarktung landwirtschaft-
licher Erzeugnisse (73-08)

Ziele

1. Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter landwirtschaftlicher Betriebe werden
bei ihren Bemiihungen unterstliitzt, durch Diversifizierungstatigkeiten ein au-
Berlandwirtschaftliches Zusatzeinkommen zu lukrieren. Geférdert werden In-
vestitionen in unterschiedliche Diversifizierungsbereiche und —aktivitaten so-
wie Be- und Verarbeitung, Vermarktung, um die Wettbewerbsfahigkeit zu stei-
gern.

2. Mitglieder landwirtschaftlicher Haushalte sowie Kooperationen werden bei der
Entfaltung wirtschaftlicher Tatigkeiten im landlichen Raum mit Bezug zum
landwirtschaftlichen Betrieb unterstdtzt.

Fordergegenstiande

Landwirtschaftlicher Tourismus und Aktivitdten der Freizeitwirtschaft sowie

Bewirtung:

1. Bauliche und technische Investitionen in Freizeiteinrichtungen sowie zur Aus-
Uibung von Freizeitaktivitaten einschlieflich der dafiir notwendigen Einrichtung
und Ausstattung;

2. Bauliche und technische Investitionen zur Gastebeherbergung, -betreuung und

-bewirtung einschliefilich der dafiir notwendigen Einrichtung und Ausstattung

(ausgenommen Energie- und Warmebereitstellung!?). (3]

Be- und Verarbeitung, Vermarktung und Absatzmoglichkeiten von Produkten:

Bauliche und technische Investitionen fiir die Be- und Verarbeitung, Vermarktung
und Absatzmaoglichkeiten (z. B. auch virtueller Hofladen) einschlieRlich der dafir
notwendigen Einrichtung und Ausstattung (ausgenommen Energie- und

Warmebereitstellung).

Aktivitaten in kommunalen, sozialen und sonstigen Dienstleistungsbereichen:

14 Zusatzwarmequellen auf Basis erneuerbarer Energie (z.B. Kachelofen, Kaminéfen, Schwedendéfen) sind als
Einrichtungselemente in allen Fordergegenstanden forderfahig
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11.2.4

11.3
11.3.1

11.3.11

11.3.1.2

11.3.2

1133

1. Bauliche und technische Investitionen einschlieBlich der dafiir erforderlichen
Einrichtung und Ausstattung (ausgenommen Energie- und Warmebereitstel-
lung) zur Erbringung von sozialen Dienstleistungen in den Bereichen Pflege und
Betreuung, Padagogik, Therapie sowie Soziale Arbeit;

2. Bauliche Investitionen einschlieBlich der dafiir erforderlichen Einrichtung und
Ausstattung (ausgenommen Energie- und Warmebereitstellung) sowie An-
schaffung von Maschinen, Gerdten und technischen Anlagen zur Erbringung

von kommunalen und sonstigen Dienstleistungen.

Bauliche und technische Investitionen einschlieBlich der dafiir erforderlichen
Einrichtung und Ausstattung (ausgenommen Energie- und Warmebereitstellung) fiir

sonstige oder neue Diversifizierungsformen.

Forderwerbende Personen
Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter landwirtschaftlicher Betriebe:

Bewirtschaftung von mindestens 3 ha landwirtschaftliche Flache iS von§ 25 GSP-AV
(inkl. anteiliger Flachen einer Gemeinschaftsalm oder Gemeinschaftsweide).

Betriebe, die diese Voraussetzungen nicht erfiillen, missen lber einen eigenen Ein-
heitswert oder einen Zuschlag zum landwirtschaftlichen Einheitswert verfligen, dies
gilt insbesondere fir Betriebe des Garten-, Feldgemise-, Obst- oder Weinbaues so-
wie der Bienenhaltung und des Hopfenanbaus. Fiir den Nachweis eines eigenen Ein-
heitswerts kann eine Nachfrist gesetzt werden.

Als land- (und forst) wirtschaftlicher Betrieb gilt jede selbstdandige ortliche und orga-
nisatorisch-technische Einheit zur Erzeugung von Pflanzen oder zur Haltung von
Nutztieren mit wirtschaftlicher Zielsetzung, die Gber die mit der kulturspezifischen
Bewirtschaftung der jeweiligen Flache oder Tierhaltung verbundenen und unerlassli-
chen Infrastruktur und bei Tierhaltung liber selbst bewirtschaftete landwirtschaftli-
che Flachen verflgt.

Mitglieder eines Haushalts landwirtschaftlicher Betriebe:

Der landwirtschaftliche Betrieb, auf den sich das Mitglied bezieht, muss die Kriterien
gemal Punkt 11.3.1 erfiillen. Als Mitglieder eines Haushalts eines landwirtschaftli-
chen Betriebes gelten volljahrige und noch nicht im Ruhestand befindliche Personen

mit Hauptwohnsitz am landwirtschaftlichen Betrieb.

Zusammenschlisse von mindestens zwei Bewirtschafter:innen landwirtschaftlicher

Betriebe.
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11.34

1135

11.3.6

114

11.4.1

11.4.2

Sind am Zusammenschluss auch Dritte beteiligt, ist eine Férderung zuldssig, wenn
der Zusammenschluss von den beteiligten Bewirtschafter:innen landwirtschaftlicher
Betriebe beherrscht wird. Die férderfahigen Kosten begrenzen sich auf die
entfallenden Anteile der Bewirtschafter:innen landwirtschaftlicher Betriebe. Eine

entsprechende anteilige Berechnung der forderfahigen Kosten ist vorzunehmen.

Fiir den Férderungsgegenstand Punkt 11.2.2 sind zusatzlich Zusammenschlisse von
mindestens zwei Bewirtschafter:innen landwirtschaftlichen Betriebe, auch mit
Dritten (insb. Gewerbebetrieben) moglich — sofern auch letztere im Bereich der
osterreichischen Landwirtschaft, der landwirtschaftliche Rohstoffe verarbeitenden
Wirtschaft oder der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tatig sind und der
Zusammenschluss von Bewirtschafter:innen landwirtschaftlicher Betriebe beherrscht

wird.

Sind am Zusammenschluss auch Dritte beteiligt, die nicht im Bereich der
osterreichischen Landwirtschaft, der landwirtschaftliche Rohstoffe verarbeitenden
Wirtschaft oder der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tatig sind,
begrenzen sich die forderfahigen Kosten auf die entfallenden Anteile der
Bewirtschafter:innen landwirtschaftlicher Betriebe und Dritten, die im Bereich der
osterreichischen Landwirtschaft, der landwirtschaftliche Rohstoffe verarbeitenden
Wirtschaft oder der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tatig sind. Eine

entsprechende anteilige Berechnung der forderfahigen Kosten ist vorzunehmen.

Handelt es sich bei dem als forderwerbende Person auftretenden Zusammenschluss

um eine Personenvereinigung ohne eigene Rechtspersonlichkeit,

— ist ein schriftlicher Kooperationsvertrag vorzulegen, welcher auf Dauer, mindes-
tens aber fir fiinf Jahre, angelegt sein muss und

— missen landwirtschaftliche Betriebe die Kriterien gemalR Punkt 11.3.1 erfiillen.

Handelt es sich bei dem als forderwerbende Person auftretenden Zusammenschluss
um eine eigene Rechtspersonlichkeit, sind die Kriterien gemaR Punkt 11.3.1 nicht
von Relevanz. Die Zuordnung als landwirtschaftlicher Betrieb erfolgt aufgrund der

landwirtschaftlichen Betriebsnummer.

Fordervoraussetzungen und Auflagen
Férdervoraussetzungen

Der Bezug des Projekts zum landwirtschaftlichen Betrieb muss gegeben sein,
beispielsweise durch die Heranziehung von landwirtschaftlichen
Produktionsfaktoren, Betriebsmitteln, durch Kooperationen mit einem oder

mehreren landwirtschaftlichen Betrieben oder durch den Standort (z.B. Hofverband).

Firr einzelbetriebliche Projekte ist ein Diversifizierungskonzept mit mindestens

folgenden Bestandteilen vorzulegen:
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11.4.3

114.4

11.4.5

11.4.6

— Berechnung und Analyse der Ausgangssituation des landwirtschaftlichen Be-
triebs, insbesondere hinsichtlich Betriebs- und Arbeitswirtschaft. Ist die forder-
werbende Person nicht die/der Bewirtschafter:in, ist ein Bezug zum landwirt-
schaftlichen Betrieb darzustellen

— Ziele und geplante Aktionen

— Darstellung der positiven Wirtschaftlichkeit

— Darstellung der Finanzierbarkeit des beantragten Projekts

— Angaben zu den Auswabhlkriterien.

Alternativ ist fir einzelbetriebliche Projekte unter EUR 50.000 forderfahige Kosten
ein vereinfachtes Diversifizierungskonzept vorzulegen, welches mindestens folgende

Bestandteile zu umfassen hat:

— Beschreibung der Ausgangsituation des landwirtschaftlichen Betriebs. Ist die for-
derwerbende Person nicht die/der Bewirtschafter:in, ist ein Bezug zum landwirt-
schaftlichen Betrieb darzustellen

— Darstellung der positiven Wirtschaftlichkeit jenes Diversifizierungsbetriebszwei-
ges, in dem das Diversifizierungsprojekt beantragt wird

— Beilage eines Finanzierungsplans

— Angaben zu den Auswahlkriterien.

Fir Projekte von Zusammenschliissen ist ein Projektkonzept mit mindestens

folgenden Bestandteilen vorzulegen:

a. Beschreibung der Ausgangssituation
b. Ziele und geplanten Aktionen

Kalkulationen zur geplanten wirtschaftlichen Betreibung

o

d. Darstellung der Finanzierbarkeit des beantragten Projekts

e. Angaben zu den Auswabhlkriterien.

Fir Projekte gemafd Punkt 11.2.1, 11.2.3 und 11.2.4 gilt: Es werden nur Projekte
gefordert, die nicht der Gewerbeordnung unterliegen oder die erst auf Grund der
getatigten Investition erstmals ein der Gewerbeordnung unterliegendes Ausmal
erreichen. Davon ausgenommen sind Investitionen fiir Tatigkeiten gemal® § 111 Abs.

2 Z.5 Gewerbeordnung 1994 und Projekte bezlglich Landwirtschaftlicher Tourismus
im Fordergegenstand gemald Punkt 11.2.1. [

Fiir Projekte gemald Punkt 11.2.1 gilt zusatzlich: Es werden maximal 22 Betten
gefordert. Die 22-Betten-Grenze ergibt sich aus den bereits am Betrieb vorhandenen

fixen Betten und den zusatzlich geplanten fixen Betten. Bei Campingplatzen: Jeder

Stellplatz entspricht zwei fixen Betten.
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11.4.7

11.4.8

11.4.9

11.4.10

11.5
11.5.1

11.5.2

11.5.3

11.54

11.5.5

11.5.6

Berechtigung zur Ausiibung der Tatigkeit gemall Gewerbeordnung soweit
erforderlich muss gegeben sein; fir Projekte in den Bereichen Pflege und Betreuung,
Padagogik, Therapie sowie Soziale Arbeit sind dariiber hinaus
Kooperationsstrukturen, gegebenenfalls mit anerkannten sozialen Einrichtungen,
nachzuweisen, es sei denn, die férderwerbende Person selbst oder Mitglieder des

landwirtschaftlichen Haushalts verfiigen Uber entsprechende Qualifikationen.

Bei baulichen und technischen MaRnahmen sind alle behérdlichen Genehmigungen

vorzulegen.

Einzelbetriebliche Projekte gemaR Punkt 11.2.2 (Be- und Verarbeitung, Vermarktung
und Absatzmoglichkeiten von Produkten), welche forderfahige Kosten von EUR
400.000 uberschreiten, sind in dieser FordermalRinahme bis zur Kostenobergrenze
gemaR Punkt 11.5.9 forderfahig; Projekte gemaR Punkt 11.2.2 von Zusammen-
schlissen, welche die Kostenobergrenze gemaR Punkt 11.5.9 liberschreiten, sind in
dieser FordermaRnahme nicht foérderfahig und sind in der FérdermalRnahme

Investitionen in die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse

(73-02) zu beantragen.

Auflagen

Investitionen in die Gastebeherbergung, -betreuung und Gastebewirtung diirfen
innerhalb der Behalteverpflichtung nicht privat genutzt oder dauervermietet

werden.

Forderfahige Kosten
Forderfahig sind Kosten fiir materielle und immaterielle Investitionen.

Die Abrechnung von Eigenleistungen ist mit Ausnahme von eigenem Bauholz nicht

moglich.
Personalkosten in Zusammenhang mit der Investition sind nicht forderfahig.

Kosten fiir den Erwerb von Grund und Boden bzw. damit im Zusammenhang

stehende Kosten sind nicht forderfahig.

Investitionen in technische Anlagen oder Maschinen, die mit Energie aus fossilen
Brennstoffen versorgt werden, sind nicht forderfahig. Der Ausschluss der
Forderfahigkeit gilt auch fir alle damit funktionell zusammenhangenden

Investitionsteile.

Investitionen in den Neubau von Gebauden, die mit Energie aus fossilen
Brennstoffen versorgt werden, und Investitionen in die Einrichtung und Ausstattung
neu errichteter Gebaude, die mit Energie aus fossilen Brennstoffen versorgt werden,

sind nicht forderfahig.

Seite 84 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur

Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

11.5.7 Es wird nur die Anschaffung von neuwertigen Maschinen und Geraten gefordert. Die

Anschaffung von Maschinen und Geraten, die tblicherweise in der Land- und

Forstwirtschaft genutzt werden, ist nicht forderfahig.

11.5.8 Folgende Untergrenze der forderfahigen Kosten kommt zur Anwendung: EUR 15.000
je Projekt.

11.5.9 Folgende Obergrenze der férderfahigen Kosten kommt zur Anwendung: fiir
einzelbetriebliche Projekte EUR 400.000 je Betrieb fiir die gesamte Férderperiode
und fir Projekte von Zusammenschliissen EUR 400.000 je Projekt.

11.6 Art und AusmaR der Forderung

11.6.1 Zuschuss im Ausmalf’ von 25 % der férderfahigen Investitionskosten; 30 % fur

Investitionen zur Erbringung von sozialen Dienstleistungen.

11.6.2 Der Zuschuss wird als De-minimis-Beihilfe gemaR Verordnung (EU)

gewadhrt. Dies gilt nicht fiir Projekte gemall Punkt 11.2.2, soweit sie sich auf unter

Anhang | des Vertrags fallende Erzeugnisse’® beziehen.

11.7 Forderabwicklung

11.7.1 Forderantrage konnen laufend elektronisch tiber die Website ,,www.eama.at”

eingereicht werden.

11.7.2 Mit der Bewilligung sind in Wien und in der Steiermark fiir alle Fordergegenstande

[Satzteil entfallt] die Landwirtschaftskammern und in allen Gbrigen Bundeslandern

die Landeshauptleute betraut.

15 Ein geringfuigiger Anteil von max. 10 % von Nicht-Anhang I-Erzeugnissen an den gesamten Enderzeugnissen kann toleriert
werden; die Zuordnung erfolgt nach wertmaRigen Kriterien.

Seite 85 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur
Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

12 Landliche Verkehrsinfrastruktur (73-09)

12.1 Ziele

Ziel dieser Intervention ist die Sicherstellung eines multifunktionalen landlichen
Wegenetzes unter Vermeidung negativer dkologischer Auswirkungen, wie beispiels-
weise Flachenversiegelung. Sie unterstiitzt die Attraktivierung der landlichen Regio-
nen als Wirtschafts-, Lebens-, Wohn- und Erholungsraum, indem diese nachhaltig
weiterentwickelt werden und die infrastrukturelle Grundversorgung aufrechterhal-
ten wird. Damit wird direkter Beitrag zu Beschaftigung und Wachstum aber auch zu
Gleichstellung und lokaler Entwicklung im landlichen Gebiet geleistet.

12.2 Fordergegenstiande

1221 Neuerrichtung von Wegen oder Umbau von Wegen, die dem Stand der Technik nicht
mehr entsprechen inklusive damit direkt in Zusammenhang stehende 6kologische
AusgleichsmaRnahmen im raumlichen Nahbereich, beispielsweise Bepflanzung,
Wasserriickhalt und Ahnliches:

1. Wege zur duBeren ErschlieBung insbesondere von landwirtschaftlichen Gehof-
ten, auBerlandwirtschaftlichen Betrieben, Wohnsitzen, samt eventuellen an-

schlieRenden land- und forstwirtschaftlichen Flachen.

2. Wege zur rein duBeren Erschliefung von land- und forstwirtschaftlichen Fla-
chen.
12.2.2 Instandsetzung (Generalsanierung, aber keine Instandhaltung) von Wegen: Ersatz

oder grundlegende Erganzung von Teilen einer bestehenden Weganlage
einschliellich praventiver MaBnahmen groReren Umfangs, beispielsweise
Deckschichten, Entwasserung, Briickensanierung oder Investitionen in die
Verkehrssicherheit; inklusive damit direkt in Zusammenhang stehende 6kologische

AusgleichsmaBnahmen im rdumlichen Nahbereich.

12.3 Forderwerbende Personen

1231 Natdlrliche und juristische Personen bzw. eingetragene Personengesellschaften, dazu
zahlen insbesondere juristische Personen auf Basis eines Giiter- und Seilwege-
Landesgesetzes, eines LandesstraBengesetzes, eines Flurverfassungslandesgesetzes
oder Personenvereinigungen auf Basis eines privatrechtlichen Vertrages gemaR
ABGB.

12.3.2 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe
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12.3.3 Abweichend von Punkt 1.4.3 sind juristische Personen und Personenvereinigungen,
an denen Gebietskorperschaften oder deren Einrichtungen beteiligt sind,
forderfahig, wobei der Anteil dieser Gebietskdrperschaft oder Einrichtung an den

forderfahigen Kosten jedenfalls herauszurechnen ist.

1234 Nur bei Fordergegenstand gemaR Punkt 12.2.2 zusatzlich: Gemeinden und deren
Verbande

12.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
Férdervoraussetzungen
1241 Das Projekt wird im landlichen Gebiet umgesetzt.

12.4.2 Jedes einzelne Projekt muss technisch geeignet sein und die rechtlichen, technischen

und wirtschaftlichen Grundvoraussetzungen erfillen.

12.4.3 Die allgemeinen Regeln der Technik sowie der Richtlinien und Vorschriften fiir das
StraBenwesen (RVS) oder andere einschlagige Regelwerke sind anzuwenden.

Ausnahmen sind im Einvernehmen mit der Bewilligende Stelle festzulegen.

124.4 Fahrbahnregelbreiten bis zu 3,5 Meter sind férderfahig. Dariiber hinaus gehende
Breiten bis zu den maximalen Fahrbahnbreiten fiir einstreifige Regelquerschnitte laut
RVS 03.03.81 — Landliche StraBen und Giiterwege — sind zulassig.

1245 Die Forderung von Fahrbahnregelbreiten tGber 3,5 Meter ist nur fir Briicken,
Ausweichen und eventuelle Zusatzbreiten gemaR den Richtlinien und Vorschriften
flr das StraRenwesen (RVS) zuldssig. Dabei ist eine Zusatzbreite auf
Gelandeeinschnitte und -anschnitte und zwar auf das sachlich technische
Mindesterfordernis zu begrenzen. Die maximalen Fahrbahnbreiten fiir einstreifige
Regelquerschnitte laut RVS 03.03.81 — Landliche StralRen und Giterwege —sind

jedenfalls einzuhalten.
Auflagen

1246 Die Erfordernisse des Natur- und Landschaftsschutzes sowie des Wasserhaushalts
sind zu beachten und naturnahe und ressourcenschonende Planungen
beziehungsweise Bauweisen sind anzustreben, wie Schotterwege, Spurwege,
landschaftsangepasste Linienflihrung, wegbegleitende ingenieurbiologische
beziehungsweise 6kologische AusgleichsmaBRnahmen wie Bepflanzung,

Wasserriickhalt und Ahnliches.

12.4.7 Moglichkeiten zur Mehrfachnutzung sind anzustreben, wie beispielsweise Verlegung
von Breitbandinfrastruktur. Ist keine Mehrfachnutzung im Projekt vorgesehen, muss
nachgewiesen werden, dass eine diesbezligliche Abklarung mit den Gemeinden, in

denen das Projekt umgesetzt wird, stattgefunden hat.
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12.5
12.5.1

12.5.2

12.6

126.1

12.6.2

1263

1264

12.7

12.7.1

12.7.2

12.7.3

Forderfahige Kosten
Investitionskosten

Nicht forderfahige Kosten

1. Kosten flr Investitionen in Infrastrukturen mit Gesamtkosten tber
EUR 5.000.000 (§ 63 Abs. 5 GSP-AV)
2. Kosten fir den Erwerb von Grund und Boden und damit in Zusammenhang ste-

hende Kosten

3. Kosten fir Wege, die ausschlieBlich der WalderschlieBung oder der Rad-, Reit-
und Gehwegnutzung dienen
Kosten fiir Wege mit dem Zweck der innerbetrieblichen ErschlieBung

5. Kosten fiir Wege zur eigensténdigen aullerlandwirtschaftlichen Betriebs- oder
SiedlungserschlieBung; allerdings kdnnen im Rahmen von Gesamtprojekten
von Beitragsgemeinschaften auch Wegstiicke der Betriebs- oder Siedlungser-

schlieBung zurechenbar sein

Art und Ausmalf der Forderung

Der Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten betragt fir Projekte gemaR
Punkt 12.2.1:

— AuRerhalb des benachteiligten Gebiets: 50 % der férderfahigen Kosten
— Im benachteiligten Gebiet auRerhalb des Berggebietes: 55 % der forderfahigen
Kosten

— Im Bergebiet: 65 % der forderfahigen Kosten.

Der Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten betragt fir Projekte gemaR
Punkt 12.2.2 50 % der forderfahigen Kosten.

5 %-Punkte Zuschlag zur jeweiligen Férderhohe bei der Ausfiihrung der Wege als

Spurwege.

Eine Aufstockung der Fordermittel aus sonstigen 6ffentlichen Mitteln auf eine

Gesamtforderung in Hohe von bis zu 100 % ist zulassig.

Forderabwicklung

Forderantrage kénnen laufend elektronisch liber die Website ,,www.eama.at”

eingereicht werden.

Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich flir besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der

AMA und der Bewilligenden Stelle veroffentlicht.

Bewilligende Stellen sind in Wien und der Steiermark die Landwirtschaftskammer

und in allen Gbrigen Bundesldandern die Landeshauptleute.
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13 Investitionen zur Stabilisierung von
Rutschungen (73-18)

13.1 Ziele

13.11 Verbesserung des Wasserhaushaltes und des Erosionsschutzes sowie dauerhafte
Stabilisierung von gravitativen Massenbewegungen durch praventive

Rutschhangsicherungen

13.1.2 Verbesserung der Bearbeitbarkeit von steilen Hanglagen in Landschaften mit Wein-,
Obst- und Sonderkulturen

13.2 Fordergegenstiande

13.2.1 Investitionen zur praventiven Stabilisierung von Rutschhdngen in Landschaften mit
Wein-, Obst- und Sonderkulturen

13.3 Forderwerbende Personen

13.3.1 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und

deren Zusammenschliisse

13.3.2 Agrargemeinschaften

13.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
Foérdervoraussetzungen

13.4.1 Vorliegen der erforderlichen Bewilligungen, insbesondere der wasserrechtlichen

Bewilligung gemall WRG 1959 idgF. sowie der naturschutzrechtlichen Bewilligung

13.4.2 Die fir die InvestitionsmaBnahmen vorgesehenen landwirtschaftlichen Nutzflachen
befinden sich im Bundesland Steiermark. m
13.4.3 Von der Férderung ausgeschlossen sind:

Neuanlagen in Naturschutzgebieten

2. Neuanlagen in Natura-2000-Gebieten, wenn Schutzgliter beeintrachtigt wer-
den

3. Neuanlagen auf Flachen, die vor dem 1. Janner 2014 als Wald ausgewiesen wa-
ren

4, Neuanlage von Weingarten auf Grundstiicksflachen, fiir die eine Genehmigung

auf Neuauspflanzung im Sinne des steiermarkischen Weinbaugesetzes 2020,

Fassung vom 17.11.2020 vorliegt. Diese Voraussetzung entfallt bei Neuanlagen
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13.44

13.4.5

13.5
13.5.1

13.5.2

13.6

1361

13.7

13.7.1

13.7.2

13.7.3

von Weingdrten auf Grundstiicksflachen, die im Eigentum von Junglandwirten
iS des § 6d Abs. 8 MOG 2021 stehen und von diesen bewirtschaftet werden. @

5. Weingartenflachen von Bewirtschafterinnen und Bewirtschaftern, die im Jahr
vor der Antragstellung keine Bestands- oder Erntemeldung abgegeben haben.

6. Errichtung und Rekultivierung von Mauerterrassen in bestehenden oder neu
angelegten Weingarten

7. Flachen, fir die im Rahmen der SektormafRnahme Umstellungsforderung (58-
01) Férderungen zur Errichtung und Rekultivierung von Boschungs- oder Mau-
erterrassen in bestehenden oder neu angelegten Weingarten beantragt oder

bezahlt wurden.
Auflagen:

Einhaltung aller Auflagen und Vorschreibungen der rechtlichen
Bewilligungsbescheide

Nach Bauabschluss der praventiven Rutschhangsicherung ist bei Weingartenanlage

vor Auspflanzung der Reben verpflichtend eine Bodengesundung durchzufihren.

Forderfahige Kosten
Forderfahig sind Investitionskosten.

Kosten fir den Erwerb von Grund und Boden bzw. damit in Zusammenhang

stehende Kosten sind nicht forderfahig.

Art und Ausmal der Forderung

Zuschuss zu den forderfahigen Investitionskosten im Ausmalf$ von 50 %.

Forderabwicklung

Forderantrage konnen laufend elektronisch tiber die Website ,,www.eama.at” bei

der AMA eingereicht werden.

Die Bewilligende Stelle kann zusatzlich fiir besonders relevante und vordringliche
Themenbereiche eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der Homepage der
AMA veroffentlicht.

Mit der Bewilligung ist der Landeshauptmann der Steiermark betraut. @
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14

14.1

14.2

14.3

1431

14.3.2

14.3.3

Forderung der Niederlassung von Jung-
landwirtinnen und Junglandwirten (75-
01)

Ziele

Die Niederlassungspramie fir Junglandwirtinnen und Junglandwirte verfolgt das Ziel,
die erste Niederlassung in Form einer inner- wie auch einer auBerfamilidren Betrieb-
siibernahme oder in Form einer Betriebsgriindung durch Neueinsteigerinnen und
Neueinsteigern zu erleichtern und damit eine langfristige Absicherung der Landwirt-
schaft zu ermoglichen. Mit dieser Férderung soll die erste Niederlassung und damit
die erstmalige Aufnahme einer landwirtschaftlichen Tatigkeit von jungen Landwirtin-
nen und Landwirten unterstiitzt werden. Darlber hinaus soll auch die Schaffung ei-
ner geeigneten Qualifikationsbasis und einer strategischen Ausrichtung des Betriebes

forciert werden.

Fordergegenstiande

Erste Niederlassung auf einem landwirtschaftlichen Betrieb und Aufnahme der Be-

triebsfiihrung im Sinne des genannten Zieles.

Forderwerbende Personen

Natirliche Personen, die zum Zeitpunkt der Antragstellung héchstens 40 Jahre alt
sind (Junglandwirt:innen) bzw. ab 2024 im Jahr der Aufnahme der
landwirtschaftlichen Tatigkeit nicht dlter als 40 Jahre alt sind und alleine oder als
Ehegemeinschaft bzw. mit einer Partnerin oder einem Partner einer

Lebensgemeinschaft einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaften und (iber die

erforderliche berufliche Qualifikation verfiigen. m

Eingetragene Personengesellschaften, juristische Personen (mit Ausnahme von
Vereinen und Aktiengesellschaften), oder Personenvereinigungen als
Bewirtschafter:innen landwirtschaftlicher Betriebe, wenn ein oder mehrere
Junglandwirt:innen die langfristige und wirksame Kontrolle iber die Betriebsfiihrung

des landwirtschaftlichen Betriebs austiben.

Die Junglandwirtin oder der Junglandwirt muss dazu zumindest zu gleichen Teilen an
der Gesellschaft beteiligt sein sowie durch geeignete vertragliche Vereinbarungen

die Ausilibung der langfristigen und wirksamen Kontrolle Gber die Betriebsfiihrung

nachweisen.
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14.4 Férdervoraussetzungen und Auflagen

14.4.1 Als erste Niederlassung gilt die erstmalige Bewirtschaftung eines
landwirtschaftlichen Betriebs im eigenen Namen und auf eigene Rechnung.
MaRgeblicher Zeitpunkt fir die erste Niederlassung ist die Aufnahme der ersten
Bewirtschaftung eines landwirtschaftlichen Betriebes laut Invekos oder laut Trager

der Sozialversicherung.
14.4.2 Eine erste Niederlassung liegt nicht vor, wenn

- die Junglandwirtin oder der Junglandwirt die Kontrolle Giber einen Betrieb we-
niger als 6 Monate innehatte und im Zeitraum der kurzfristigen Betriebsfiih-
rung keinen Mehrfachantrag eingereicht oder keine Férderung, die nur einem
Betriebsfiihrer gewahrt werden kann, beantragt hat oder

- die friihere Betriebsfiihrung mehr als 6 Monate andauerte, aber bislang keine
landwirtschaftliche Tatigkeit ausgelibt wurde (z. B. Betrieb hatte nur Forstfla-
chen oder es handelte sich um einen reinen Aquakultur-Betrieb).

— der Betrieb als Kommanditgesellschaft gefiihrt wird und die Junglandwirtin

oder der Junglandwirt die Funktion des/der Kommanditist:in inne hat.

1443 Die Meldung bei der Sozialversicherung, wenn es zu einer Pflichtversicherung kommt
(mind. Unfallversicherung), dient als Nachweis der Aufnahme der Bewirtschaftung.
Bewirtschaftungen, die aufgrund der geringen Einheitswertgrenze von 150 Euro die

Sozialversicherungspflicht nicht auslosen, gelten nicht als erste Niederlassung.

1444 Als land- (und forst)wirtschaftlicher Betrieb gilt jede selbstandige o6rtliche und
organisatorisch-technische Einheit zur Erzeugung von Pflanzen oder zur Haltung von
Nutztieren mit wirtschaftlicher Zielsetzung, die spatestens im Zieljahr (siehe Punkt
14.4.7) Giber die mit der kulturspezifischen Bewirtschaftung der jeweiligen Flache
oder Tierhaltung verbundenen und unerlasslichen Infrastruktur und bei Tierhaltung

Uber selbst bewirtschaftete landwirtschaftliche Flachen verfiigt.

1445 Bewirtschaftung von mindestens 3 ha landwirtschaftliche Flache iS von § 25 GSP-AV
(inkl. anteiliger Flachen einer Gemeinschaftsalm oder Gemeinschaftsweide -

basierend auf aufgetriebener Tierzahl) ab Antragstellung.

Betriebe, die diese Voraussetzungen noch nicht erfiillen, missen lber einen eigenen
Einheitswert oder einen Zuschlag zum landwirtschaftlichen Einheitswert verfligen.
Dies gilt insbesondere fiir Betriebe des Garten-, Feldgemiise-, Obst- oder Weinbaues

sowie der Bienenhaltung und des Hopfenanbaues.
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14.4.6 Betriebe, die keinen eigenen Einheitswert bzw. keinen Zuschlag zum
landwirtschaftlichen Einheitswert vorlegen kdnnen, miissen zum Zeitpunkt der
Antragstellung zumindest eine dahingehende Meldung bei der Finanzverwaltung
vorlegen. Fiir den Nachweis eines eigenen Einheitswerts kann eine Nachfrist gesetzt

werden.

14.4.7 Der Arbeitsbedarf je Betrieb entspricht mind. 0,5 bAK ab dem Zieljahr oder der
Standardoutput des Betriebes betragt mindestens EUR 8.000 ab dem Zieljahr.

14.4.8 Als Zieljahr fur die Voraussetzungen gemal Punkt 14.4.4 und 14.4.7 gilt das vierte
Jahr der Bewirtschaftung.

14.4.9 Mindestqualifikation

14.49.1  Zum Zeitpunkt der Antragstellung muss eine Facharbeiter:innenpriifung eines der
Lehrberufe des LFBAG idgF. — ausgenommen die Berufsjagdwirtschaft — oder eine
hoherwertige land- und forstwirtschaftliche Fachausbildung nachgewiesen werden.
Als héhere Ausbildung werden der Meister:innenabschluss der angefiihrten Lehrbe-
rufe des LFBAG — ausgenommen die Berufsjagdwirtschaft — sowie Abschliisse von ho-
heren Lehranstalten, Fachhochschulen und universitaren Einrichtungen anerkannt,

welche auf der Homepage des AMA veroffentlicht werden.

14.4.9.2 Dabei nicht genannte Abschliisse sind bei Bedarf von den ortlich zustandigen land-
und forstwirtschaftlichen Ausbildungsbehorden (LFAs) hinsichtlich einer zumindest
dem Facharbeiter:innenniveau entsprechenden Ausbildung zu beurteilen und zu be-

statigen.

14.4.9.3 Liegt der Nachweis einer Facharbeiter:innen- oder héheren Ausbildung zum Zeit-
punkt der Antragstellung nicht vor, so kann dieser bis spatestens zwei Jahre nach der
ersten Niederlassung erbracht werden. Diese Frist kann in begriindeten Ausnahme-
fallen auf Antrag der forderungswerbenden Person um ein Jahr verlangert werden.
Die Auszahlung der Basispramie und der darauf aufsetzenden Module erfolgt friihes-
tens nach Erbringung des Qualifikationsnachweises.

14.4.10 Betriebskonzept
14.4.10.1 Die forderungswerbenden Personen haben ein Betriebskonzept vorzulegen.

14.4.10.2 Sofernim Zuge der Niederlassung Investitionen vorgenommen werden sollen, kann
das Betriebskonzept auch — erganzt um die fir die Investition spezifischen Bestand-
teile — fur die Forderung der Investitionen im Sinne von Punkt 2 , Investitionen in die
landwirtschaftliche Erzeugung” herangezogen werden. Das Betriebskonzept hat min-
destens folgende Bestandteile zu enthalten:

1. Darstellung der Ausgangssituation des Betriebs

2. Berechnung und Analyse der Ausgangssituation insbesondere hinsichtlich Be-
triebs- und Arbeitswirtschaft
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14.4.11

14.4.12

144121

14.4.12.2

14.4.12.3

14.4.13

144131

14.4.13.2

3. Strategie fiir die Entwicklung des Betriebes sowie Ziele und Entwicklungsmaoglich-
keiten in den nachsten 5 bis 10 Jahren

Beschreibung der geplanten Investition, falls relevant
Berechnung und Beurteilung der geplanten Ausrichtung des Betriebs

MaBnahmen- und Ablaufplan mit Darstellung der vorgesehenen spezifischen Mei-
lensteine und Ziele

7. Bei Vorliegen eines Investitionsprojektes Relevanz fiir die Ziele Klimaschutz, Res-
sourcenschonung und dkologische Nachhaltigkeit
(Beilage 8 - Unterlagen fiir Selbstersteller)

Flachenbindung fiir viehhaltende Betriebe (gemaR Nitrat-Aktionsprogramm-

Verordnung)

Der Betrieb verfiigt in einem solchen Ausmal} Gber selbstbewirtschaftete Flachen,
dass zumindest die Hélfte des am Betrieb anfallenden Stickstoffs aus
Wirtschaftsdiinger in Ubereinstimmung mit der Nitrat-Aktionsprogramm-
Verordnung?® ausgebracht werden kann. Die gesetzeskonforme Ausbringung des

dbrigen Anteiles kann mit Dliingerabnahmevertragen nachgewiesen werden.
Fir die Gewahrung eines Eigentumszuschlags gemafd Punkt 14.5.2 gilt Folgendes:

Beim Eigentumsiibergang hat die Ubernahme durch die Junglandwirtin oder den
Junglandwirt grundsatzlich den gesamten Betrieb zu umfassen; das heilt auch die
Betriebsstatte inklusive der notwendigen Infrastruktur. Vom erforderlichen Eigen-
tumsiibergang ist eine Flachentoleranz von 10 %, hochstens jedoch 3 ha ausgenom-
men. Es sind alle Eigentumsflachen im Inland, die zum Betrieb gehoren, zu beriick-
sichtigen.

Fiir die Beurteilung dieser Toleranz ist der Zeitpunkt der ersten (Teil-) Ubergabe an
die Junglandwirtin oder den Junglandwirt heranzuziehen und kann somit vom Zeit-
punkt der ersten Niederlassung abweichen.

Die Uberpriifung der Voraussetzungen fiir die Gewahrung des Zuschlags erfolgt an-
hand geeigneter Unterlagen wie z. B. Ubergabevertrige, Einantwortungsurkunden,
Grundbuchsausziige oder Einheitswertbescheide.

Fiir die Gewahrung eines Zuschlags gemal} Punkt 14.5.4 gilt Folgendes:
Form der Aufzeichnungen

Jede schriftliche Form der Aufzeichnungen (Buchhaltungsprogramme, Excel Tabelle,
handschriftliche Aufzeichnungen, usw.) ist zulassig.

Zeitraum der Aufzeichnungen

16 Verordnung tiber das Aktionsprogramm zum Schutz der Gewésser vor Verunreinigung durch Nitrat
aus landwirtschaftlichen Quellen (Nitrat-Aktionsprogramm-Verordnung — NAPV), BGBI. Il Nr.
495/2022

Seite 94 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur

Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

14.4.13.3

144134

14.4.135

14.4.13.6

Der frithestmogliche Beginn der Aufzeichnungen ist das Wirtschafts- bzw. Kalender-
jahr, in dem die erste Niederlassung stattgefunden hat. Mit Aufzeichnungen ist spa-
testens im Wirtschafts- bzw. Kalenderjahr, welches der Antragstellung folgt, zu be-
ginnen. Der Startzeitpunkt der Aufzeichnungen ist bei Antragstellung bekannt zu ge-
ben.

Aufzeichnungen miissen ein gesamtes Jahr — also 12 Kalendermonate — umfassen.
Dabei kann frei zwischen Wirtschafts- und. Kalenderjahr gewahlt werden. Es sind
drei aufeinanderfolgende Jahre aufzuzeichnen.

Aufzeichnung von Einnahmen/Ausgaben Uber drei aufeinanderfolgende Jahre

Die Aufzeichnungen missen eine Auflistung aller betrieblichen Einnahmen und Aus-
gaben beinhalten. Es kann sowohl nach dem Zufluss-Abfluss-Prinzip als auch nach
dem Aufwands-Ertrags-Prinzip aufgezeichnet werden. Zudem ist ein Anlageverzeich-
nis fir Anlagegtter zu erstellen. In diesem sind Bezeichnung, Anschaffungsjahr, An-
schaffungswert, Nutzungsdauer und jahrliche Abschreibung einzutragen.

Kennzahlenberechnung

Auf Basis der Aufzeichnungen miissen absolute und relative Kennzahlen ermittelt
werden. Die relativen Kennzahlen werden mithilfe des ,Kennzahlen-Berechnungs-

blattes” (Beilage 14) aus folgenden absoluten Kennzahlen ermittelt:

- Summe der Betriebseinnahmen

- davon Anteil an 6ffentlichen Geldern

- Summe der Betriebsausgaben inkl. Abschreibungen
- davon Anteil der Abschreibungen

- Einnahmentberschuss/Ausgabenliberschuss

Nur die relativen Kennzahlen missen der Bewilligenden Stelle im Wege der Digitalen

Forderplattform bekanntgegeben werden.
Frist fiir die Bekanntgabe der Kennzahlen

Die errechneten relativen Kennzahlen missen fir das Aufzeichnungsjahr 2022 bis 31.
Dezember 2023, ansonsten innerhalb von 6 Monaten nach Ablauf des jeweiligen Auf-
zeichnungsjahres auf die Digitale Forderplattform hochgeladen werden. Begriindete
Anderungen in den Aufzeichnungen (z. B. steuerliche Richtigstellungen, etc.) miissen

nach dem Hochladen nicht mehr korrigiert werden.

Aufbewahrungspflichten

Fiir eine etwaige Vor-Ort Kontrolle sind folgende Unterlagen im Zusammenhang mit
dem Aufzeichnungszuschlag aufzubewahren:

- Betriebliche Aufzeichnungen
- Anlageverzeichnis

- Kennzahlenberechnungsblatt
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14.4.14

14.5

14.5.1

14.5.2

14.5.3

1454

1455

14.6

146.1

14.6.2

14.6.3

Die Bewirtschaftung des Betriebs durch die forderwerbende Person ist fiir

mindestens 5 Jahre ab der ersten Niederlassung zu gewahrleisten.

Art und AusmaR der Forderung

Die Forderung wird als Basisprdamie in Form einer einmaligen Pauschalzahlung von
EUR 3.500 gewahrt.

Bei vollstandigem Eigentumsiibergang wird zuzliglich zur Pauschalzahlung ein
Zuschlag von EUR 2.500 gewahrt. Der Nachweis ist innerhalb von vier Jahren nach
erster Niederlassung, jedoch spatestens bis 30.6.2029, zu erbringen und in der

Digitalen Forderplattform hochzuladen.

Wird innerhalb von vier Jahren nach erfolgter Niederlassung und Bewirtschaftung,
jedoch spadtestens bis 30.6.2029, der Nachweis einer Meister:innenausbildung oder
einer einschlagigen héheren Ausbildung erbracht und in der Digitalen
Forderplattform hochgeladen, wird ein Zuschlag zur Pauschalzahlung von EUR 5.000
gewadhrt. Alle land- und forstwirtschaftlichen Meister:innenausbildungen —

ausgenommen die Berufsjagdwirtschaft — sowie hohere Ausbildungen, welche auf

der Homepage des AMA verdffentlicht werden, werden anerkannt. [Satz entfallt][3]

Fir die Fihrung von gesamtbetrieblichen Aufzeichnungen (iber mind. 3 Jahre wird
eine Pramie von EUR 4.000 gewdhrt. Die Auszahlung erfolgt nach vollstandiger
Ubermittlung der Kennzahlen fiir das dritte Aufzeichnungsjahr, jedoch spatestens
innerhalb des Ausfinanzierungszeitraums fiir die LE-FOrderperiode. Fiir
Aufzeichnungszeitrdaume, die tiber den 31.12.2029 hinausgehen, erfolgt riickwirkend

die Uberpriifung der Einhaltung der Bedingungen.

Lassen sich mehrere Junglandwirt:innen, die die Voraussetzungen fir die Gewahrung
der Basispramie bzw. der moglichen Zuschlage erfiillen, auf einem Betrieb nieder,
kénnen die Basispramie sowie die moglichen Zuschlage nur einmalig ausgelost
werden und sind diese entsprechend der Erfiillung der Voraussetzungen auf die

Junglandwirt:innen aufzuteilen.

Forderabwicklung

Forderantrage sind innerhalb eines Jahres nach der ersten Niederlassung

elektronisch Giber die Website ,,www.eama.at” bei der AMA einzureichen.

Ein gesonderter Zahlungsantrag ist nur fir jene Zuschlage erforderlich, fiir die zum

Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht die entsprechenden Nachweise vorgelegt

worden sind.

Lassen sich mehrere Junglandwirt:innen auf einem Betrieb nieder, ist die

Niederlassungspramie mit einem einzigen Férderantrag zu beantragen.

Seite 96 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur

Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

14.6.4 Mit der Bewilligung sind in Burgenland, Niederdsterreich, Vorarlberg und Wien die
Landwirtschaftskammern und in allen anderen Bundeslandern die Landeshauptleute

betraut.
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15 Teilnahme an Qualitatsregelungen fiir
Lebensmittel und Zierpflanzen (77-01)

15.1 Ziele

15.1.1 Schaffung und Absicherung von Erzeugung, Verarbeitung, Inverkehrbringen und
Absatz hochwertiger Lebensmittel und landwirtschaftlicher Erzeugnisse, sowie
Zierpflanzen besonderer Qualitat durch Anreize zur Einrichtung und Beteiligung von
landwirtschaftlichen Betrieben an gemeinschaftlichen und nationalen
Lebensmittelqualitatsregelungen

15.1.2 Gewabhrleistung der Qualitdt von Erzeugnissen oder angewandten
Produktionsverfahren fir Konsumentinnen und Konsumenten mittels der Beteiligung

der landwirtschaftlichen Betriebe an Lebensmittelqualitatsregelungen

15.1.3 Verbesserung der Position der Landwirtinnen und Landwirte in der

Wertschopfungskette

15.2 Fordergegenstiande

15.2.1 Teilnahme an Qualitatsregelungen fir landwirtschaftliche Erzeugnisse, Lebensmittel

und Zierpflanzen

15.3 Forderwerbender

15.3.1 Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter landwirtschaftlicher Betriebe

15.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen

15.4.1 Die Erzeugung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, Lebensmittel und Zierpflanzen

erfolgt im Rahmen einer anerkannten Qualitatsregelung.
15.4.2 Es handelt sich um eine neue Teilnahme an einer anerkannten Qualitdtsregelung.

1543 Als anerkannte Qualitatsregelungen gelten: Qualitatsregelungen gemaR den EU-
Verordnungen Nr. 1151/2012, 2018/848, 2019/787, 1308/2013 Teil Il Titel Il
Abschnitt 2 sowie auf nationaler Ebene gesetzlich anerkannte Qualitatsregelungen
gemall AMA-Gesetz 1992. Freiwillige Zertifizierungssysteme fiir landwirtschaftliche
Erzeugnisse, Lebensmittel und Zierpflanzen kommen fiir eine Férderung nicht in
Betracht.

15.5 Forderfahige Kosten

15.5.1 Forderfahige Sachkosten, die so weit wie moglich als Einheitskosten abzurechnen

sind, sind:
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15.5.2

15.6
15.6.1

15.6.1.1

- Zwingend erforderliche Beitrage fir Beitritt und Teilnahme an der Qualitatsre-
gelung;

- Kosten einer Erstuberprifung/Kontrolle zur Teilnahme an der Qualitatsrege-
lung;

- Jahrliche Kontrollkosten fir die Einhaltung der Bestimmungen der Produktspe-
zifikation der Qualitatsregelung;

- Kosten flr Qualitatskontrollen, die von oder im Namen von Dritten durchge-
fuhrt werden, oder Kosten fiir Qualitatskontrollen, die von unabhangigen Insti-
tutionen zur Kontrolle und Uberwachung der Verwendung von Kennzeichen

von Qualitatsregelungen durchgefiihrt werden.
Nicht forderfahige Sachkosten sind:

— Mitgliedsbeitrdage bei Vereinigungen von Erzeuger:innen, die nicht ausschlief3-
lich mit der Qualitatsregelung in Zusammenhang stehen;

— Kosten flir Kontrollen und Analysen von Dritten oder im Namen von Dritten,
die sich nicht eindeutig auf die Vorgaben der anerkannten und zugelassenen
Qualitatsregelungen beziehen.

- Kosten und Gebiihren in Zusammenhang mit Antragstellung auf Eintragung ei-
ner geschitzten Bezeichnung, Unterschutzstellung eines Glitezeichens;

- Kostenpflichtige Nach- oder Zusatzkontrollen der Kontrollstellen.

Art und AusmaR der Forderung
Zuschuss zu den forderfahigen Sachkosten.

Fir folgende Qualitatsregelungen betragt der Fordersatz 80 % der férderfahigen Kos-
ten:

- Verordnung (EU) 2018/848 betreffend Biologische Produktion

— Verordnungen 2024/1143 (einschlieBlich ergdnzender Regelungen der Verord-
nungen 2019/787 und Nr. 1308/2023) betreffend geschiitzte Ursprungsbe-
zeichnungen (g.U.), geschiitzte geografische Angaben (g.g.A.), garantiert tradi-
tionelle Spezialitaten (g.t.S) und fakultative Qualitatsangabe , Bergerzeugnis”

soweit es Fleisch und Fleischerzeugnisse, Milch und Milcherzeugnisse sowie

Honig betrifft (5]

- AMA-Biosiegel flir Lebensmittel aus biologischer Produktion

- AMA-Genuss-Region-Siegel

- AMA Gutesiegel Ackerfriichte
- AMA Gltesiegel fur Zierpflanzen sowie

- auf nationalen anerkannten Qualitatsregelungen aufbauende freiwillige Mo-

dule zu Tierwohl
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15.6.2

15.6.3

15.6.4

15.7

15.7.1

15.7.11
15.7.1.2

15.7.2

15.7.2.1

15.7.3

15.74

Fir alle weiteren Qualitatsregelungen betragt der Férdersatz 50 % der forderfahigen

Sachkosten.

Der Zuschuss kann fur neue Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer unter Punkt
15.4.3 angefiihrten Qualitatsregelung fiir die gesamte Forderperiode gewahrt

werden.

Fir jene forderwerbenden Personen, die in der Programmperiode LE 14 — 20 den
Forderzeitraum von hochstens 5 Leistungsjahren nicht mehr zur Ganze ausschopfen
konnten, kann ein Zuschuss in dieser Forderperiode so lange weiterhin gewahrt
werden bis die Hochstdauer von 5 Jahren erreicht ist.

Forderabwicklung
Die Forderung fir die Teilnahme an Qualitatsregelungen gemal

- Verordnung (EU) 2018/848 betreffend Biologische Produktion sowie

- national anerkannte, behordlich genehmigte Qualitatsregelungen gemalk AMA-
Gesetz 1992

ist einmalig elektronisch iber die Website ,www.eama.at” fiir die gesamte Forder-

periode bzw. die verbleibende Férderperiode gemaR Punkt 15.6.4 zu beantragen.

[entfallt]

[entfillt]

Die Forderung fiir die Teilnahme an Qualitatsregelungen gemaR EU-Verordnungen
2024/1143 (einschlieRlich ergénzender Regelungen der Verordnungen 2019/787 und
Nr. 1308/2023) betreffend geschitzte Ursprungsbezeichnungen (g.U.), geschiitzte
geografische Angaben (g.g.A.), garantiert traditionelle Spezialitdten (g.t.S) und
fakultative Qualitatsangabe ,Bergerzeugnis” soweit es Fleisch und
Fleischerzeugnisse, Milch und Milcherzeugnisse sowie Honig betrifft ist einmalig

elektronisch liber die Website ,,www.eama.at” fir die gesamte Forderperiode zu

beantragen. (5]

[entfallt]

Die Agrarmarkt Austria hat die Abrechnungsmodalitaten, die von § 77 GSP-AV

abweichen kdnnen, festzulegen.

Bewilligende Stelle ist die Agrarmarkt Austria.
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16

16.1

16.1.1

16.1.2

16.1.3

16.14
16.1.5

16.1.6

16.1.7

16.1.8

Zusammenarbeit (77-02)

Ziele

Die Forderung ist ausgerichtet auf die horizontale und vertikale Zusammenarbeit und
Vernetzung verschiedener Akteur:innen und Unternehmen, die Nutzung von Syner-
gien und Kostenvorteilen sowie die Starkung der regionalen Wirtschaft und deren
Zusammenarbeit. Unterstitzt werden unterschiedlichste Formen der Zusammenar-
beit insbesondere zwischen Akteurinnen und Akteuren der Land- und Forstwirt-
schaft, Nahrungsmittelversorgungskette, des Sozial-, Gesundheits- und Veterindrwe-
sens, der holzbasierten Wertschopfungskette, des Tourismus, im Bereich Natur- und

Umweltschutz inklusive National- und Naturparke mit folgenden Zielen:

Verstarkung der Ausrichtung auf den Markt und Steigerung der
Wettbewerbsfahigkeit, auch durch einen starkeren Schwerpunkt auf Forschung,

Innovation, Technologie und Digitalisierung

Verbesserung der Position der Landwirtinnen und Landwirte in der
Wertschopfungskette durch die Zusammenfiihrung des Angebots
landwirtschaftlicher Erzeugnisse sowie die Unterstiitzung von

auBerlandwirtschaftlichen Erwerbsmoglichkeiten

Stimulierung der Nachfrage nach Erzeugnissen der lokalen Land- und
Erndhrungswirtschaft insbesondere von Qualitatsprodukten produziert auf Basis

anerkannter Qualitatsregelungen

Optimierung der Tierhaltung und Produktionsabldufe im Hinblick auf Tierwohl,

Tiergesundheit, Emissionen und Arzneimittelverbrauch

Verbesserung der tberbetrieblichen Zusammenarbeit im Bereich der Land- und

Forstwirtschaft z. B. durch Forcierung gemeinsamer Arbeitsabldufe

Beitrag zum Schutz und Inwertsetzung der Biodiversitat, zur Verbesserung von
Okosystemleistungen sowie des Naturraummanagements, Erhaltung, Verbesserung
und Wiederherstellung von Lebensrdaumen, Arten und Landschaften einschlieRlich
biodiversitatsrelevanter MalRnahmen zur Klimawandelanpassung und

Bewusstseinsbildung fiir die Ziele des Naturschutzes; Beitrag zum

landwirtschaftlichen Umweltschutz w(5]

Beitrag zum Schutz des Klimas und zur Klimawandelanpassung

Forcierung der stofflichen und energetischen Nutzung von land- und
forstwirtschaftlichen Rohstoffen, unter anderem Holz, biogene Abfalle, Reststoffe

und Nebenprodukte im Sinne der Biookonomie und Kreislaufwirtschaft
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16.1.9 Unterstlitzung von sozialer Land- und Forstwirtschaft
16.1.10 Forderung einer nachhaltigen Forstwirtschaft

16.1.11 Innovative und nachhaltige (Weiter-)Entwicklung und Adaptierung des touristischen

Angebots

16.1.12 Beitrag zur Erhaltung, Verbesserung und Wiederherstellung von naturschutzfachlich
wertvollen Flachen, die schiitzenswerte Lebensraumtypen oder Arten aufweisen.
Dabei soll ein Beitrag zur Erreichung der Ziele der FFH-Richtlinie 92/43/EWG, der
Vogelschutz-Richtlinie 2009/147/EG, der Wiederherstellungsverordnung (EU)
2024/1991, der Osterreichischen Biodiversititsstrategie 2030 und deren rechtliche
Umsetzungsinstrumente, der Landesnaturschutzgesetze und -strategien, der
Nationalparkgesetze und der Osterreichischen Nationalparkstrategie, der Natur- und
Biosphiarenparkstrategien, dem Aktionsplan Neobiota, der Moorstrategie Osterreich
2023+ oder der Ziele von internationalen Naturschutziibereinkommen (Bonner

Konvention, Berner Konvention, Ramsar-Ubereinkommen) geleistet werden.

16.1.13 Verbesserung der Anwendung der Digitalisierung und von Innovationsprozessen im

Naturschutz

16.2 Fordergegenstiande
Management

16.2.1 Zusammenarbeit von neuen oder bestehenden Kooperationen
Umsetzung der Zusammenarbeit

16.2.2 Aufbau, Entwicklung, und Professionalisierung gemeinsamer Arbeitsabldufe und

gemeinsame Nutzung von Anlagen und Ressourcen

16.2.3 Entwicklung und Umsetzung von Aktivitaten, die auf Produkt- und

Verfahrensinnovation, Strukturinnovation und soziale Innovation ausgerichtet sind

16.2.4 Aufbau und Betrieb von IT-Infrastruktur und der technischen Ausstattung und

Services in Zusammenhang mit dem Kooperationsprojekt

16.2.5 Aufbau und Betrieb von zumindest den Kooperationspartnerinnen und
Kooperationspartnern zuganglichen Daten, Wissens- und Kommunikations-

Plattformen

16.2.6 Erstellung und Umsetzung von Studien, fachlichen Grundlagen und Ausarbeitung von

Strategien und Konzepten sowie Durchfiihrung von Pilotprojekten
16.2.7 Ausrichtung und Durchfiihrung von Pramierungen und Wettbewerben

16.2.8 Konzeption, Entwicklung und Umsetzung kreativer und buchungsrelevanter

innovativer Angebote
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16.2.9

16.2.10

16.2.11

16.2.12

16.3
16.3.1

Etablierung und/oder (Weiter-)Entwicklung, Umsetzung, Bewerbung und Evaluierung
von Qualitdts-, Tiergesundheits- und/oder Herkunfts-Sicherungssystemen (z. B.
Aufbau eines Datenmanagements mit Erhebung, Erfassung, Dokumentation von
relevanten Kennzahlen, Evaluierung und Erstellung einzelbetrieblicher
MaBnahmenplane, Erstellung von Entwicklungsberichten, Schulung- und
Beratungsleistungen in Zusammenhang mit einer Qualitatssteigerung,
Uberpriifung/Kontrolle der Kennzahlen/Kriterien bei gewerblichen Betrieben,
Durchfiihrung von Audits an Betrieben); Monitoringmalnahmen; Aufbau von
Eigenkontrollsystemen; Rickverfolgbarkeitssystemen

Offentlichkeitsarbeit und PR- MaRnahmen, Informations-, Vernetzungs- und
bewusstseinsbildende MaRnahmen sowie weiterbildende und beratende

MaBnahmen, ausschlieRlich in Bezug auf das Projekt

Veranstaltung von Tagungen und Konferenzen, Workshops, Seminaren, Exkursionen,
Betriebsbesuchen, Begehungen, gefiihrte Wanderungen und/oder Teilnahme an
Ausstellungen und Messen, ausschlieRlich fir die Zielgruppe der jeweiligen
Kooperation

Verbesserung und Professionalisierung der Vermarktung und der
Absatzmoglichkeiten fir Produkte und Dienstleistungen, z. B.:

a. Erarbeitung und Durchfiihrung von Marktanalysen, Marktforschung, auf die
Vermarktung bezogene Beratungs- und PlanungsmaRBnahmen, Durchfiihrbar-
keits- oder Marktreifestudien

b. Entwicklung und Einfiihrung von Produkten

C. Entwicklung und Einflihrung von Dienstleistungen (wie Tourismusdienstleistun-
gen mit Bezug zur Landwirtschaft und deren Vermarktung sowie sozialen

Dienstleistungen auf land- und forstwirtschaftlichen Betrieben)

d. Benchmarking und Ausbau von internationalen Anerkennungen von Qualitats-
standards
e. Spezifische AbsatzforderungsmaRnahmen wie Produktverkostungen qualitats-

und herkunftsgesicherter Produkte aus der lokalen Produktion der Land- und
Erndhrungswirtschaft

f. MalRnahmen zur Entwicklung kurzer Versorgungsketten und lokaler Markte

Forderwerbende Personen

natlirlichen und
juristischen Personen (inklusive Gebietskoérperschaften, Kérperschaften und

Anstalten offentlichen Rechts.) bzw. eingetragenen Personengesellschaften [Wort

entfallt]. (3]
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16.3.2

16.4

16.4.1

16.4.2

l16.4.2.1

16.4.2.2

16.4.3

16.4.4

16.4.5

16.4.6

16.4.7

Das Verbot der Forderung von Gebietskorperschaften gemall Punkt 1.4.3 kommt

nicht zur Anwendung.

Fordervoraussetzungen und Auflagen
Foérdervoraussetzungen

Die Kooperation besteht bereits zum Zeitpunkt der Antragstellung und wahrend der

gesamten Projektdauer aus mindestens zwei Partner:innen.

Es handelt sich um eine neue Kooperation oder eine neue Aktivitdt einer bereits

bestehenden Kooperation:
Fiir neue Kooperationen gilt:

Der Anteil der neuen Kooperationspartner:innen betragt mindestens 20 % aller Part-
ner:innen der neuen Kooperation. Der Anteil der neuen Kooperationspartner:innen
bemisst sich grundsatzlich an der Anzahl der Kooperationspartner:innen. Es kdnnen
auch die Stimmrechte oder die Kapitalbeteiligung als Basis herangezogen werden.
Die neuen Kooperationspartner:innen haben sich in dieser Groenordnung inhaltlich
zu beteiligen sowie mit den bisherigen Kooperationspartner:innen in gemeinsamen
Projekten zusammenzuarbeiten.

Fiir bestehende Kooperationen mit neuen Projektinhalten bzw. Aktivitaten gilt:

Bei bestehenden Kooperationen ist jede Aktivitdt (vormals Teilprojekt), das Manage-
ment ausgenommen, mit einer substanziell anderen Zielsetzung oder Ausrichtung
mit zusatzlichen neuen Inhalten/Tatigkeiten oder einer substanziellen Weiterent-
wicklung zu konzipieren oder sind mindestens 30 % der Gesamtkosten der jeweiligen
Aktivitat fiir neue Inhalte (inklusive Eigenleistungen) vorzusehen. Eine Ausrollung
von Pilotaktivitaten auf andere Kooperationspartner:innen ist moglich.

Bei Personenvereinigungen ohne eigene Rechtspersonlichkeit ist ein schriftlicher

Kooperationsvertrag vorzulegen.

Ein konkretes Ziel fir ein geplantes Projekt oder eine Aktivitat der Zusammenarbeit

ist vorhanden.

Bei bundesweit ausgerichteten Kooperationsprojekten ist auf bestehenden
Strukturen aufzubauen oder es ist zumindest ein erfahrener Lead-Partner

einzusetzen.

Kooperationen, deren Kooperationspartner:innen ausschlieRlich aus

Forschungseinrichtungen bestehen, sind nicht foérderfahig.

Absatzfordernde Aktivitaten, die auf landwirtschaftliche Erzeugnisse oder
Lebensmittel abzielen, haben einen Fokus darauf zu richten, konkrete Mallnahmen

zu setzen, die Anreize innerhalb der Projektlaufzeit dahingehend schaffen, dass
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16.4.8

16.4.9

16.4.10

- eine Umstellung auf eine Produktion nach anerkannten Qualitatsregelungen -
sofern vorhanden - begiinstigt wird und

- im Rahmen der Umsetzung bei 6ffentlichkeitswirksamen MaRnahmen wie z. B.
Veranstaltungen/offentlichen Auftritten oder im Rahmen von touristischen Ak-
tivitdten, wo die Verpflegung als Aushdangeschild kommuniziert wird, zumin-
dest 70 % der teilnehmenden Betriebe bzw. der verwendeten Produkte eine
Zertifizierung fir eine anerkannte Qualitatsregelung aufweisen [AUFLAGE].
Anerkannte Qualitatsregelungen sind Qualitdtsregelungen gemaR den EU-
Verordnungen 2024/1143 (einschlieBlich ergdnzender Regelungen der Verord-
nungen 2019/787 und Nr. 1308/2023) und 2018/848 sowie national aner-

kannte Qualitatsregelungen.

Absatzfordernde Aktivitaten betreffend landwirtschaftliche Erzeugnisse und
Lebensmittel miissen darauf ausgerichtet sein, die Offentlichkeit tiber die Merkmale
dieser Produkte zu informieren oder Wirtschaftsbeteiligte zum Kauf des
betreffenden landwirtschaftlichen Erzeugnisses und Lebensmittels anzuregen; bei
einer gesetzlich anerkannten Qualitatsregelung sollen die besonderen Eigenschaften
oder Vorziige der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel vor allem in
Bezug auf Qualitat, besondere Produktionsverfahren, Einhaltung hoher
Tierschutzstandards und Umweltschutz im Zusammenhang mit der betreffenden

Qualitatsregelung hervorgehoben werden.

Projekte bzw. Leistungen in Bezug auf Erzeugnisse der Aquakultur und Fischerei sind
im Rahmen dieser FérdermalRnahme von der Forderung ausgeschlossen. Ein
geringfligiger Anteil von max. 10 % von Erzeugnissen der Aquakultur und Fischerei an
den gesamten Erzeugnissen kann toleriert werden; die Zuordnung erfolgt nach

wertmafigen Kriterien.

Abgrenzung zu Projekten auf Landerebene im Bereich Naturschutz und

Nationalparks auBerhalb der Land- und Forstwirtschaft:

Es handelt sich um Projekte von bundesweiter Bedeutung oder um
bundeslanderitbergreifende Projekte, welche mindestens 5 Bundeslander umfassen,
und die - zur Erreichung bundesweiter Ziele im Biodiversitatsschutz dienen und zur
Umsetzung internationaler Verpflichtungen in diesem Bereich beitragen
(Ubereinkommen tiber die biologische Vielfalt, Ramsar Konvention zum Schutz der
Feuchtgebiete, Bonner Konvention, Berner Konvention) - insbesondere zur
Wiederherstellungsverordnung (EU) 2024/1991, zum Biodiversitdtsschutz im
Rahmen der nationalen Biodiversitatsstrategie, ihrer Aktionsplane und zur
Erreichung der darin vereinbarten Ziele beitragen. Projekte von

Nationalparkverwaltungen gelten im Rahmen dieser Richtlinie als Projekte von

bundesweiter Relevanz.
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16.4.11

16.4.12

16.4.13

16.4.14

16.4.15

16.5

16.5.1

16.5.2

Auflagen

In der Veroffentlichung von Informationsmaterialien gemaR Punkt 16.5.2 -2. und -3.
darf weder ein bestimmtes Unternehmen, noch eine bestimmte Marke oder ein
bestimmter Ursprung genannt werden. Davon abweichend darf bei geschitzten
Bezeichnungen auf den Ursprung hingewiesen werden, ebenso bei anderen
gesetzlich anerkannten Qualitatsregelungen, sofern der Hinweis liber den Ursprung
untergeordnet ist.

Im Rahmen des Projekts erarbeitete Strategien sowie die Ergebnisse aus
durchgefihrten Studien miissen zumindest in dem jeweiligen Fachbereich bzw. in

der jeweiligen Branche verbreitet werden.

Im Falle der Férderung von Investitionen muss die Kooperation mindestens bis zum
Ablauf der Behalteverpflichtung bestehen bleiben, bei allen anderen Kooperationen

mindestens flur die Dauer der genehmigten Projektlaufzeit.

Berlicksichtigung von libergeordneten Strategien sowie anderer Grundlagen, die in

den jeweiligen Aufrufen definiert sind.
Sonstige Festlegungen

Mehrjahrige Projekte kénnen fiir einen Zeitraum von bis zu 4 Jahren genehmigt wer-
den (Durchfiihrungszeitraum). Ein weiterfiihrendes Projekt bzw. eine Weiterflihrung
einzelner Aktivitdten ist im Rahmen eines Aufrufs nach Vorlage einer positiv bewer-

teten Zwischenevaluierung fir weitere 3 Jahre moglich.

Forderfahige Kosten

Fiir alle Fordergegenstdnde: Personalkosten, Sachkosten, Investitionskosten fiir
Infrastruktur (insbesondere IT) und die technische Ausstattung in Zusammenhang

mit dem Kooperationsprojekt.

Folgende Kosten fiir absatzfordernde Aktivitdten gemaRk Punkt 16.4.8 sind
forderfahig:

1. Kosten fiir die Veranstaltung von und die Teilnahme an Messen, Wettbewerben
und Ausstellungen, sofern die Férderung allen in dem betreffenden Gebiet
infrage kommenden Personen auf der Grundlage objektiv definierter Kriterien
zuganglich ist. Im Rahmen von Veranstaltungen kann eine Verkostung erfolgen.
Ein begleitender Verkauf ist im Rahmen dieser Aktivitaten zuldssig, solange der
Charakter der Veranstaltung - Verbreitung von Sachinformationen — (iberwiegt.

2. Kosten fir Veroffentlichungen mit Sachinformationen lber die Produzentinnen
und Produzenten, die ein bestimmtes Produkt erzeugen oder aus einer
bestimmten Region kommen, sofern es sich um eine neutrale Information

handelt und alle Betroffenen gleichermaRen die Mdoglichkeit haben, in der
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16.5.3

16.6

16.6.1

16.6.2

16.6.2.1

16.6.3

Veroffentlichung beriicksichtigt zu werden; Informationen Gber die
Erzeugerinnen und Erzeuger eines landwirtschaftlichen Produkts, wie Name und
Adresse des Betriebs, konkrete Produktpalette dieses Betriebs und Angaben
iber VerpackungsgroRen sowie Offnungszeiten des Betriebs bei Ab-Hof-Verkauf
werden als neutrale Informationen angesehen.

3. Kosten fiir die Verbreitung wissenschaftlicher Erkenntnisse und
Sachinformationen liber gesetzlich anerkannte Qualitatsregelungen sowie
generisch landwirtschaftliche Erzeugnisse, ihre erndhrungsphysiologischen
Vorziige und ihre vorgeschlagene Verwendung.

Im Themenbereich der Umsetzung von Systemen zur Qualitats- und/oder
Herkunftssicherung, Eigenkontrolle oder Rickverfolgbarkeit ist die Anwendung von
Vereinfachten Kostenoptionen mit allfalligen Valorisierungen zulassig. Die

anzuwendende Hohe der Vereinfachten Kostenoptionen ist in den Aufrufen bekannt

zu geben. @

Art und Ausmal} der Forderung

Die Forderung wird als Zuschuss zu den forderfahigen Investitions-, Sach- und
Personalkosten im Ausmalfd von 80 % gewdahrt. Bei Themen in hohem offentlichen
Interesse kommt ein Férdersatz von 100 % zur Anwendung. Die abweichenden
Fordersatze gemal Punkt 16.6.3 (70 %) und fir Investitionen gemal Punkt 16.6.4 (in
der Regel 65 %) sind zu beachten; die Details zu den jeweils zutreffenden
Fordersatzen betreffend Investitionen (65 %, 70 %, 80 %, 100 %) sind im Merkblatt

der FordermalRhahme 77-02 beschrieben.

Ein hohes 6ffentliches Interesse wird angenommen, wenn der ausgeschriebene
Themenbereich nicht im Gberwiegenden 6konomischen Interesse der
forderwerbenden Personen oder deren Begiinstigten liegt. In Anlehnung an
nationale Gesetze bzw. die Rechtsprechung werden zum Beispiel
Tierschutz/Tiergesundheit, umfassender Umweltschutz, Naturschutz, Sicherstellung

der Wasser- und Lebensmittelversorgung und Forschung als Themen von hohem

offentlichen Interesse anerkannt (angesehen). (5]

Weiters dirfen den férderwerbenden Personen und Beglinstigen grundsatzlich keine
einzelbetrieblichen, betriebswirtschaftlichen Vorteile erwachsen. Dabei sind die je-
weiligen Gegebenheiten in unterschiedlichen Arbeitspaketen zu bertcksichtigen.

Abweichend von Punkt 16.6.1 gilt fir Informations- und Absatzférdermallnahmen fiir

landwirtschaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel ein Férdersatz in Hohe von 70 %.
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16.6.4

16.6.5

16.6.6

16.7

16.7.1

16.7.2

16.7.3

16.7.4

Derartige Leistungen sind gesondert von anderen Leistungen, die einem bestimmten
Fordergegenstand zugeordnet werden kdnnen, in einem eigenen Arbeitspaket oder

zumindest als gesonderte Aktivitdt zu beantragen.

Fir Umsetzungsaktivitaten, die auch in den FérdermalRnahmen gemal Art. 73 oder
Art. 78 der Verordnung (EU) 2021/2115 foérderfahig sind, sind die in diesen
Bestimmungen enthaltenen Vorgaben hinsichtlich nicht férderfahiger Kosten und
Hochstfordersatze zu beachten. In Aufrufen kénnen weitere Einschrdankungen, mit
dem Ziel gleiche Forderbedingungen zu schaffen, erfolgen.

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen auBerhalb des
Agrarsektors'” erfolgt auf Basis einer nach der Rahmenregelung genehmigten

staatlichen Beihilfe. Projekte miissen daher im landlichen Gebiet umgesetzt werden

oder dem landlichen Gebiet zugutekommen. m

Zusatzlich sind die Voraussetzungen gemal Punkt 1.7.5.5 zu beachten.

Projekte im Bereich Naturschutz und Nationalparks auBerhalb der Land- und

Forstwirtschaft werden nur aus Bundesmitteln kofinanziert.

Forderabwicklung

Forderantrdage konnen im Rahmen von Aufforderungen zur Einreichung von
Projekten (Aufrufe) elektronisch tGber die Website ,,www.eama.at” bei der AMA

eingereicht werden.

Die Aufrufe erfolgen fachbereichs- bzw. themenspezifisch durch die zustandige
Bewilligende Stelle. Davon abweichend werden Aufrufe fir bundesweite Projekte

mit Bezug zu anerkannten Qualitatsregelungen vom BMLUK durchgefiihrt.

Fir Aufrufe sind mehrere Termine innerhalb der gesamten Forderperiode

vorgesehen.

Neben den in den Zielen unter Punkt 16.1 bereits angefiihrten Themen kénnen neue
relevante Themen aufgegriffen werden, die beim GAP-Strategieplan
Begleitausschuss eingebracht werden kénnen, vom im BMLUK eingerichteten
Steuerungsgremium aufgegriffen und nach Zustimmung der Verwaltungsbehérde

ausgeschrieben werden.

7 Fir die Zuordnung eines Projekts zum Agrarsektor kann ein geringfiigiger Anteil von max. 10 % von

Nicht-Anhang | Erzeugnissen an den gesamten Enderzeugnissen toleriert werden; die Zuordnung
erfolgt nach wertmaRigen Kriterien.
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16.7.5 Das BMLUK ist Bewilligende Stelle fir bundesweite Projekte und

bundeslanderiibergreifende Projekte, die sich mindestens liber drei bzw. gemal

Punkt 16.4.10 finf Bundeslander erstrecken.

16.7.6 Die AMA ist Bewilligende Stelle fiir Projekte mit einem im Aufruf formulierten

expliziten Bezug zu anerkannten Qualitatsregelungen

BMLUK

16.7.7 Fiir Projekte, die sich nicht Gber mehr als zwei Bundeslander erstrecken, ist in Wien
die Landwirtschaftskammer und in allen anderen Bundesldandern die

Landeshauptfrau bzw. der Landeshauptmann Bewilligende Stelle.
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17 Landliche Innovationssysteme im Rah-
men der Europadischen Innovationspart-
nerschaft (77-03)

17.1 Ziele

17.1.1 Die FordermaBnahme wird nach dem interaktiven Innovationsmodell der
Europdischen Innovationspartnerschaft und dem Multi-Akteur-Ansatz durch zwei
Handlungsstrange umgesetzt:

1. Landliches Innovationsunterstitzungsnetzwerk (LIN)
2. Landliche Innovationspartnerschaften (LIP)

Landliches Innovationsunterstiitzungsnetzwerk (LIN): Das regional verankerte, mul-
tifunktionelle Innovationsunterstiitzungsnetzwerk bringt die Akteurinnen und Ak-
teure in neuartigen Kooperationen in der Region zusammen und unterstitzt die Vor-
bereitung und Durchfiihrung innovativer Projekte durch den Aufbau, die Weiterent-
wicklung und/oder Etablierung von landlichen Innovationsunterstitzungsnetzwer-
ken, deren qualitative Begleitung und systematischer Vernetzung. Die Innovationsfa-

higkeit der Akteurinnen und Akteure in den Regionen soll dadurch gestarkt werden.

Landliche Innovationspartnerschaften (LIP): Die Landliche Innovationspartnerschaft
wird mit dem interaktiven Innovationsmodell der Europaischen Innovationspartner-
schaft und Multi-Akteur-Ansatz umgesetzt. Die regionalen Herausforderungen und
die fiir die Region relevanten Zukunftsthemen und Trends bedlirfen einer besseren
Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteurinnen und Akteuren entlang von (neuen
wie auch bestehenden) [Wort entfallt] Wertschopfungsketten, dariber hinaus gibt
es Potentiale hinsichtlich einer vertieften branchen- und bereichsiibergreifenden Ko-
operation. Durch landliche Innovationspartnerschaften soll auch ein Zusammenwir-
ken des agrarischen mit dem aueragrarischen Bereich gestarkt werden — so wird

das AKIS erweitert und neue Akteurinnen und Akteure eingebunden. Weiters kbnnen

Innovationspartnerschaften regionsiibergreifenden Charakter haben. [

17.1.2 Ziele fiir LIN:

17.1.2.1  Aufbau, Weiterentwicklung und/oder Etablierung eines landlichen Innovationssys-
tems in der Region (z. B. regionale Verankerung des Innovationsunterstiitzungsnetz-
werks; Vernetzung von Akteurinnen und Akteuren innerhalb der Region; neuartige
Kooperationen von Akteurinnen und Akteuren fir innovative Projekte)

17.1.2.2 Starkung der Innovationsfahigkeit der Akteurinnen und Akteuren in der Region (u.a.
Beitrdge zur Digitalisierung der Region; Angebote fiir Trainings)
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17.1.2.3

17.1.2.4

17.1.25

17.1.2.6

17.1.2.7

17.1.2.8

17.1.2.9

17.1.2.10

17.1.2.11

17.1.3

17.1.3.1

17.1.3.2

17.1.3.3

17.1.3.4
17.1.35
17.1.3.6

17.1.3.7

Setzen von MaRnahmen zur Starkung der regionalen Innovationskultur/Innovations-
kraft (u.a. durch gemeinsame Angebote fiir Einheimische und multilokal lebende
Menschen; bottom-up Planung von Vorhaben)

Initiilerung und Begleitung von innovativen Projekten in der Region durch die qualita-
tive Begleitung des landlichen Innovationssystems

Andocken an bzw. Nutzung von bestehenden Strukturen in der Region

Verstarkte Einbindung und Einbettung von unternehmerisch tatigen Personen sowie
Luniblichen” Akteurinnen und Akteure (Unternehmen unterschiedlicher Branchen,

inkl. Kreativwirtschaft, Forscherinnen, Kiinstlerinnen etc.) zur Erweiterung des land-
wirtschaftlichen Wissens- und Innovationssystems (AKIS)

Moglichst Einbindung von (jungen) Menschen aus der Region (z. B. Griinderin-
nen/Grunder) und Riickkehrerinnen und Riickkehrer sowie multilokal lebende Men-
schen mit ihren diversen beruflichen Ambitionen und eine Vernetzung mit dem regi-
onalen Innovationssystem zur Erweiterung des landwirtschaftlichen Wissens- und
Innovationssystems (AKIS)

Beitrdage zur Umsetzung der Chancengleichheit in der Region

Langfristige Sicherung des Innovationsunterstitzungsnetzwerks tiber die Forderperi-
ode hinaus

Strukturierte Dokumentation der laufenden Netzwerkarbeit und Verbreitung von Er-
kenntnissen der Netzwerkarbeit

Mitgestaltung und Teilnahme an Vernetzungsaktivitaten insbesondere des nationa-
len GAP-Netzwerks sowie des European CAP-Networks

Ziele fur LIP:

Entwicklung von neuartigen Losungen (inklusive analoger und digitaler Geschaftsmo-
dellen) entlang von [Wort entfallt] Wertschopfungsketten sowie vorzugsweise Berei-

chen und Branchen hinweg m

Steigerung wirtschaftlicher Entwicklungsméglichkeiten von landlichen Regionen mit-
tels der Verbindung von mikro- (z. B. KMUs) und makro6konomischer Ebene (Beitrag
zu regionaler Wertschopfung; Entwicklung der Region)

Forcierung der Zusammenarbeit und des Multi-Akteurs-Ansatzes (unibliche Perso-
nengruppen wie z.B. Kreativwirtschaft und jungen Menschen) von agrarischen und
auBeragrarischen Akteurinnen und Akteuren

Beitrdage zur Umsetzung der Chancengleichheit in der Region
Integration von Forschungsergebnissen in den regionalen Kontext
Beitrage zur Nutzung der Digitalisierung in den landlichen Regionen

Strukturierte Dokumentation der Ergebnisse und Erkenntnisse der Projektarbeit
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17.1.3.8  Mitgestaltung und Teilnahme an Vernetzungsaktivitaten insbesondere des nationa-
len GAP-Netzwerks sowie des European CAP-Networks

17.2 Fordergegenstiande

17.2.1 Konzeption, Organisation und Durchfiihrung eines innovativen regionalen
Ideenfindungs- und Weiterentwicklungsprozesses mit dem Zwischenergebnis einer
Projektskizze und Erarbeitung eines darauf basierenden Aktionsplans sowie

Unterstiitzung des Aufbaus der Kooperation. Der Férdergegenstand adressiert:
17.2.1.1 Landliches Innovationsunterstiitzungsnetzwerk (LIN)

17.2.1.2 Landliche Innovationspartnerschaft zur Durchfiihrung eines konkreten innovativen
Umsetzungsprojektes (LIP)

17.2.1.3 Folgende Aktivitaten werden gefordert:

1. Durchfiihrung eines regionalen Ideenfindungs- und Weiterentwicklungsprozes-
ses mit dem Ergebnis der Ausarbeitung der geeignetsten Projektskizze
Koordination und Erarbeitung des Aktionsplans
Begleitung des Findungsprozesses durch Moderation/Hosting
Zukauf von externer Fachexpertise

17.2.2 Koordination und Umsetzung von LIN und LIP:

17.2.2.1 Landliches Innovationsunterstlitzungsnetzwerk, sowie die Initiierung und Begleitung
von innovativen Projekten gemaR Punkt 17.2.1.2, und Punkt 17.2.2.2;

17.2.2.2 Management (laufender Betrieb/Organisation) und Umsetzung von innovativen Um-
setzungsprojekten einer landlichen Innovationspartnerschaft

17.3 Forderwerbende Personen

1731 Die regionale Kooperation/Tragerorganisation zu Punkt 17.2.1 (Fordergegenstand 1),
als auch die regionale Kooperation fiir ein Landliches
Innovationsunterstitzungsnetzwerk (LIN) oder eine Landliche
Innovationspartnerschaft (LIP) zu Punkt 17.2.2 (Férdergegenstand 2) kann als
Zusammenschluss, mit oder ohne eigene Rechtspersonlichkeit, von natirlichen und
juristischen Personen (inklusive Gebietskorperschaften, Kérperschaften und

Anstalten offentlichen Rechts.) bzw. eingetragenen Personengesellschaften tatig

sein.

17.3.2 Das Verbot der Férderung von Gebietskdrperschaften gemaR Punkt 1.4.3 kommt

nicht zur Anwendung.

17.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen

Fordervoraussetzungen:
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17.4.1

17.4.2

17.4.3

1744

17.4.5

17.4.6

17.4.7

17.4.8

17.4.9

Das Forderprojekt wird im landlichen Gebiet umgesetzt.

Es handelt sich um eine neue Form der Zusammenarbeit, oder um bestehende
Formen der Zusammenarbeit bei Aufnahme einer neuen Tatigkeit. Es muss sich um
ein neuartiges, nicht vergleichbares Innovationsnetzwerk in der Region handeln. Bei
einem innovativen Umsetzungsprojekt (LIP) muss ein neues Thema in der Region

bearbeitet werden.

Flir Umsetzungsaktivitdten, die auch in den FérdermalRnahmen gemal Art. 73 oder
Art. 78 der Verordnung (EU) 2021/2115 férderfahig sind, sind die in diesen
Bestimmungen enthaltenen Vorgaben hinsichtlich nicht férderfahiger Kosten und
Hochstfordersatze zu beachten.

Hinsichtlich Fordergegenstand gemaR Punkt 17.2.1: Die Tragerorganisation zur
Durchfiihrung des Ideenfindungs- und Weiterentwicklungsprozesses und die

Kooperation fiir das Innovationsunterstitzungsnetzwerk gemall 17.2.2.1 besteht aus

mind. 2 Akteur:innen bzw. Partner:innen. m

Handelt es sich bei der Tragerorganisation, die die Durchfiihrung von Projekten
gemal Punkt 17.2.1 vornimmt, um eine bestehende, geférderte LIN, oder eine
andere regionale Organisation, deren geférderte Tatigkeit auch diesen
Aufgabenbereich umfasst, so ist eine Forderung fir diese regionale
Tragerorganisation nicht zulassig. Flr die Einreichung unter Fordergegenstand
gemal Punkt 17.2.2 ist aber jedenfalls die Durchfiihrung des in Férdergegenstand
gemal Punkt 17.2.1 beschriebenen innovativen regionalen Ideenfindungs- und

Weiterentwicklungsprozesses oder eines regionalen partizipativen Multi-Akteurs-
Prozesses nachzuweisen. m
Hinsichtlich Férdergegenstand gemaR Punkt 17.2.2.2: Die Zusammenarbeit besteht

zum Zeitpunkt der Antragstellung aus mindestens 3 Akteurinnen und Akteuren. Die

aktive Einbindung von mindestens einem Kleinunternehmen?® ist erforderlich.

Fiir Projekte gemall Punkt 17.2.1.2 und Punkt 17.2.2.2 ist - sofern regional

vorhanden - das Innovationsunterstiitzungsnetzwerk(LIN) nachweislich einzubinden.

Die Kooperation flr LIN und LIP muss entlang von [Wort entfallt] Wertschépfungs-

ketten, vorzugsweise bereichs- oder branchenibergreifend erfolgen. [

Projektlaufzeit fir den Projekte gemal Punkt 17.1.2.1 maximal 1 Jahr.

18 GemaR KMU-Definition laut Anhang | der Verordnung (EU) Nr. 651/2014
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17.4.10 Projektlaufzeit fur Projekte gemafl Punkt 17.2.2.1 maximal 3 Jahre plus 2 Jahre
Verlangerungsmoglichkeit durch erneute Antragstellung und Selbstevaluierung der

bisherigen Tatigkeit.
17.4.11 Projektlaufzeit fiir Projekte gemafd Punkt 17.2.2.2 maximal 3 Jahre.

17.4.12 Fir Projekte gemald Punkt 17.2.2 muss ein konkreter Aktionsplan fiir den
Betrieb/Management und die Umsetzung fiir das LIN und die LIP als Teil des
Forderantrags vorliegen.

17.4.13 Der Aktionsplan muss einen strategischen Ansatz flr die Umsetzung des
Innovationsunterstiitzungsnetzwerks nach den Prinzipien des Smart Village

Konzeptes enthalten.

17.4.14 Forschungsaktivitaten werden in Umsetzungsprojekten ausschlieflich in
Zusammenhang mit der Entwicklung und Testung neuer Produkte, Verfahren,
Prozesse und Technologien, Dienstleistungen und Geschaftsmodelle, als auch
sozialer Innovation und Strukturinnovationen unter Einbindung von

Kleinunternehmen geférdert.
Auflagen:

17.4.15 Im Fall von Beteiligungen von Akteurinnen und Akteuren, die nicht im ldndlichen
Gebiet liegen, missen die Aktivitditen dem landlichen Gebiet zu Gute kommen. Dies

ist nachzuweisen.
Zu Fordergegenstand gemafd Punkt 17.2.1:

17.4.16 Im Rahmen des innovativen ldeenfindungs- und Weiterentwicklungsprozesses wird
die geeignetste Projektskizze unter Einbindung der jeweiligen Regionsvertreterinnen
und -vertreter erarbeitet. Fiir die ausgewahlte Projektskizze ist eine Bestatigung des

Begleitgremiums erforderlich.

17.4.17 Es ist fur die Inanspruchnahme der Forderung unter Punkt 17.2.1 nicht schadlich,
wenn sich im Rahmen des Ideenfindungs- und Weiterentwicklungsprozesses
herausstellt, dass es sinnvoller ist, die Projektskizze fiir den jeweils anderen

Handlungsstrang (LIN oder LIP) zu entwickeln.

Im Falle einer offenen Ausrichtung des regionalen Prozesses (ergebnisoffener Aus-
gang) muss im Prozess die Entscheidung fiir die der Erstellung einer Projektskizze ei-

nes LIN oder einer LIP getroffen werden.

17.4.18 Der strategische Ansatz flir die Umsetzung des Innovationsunterstiitzungsnetz-
werkes ist unter Berlicksichtigung der Prinzipien des Smart Village Konzeptes zu

erarbeiten.
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17.4.19

17.4.20

17.4.21

17.4.22

17.4.23

17.4,24

17.4.25

17.4.26

Fiir die Heterogenitat des regionalen Begleitgremiums gibt es die Vorgabe von einem
Mindestanteil fir beide Geschlechter von jeweils 40 %, und einen Mindestanteil von

Jugendlichen und jungen Erwachsenen (bis 25 Jahre) von 20 %.

Geeignete Einbindung der zustandigen Stelle der Landesregierung und der
Bewilligenden Stelle bei der Durchfiihrung des innovativen und regionalen
Ideenfindungs- und Weiterentwicklungsprozesses zur Entwicklung der geeignetsten
Projektskizze.

Bei der Umsetzung von Projekten gemafl Punkt 17.2.1.2 und Punkt 17.2.2.2 ist -
sofern regional vorhanden - das Innovationsunterstiitzungsnetzwerk (LIN)

einzubinden. Doppelférderungen sind nicht zuldssig.
Zu Fordergegenstand gemald Punkt 17.2.2:

Fir Projekte gemall Punkt 17.2.2.1: Nachweis liber ein StundenausmaR der
Unterstiitzung des Innovationsnetzwerks von mind. einem halben Vollzeitdquivalent

(mind. 860 Solljahresarbeitsstunden).

Der Aktionsplan fiir die Umsetzung von LIN und/oder LIP ist in Meilensteine zu
untergliedern. Die Bewilligende Stelle wird mithilfe der Meilensteine den Fortschritt
des Projekts Monitoren und evaluieren, ggf. auch das Projekt vor Ende der Laufzeit

beenden.

Jahrlich ist von der forderwerbenden Person ein Fortschrittsbericht bei der

Bewilligenden Stelle fristgerecht einzureichen. m

Die Ergebnisse und Erfahrungen aus der Arbeit des LIN und der LIP miissen
veroffentlicht und verbreitet werden, insbesondere im Rahmen der nationalen und

europaischen GAP-Netzwerke (z. B. Projektdatenbank der GSP-Vernetzungsstelle).

Eine Beschreibung der Aktivitaten ist in den Berichten beizulegen. m[3]

Folgende Tatigkeiten sind vom Innovationsunterstitzungsnetzwerk nachzuweisen:

1. Bedarfe in und relevante Trends fiir die Region erheben unter Beriicksichti-
gung von relevanten libergeordneten Strategien fir die Region

2. Vernetzung von im Innovationskontext neuartigen, unterschiedlichster Akteu-
rinnen und Akteure in Region/im Bundesland/tber Bundeslandgrenzen hin-
weg, um langfristig weitere LIPs zu etablieren

3. Entwicklung von innovativen Prozessen und Projekten bis zur beratenden Un-
terstlitzung bei der Formulierung von Projektantragen und Begleitung bis zum
Abschluss des Forderprojekts (LIP).

4, Teilnahme an professionellen und hochwertigen Schulungen/Vortrage und
Coachings, die spezifisch fir in LIN tatigen Akteurinnen und Akteure bzw. fiir

Koordinatorinnen und Koordinatoren der LINs relevant sind
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17.5

17.5.1

17.5.2

17.5.3

1754

17.5.5

17.5.6

17.6

176.1

5. Teilnahme und Mitarbeit an Vernetzungsaktivitdten des GAP- Netzwerks u.a.
zur Vernetzung der LINs und der LIPs auf nationaler Ebene, um langfristig ein
nationales Netzwerk zu etablieren

6. Sichtbarmachung und Offentlichkeitsarbeit fiir die Aktivitaten des LIN sowie
Verbreitung der Ergebnisse und Erkenntnisse der LIPs insbesondere aus der

Region.

Forderfahige Kosten

Sach- und Personalkosten sowie Investitionskosten bei Umsetzungsprojekten gemafk
Punkt 17.2.2.2. Es werden ausschlieRlich begleitende, projektbezogene Investitionen
im untergeordneten Ausmal} (GréBenordnung maximal 20% der Gesamtkosten)
anerkannt, wie beispielsweise Ankauf und/oder Entwicklung von Software und

Programmierleistungen. m

Kostenobergrenze fiir die Konzeption, Organisation und Durchfiihrung eines
innovativen regionalen Ideenfindungs- und Weiterentwicklungsprozesses mit dem

Ergebnis einer Projektskizze: maximal EUR 15.000.

Pauschalbetrag fiir die Erarbeitung eines Aktionsplans sowie die Unterstiitzung des
Aufbaus der Kooperation in Hohe von EUR 10.000.

Pauschalbetrag flr Projekte gemaR Punkt 17.2.2.1: EUR 70.000/Jahr fir ein
Vollzeitdaquivalent + 35 % Restkostenpauschale (24.500 EUR/Jahr), oder davon
aliquot abgeleitet bei keiner Vollzeittatigkeit.

Es wird max. 1 Vollzeitdquivalent je LIN gefordert.

Alternativ kann eine externe Expertise mit Kosten von maximal EUR 25.000/Jahr

geférdert werden.
Kostenobergrenze fiir Projekte gemafR 17.2.2.2: maximal EUR 350.000.

Es kann in regelmaRigen Zeitabstanden eine Valorisierung der angefiihrten

maximalen forderfahigen Kosten und der Pauschalbetrage vorgenommen werden.

Art und Ausmal} der Forderung

Zuschuss zu den forderfahigen Kosten im Ausmal? von 100 %, im Falle von

Investitionskosten bei Umsetzungsprojekten gemafd Punkt 17.2.2.2 65 %. m
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17.6.2 Der Zuschuss fiir die Erarbeitung eines Aktionsplans wird nach der Einreichung dieses
Aktionsplans und der Erfiillung der Fordervoraussetzungen fir den Forderantrag
gemal Punkt 17.2.2 gewahrt. Diese Pauschale wird auch dann gewahrt, wenn der
Aufbau der Kooperation und die Erarbeitung des Aktionsplans nachweislich versucht,
aber nicht erfolgreich war. In diesem speziellen Fall ist eine nachvollziehbare

Begriindung des Scheiterns der Bewilligenden Stelle vorzulegen.

17.6.3 Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen auBerhalb des

Agrarsektors erfolgt auf Basis einer nach der Rahmenregelung genehmigten

staatlichen Beihilfe. @

Zusatzlich sind die Vorgaben gemald Punkt 1.7.5.5 zu beachten.

17.7 Forderabwicklung

17.7.1 Forderantrage konnen laufend oder nach Aufrufen elektronisch (iber die Website

,Www.eama.at” bei der AMA eingereicht werden. Die Entscheidung Uiber das

Antragsverfahren trifft die Bewilligende Stelle in Abstimmung mit dem BMLUK.[3]

17.7.2 Bewilligende Stelle ist die Osterreichische Forschungsférderungsgesellschaft (FFG).
Die Bewilligende Stelle hat das B\MLUK und Expert:innen des jeweiligen

Bundeslandes in die Projektauswahl einzubeziehen.
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18 LEADER - Erstellung der Lokalen Ent-
wicklungsstrategie (77-05)

18.1 Ziele

Diese FordermalRnahme unterstiitzt die Vorbereitung und Erstellung der Lokalen Ent-

wicklungsstrategie (LES).

18.2 Fordergegenstiande

18.2.1 Aufbau von Kapazitdten und vorbereitende Aktivitaten zur Unterstiitzung der
Konzipierung und spateren Durchfiihrung der Strategien (im Folgenden LES-

Vorbereitung).

Forderfahig sind Projekte, die aus Kapazitatsaufbau, Schulung und Vernetzung im Zu-
sammenhang mit der Vorbereitung und Erstellung einer lokalen Entwicklungsstrate-
gie bis zur Einreichung der LES im Auswahlverfahren zur Anerkennung als LEADER-
Region bestehen. Dazu zahlen:

- Schulungen fir lokale Akteurinnen und Akteure;

- Analyse des Entwicklungsbedarfs und -potenzials fiir das Gebiet, einschliellich
Machbarkeitsstudien fur bestimmte in der LES vorgesehene Projekte;

- Organisation und Begleitung des Prozesses der Einbindung der ortlichen Ge-
meinschaft in die Entwicklung der Strategie;

— Ausarbeitung der LES, einschlielRlich Beratung und Aktivitdten in Zusammen-
hang mit der Konsultation von Interessensgruppen zur Vorbereitung der Stra-
tegie;

- Administrative Kosten einer Organisation, die Unterstltzung wahrend der Vor-

bereitungsphase beantragt.

18.3 Forderwerbende Personen

Lokale Akteurinnen und Akteure sowie Gemeinschaften aus Gebieten, die einzeln
oder in Gemeinschaft planen, fiir ihre Region eine LES zu erstellen und die keine An-

erkennung als LAG fiir die laufende Foérderperiode aufweisen:

— Juristische Personen,
- Eingetragene Personengesellschaften und Personenvereinigungen und

— Gemeinden
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18.4

18.4.1

18.4.2

18.4.3

18.5

18.5.1

18.6

18.6.1

18.6.2

18.7

18.7.1

18.7.2

Férdervoraussetzungen und Auflagen

Aus dem betreffenden Gebiet wird eine LES im Auswahlverfahren fir die
Anerkennung der LEADER-Region eingereicht.

Die eingereichte LES muss die allgemeinen Zugangskriterien, wie im

Auswahlverfahren beschrieben, erfillen.

Fir die Erstellung der eingereichten LES wurde keine Férderung aus der laufenden

LE-Forderperiode 14-20 bezogen.

Forderfahige Kosten

Forderfahige Kosten sind Sachkosten und Personalkosten.

Art- und Ausmal der Forderung

Zuschuss zu den forderfahigen Kosten von 70 %, der maximale Férderbeitrag je
forderwerbender Person betragt EUR 20.000.

Die Forderung wird riickwirkend nach Einreichung einer LES fiir das

Auswahlverfahren zur Anerkennung als LEADER-Region gewahrt.

Forderabwicklung

Forderantrage konnen laufend elektronisch tiber die Website ,,www.eama.at” der

AMA eingereicht werden.
Es erfolgt kein gesondertes Auswahlverfahren.

Bewilligende Stellen in den Bundeslandern sind die Landeshauptleute.
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19

19.1

19.2

19.2.1

LEADER - Umsetzung der lokalen Ent-
wicklungsstrategie (LES) (77-05)

Ziele

Die FordermalRnahme dient der Umsetzung der Ziele des GAP-Strategieplans 2023-
2027, den Zielen des IBW/EFRE & JTF-Programms sowie den Schwerpunktsetzungen
der jeweiligen LEADER-Regionen, wie in den lokalen Entwicklungsstrategien (im Fol-

genden LES) der lokalen Aktionsgruppen (im Folgenden LAG) beschrieben.
Strategische Aktionsfelder flr die LES sind unter anderem:

- Steigerung der Wertschopfung: in Land- und Forstwirtschaft, Tourismus, Wirt-
schaft, Gewerbe, Kleine und mittlere Unternehmen, Einpersonenunterneh-
men, Handwerk

- Festigung oder nachhaltige Weiterentwicklung der natirlichen Ressourcen und
des kulturellen Erbes: Natur- und Okosysteme, Kultur, Bioskonomie: Land-und
Forstwirtschaft, sonstige biogene Abfille, Reststoffe und Nebenprodukte;
Kreislaufwirtschaft

- Starkung der fir das Gemeinwohl wichtigen Strukturen und Funktionen: Da-
seinsvorsorge wie z. B. Dienstleistungen, Nahversorgung; Regionales Lernen
und Beteiligungskultur (wie beispielsweise Lokale Agenda 21 Prozesse); Soziale
Innovation

- Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel: Energie: Endenergiever-
brauch, erneuerbare Energie; Treibhausgas-/CO, Einsparung; Nachhaltige Mo-
bilitat; Land- und Forstwirtschaft; Wohnen; Dienstleistungen

- Umsetzung des CLLD —Multifondsansatzes im Rahmen des Europaischen Fonds
fur Regionalentwicklung (EFRE) — IBW/EFRE & JTF -Programm im Bundesland
Tirol.

Fordergegenstiande

Durchfiihrung von Projekten, einschlieRlich Kooperationsaktivitdten und deren
Vorbereitung, ausgewahlt im Rahmen der LES (im Folgenden LES-Umsetzung) auf

folgenden Ebenen:

- LES-Umsetzung auf lokaler Ebene

- Kooperationsprojekte auf nationaler und transnationaler Ebene:
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19.2.1.1 Forderfahig sind alle Projekte, wie Entwicklung, Betreuung, Aufbau und Umsetzung
von MaBnahmen, die zur Erreichung der Ziele gemaR 19.1 sowie der Schwerpunkt-
setzungen der jeweiligen LEADER-Region, beschrieben in den LES, beitragen. Dazu
zahlen auch Themensetzungen, die von anderen im GAP-Strategieplan beschriebe-
nen FérdermaBnahmen nicht erfasst sind.

19.2.1.2  Im Rahmen von Kooperationsprojekten sind Anbahnung, Vorbereitung und Umset-
zung der Projekte forderfahig. Die Aktivtaten innerhalb dieser Projekte lassen sich
wie folgt gliedern:

- Studien bzw. Untersuchungen zur Durchfiihrung einer gemeinsamen Aktion;
Starttreffen und Erfahrungsaustausch

- Durchfiihrung der gemeinsamen Aktion; auch Kapazitdtsaufbau und Investitio-
nen;

- Evaluierung der Zusammenarbeit;

—  Offentlichkeitsarbeit.

19.2.1.3 Als Kooperationspartner kommen in Frage:

- LAG

- Partnerschaften, die aus lokalen 6ffentlichen oder privaten Mitgliedern aus
landlichen Gebieten bestehen und eine lokale Strategie innerhalb oder aulRer-
halb der Europaischen Union umsetzen

- Partnerschaften aus lokalen 6ffentlichen oder privaten Mitgliedern, die nicht in
einem landlichen Gebiet ansassig sind, kommen nur in Frage, wenn sie eine
Entwicklungsstrategie flr den ldndlichen Raum umsetzen.

- Nationale Kooperationsprojekte: diese finden innerhalb Osterreichs (Pro-
grammgebiet) unter Beteiligung von mindestens 2 Kooperationspartnern statt.

- Transnationale Kooperationsprojekte: diese werden unter Beteiligung von zu-
mindest 1 Kooperationspartner aus dem Programmgebiet und Kooperations-
partnern aus einem oder mehreren Mitgliedstaaten oder einem Drittstaat
durchgefiihrt. Die Unterstiitzung in diesem Fordergegenstand ist jedoch auf
die Osterreichischen Partnerinnen und Partner der Kooperation und deren
Leistungen innerhalb des Programmgebietes beschrankt. Bei gemeinsam anfal-
lenden Kosten kénnen diese zwischen den Kooperationspartnern nach einem

plausiblen Schliissel aufgeteilt werden.

19.2.1.4  Mogliche Projekttrager und Projektkooperationspartner fiir diese Kooperationspro-
jekte sind unter Punkt 19.3.1 beschrieben.

19.2.2 Umsetzung des CLLD Multifondsansatzes im Rahmen des Europaischen Fonds fiir
Regionalentwicklung (EFRE) — IBW/EFRE & JTF -Programm im Bundesland Tirol zu

III

den Themenbereichen ,Stadt-Umland-Kooperation®, ,Klimawandel” und , Integrierte

Standortentwicklung”.
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19.3 Forderwerbende Personen
19.3.1 Als forderwerbende Personen kommen in Betracht:

- Juristische Personen,
- Eingetragene Personengesellschaften und Personenvereinigungen,
- Gebietskorperschaften und ihre Einrichtungen,

- Natirliche Personen

19.3.2 Politische Parteien, nahestehende Organisationen und andere Organisationen
gemaR § 2 Ziffer 1 bis 3a des Bundesgesetzes (iber die Finanzierung politischer
Parteien (Parteiengesetz 2012 — PartG), BGBI. | Nr. 56/2012, sind als férderwerbende
Personen nicht zuldssig.

19.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen

19.4.1 Das Projekt muss einen Beitrag zur Umsetzung der LES leisten.

19.4.2 Fiir die Genehmigung ist ein positiver Beschluss des Projektauswahlgremiums der
LAG notig.

19.4.3 Bei Schirmprojekten gibt es eine schriftliche Vereinbarung zwischen der

forderwerbenden Person und dem Beglinstigten des Unterprojektes iber die

Umsetzungsmodalitaten.

19.4.4 Das Projekt muss innerhalb eines LEADER-Gebiets verwirklicht werden oder der
LEADER Region zu Gute kommen.

19.4.5 Die Umsetzung des Projekts erfolgt im léandlichen Gebiet. Im Rahmen einer
Privilegierten funktionalen Partnerschaft (PFP) einer LAG mit Stadten mit bis zu
110.000 Einwohnerinnen und Einwohnern kdnnen Projekte auch in diesen Stadten

umgesetzt werden. Fir diese Projekte gilt zusatzlich Folgendes:

- Nutzen fir die LEADER-Region

- regionale Wirkung

- mindestens eine Akteurin oder ein Akteur aus einer der Gemeinden der
LEADER-Region ist aktivam Projekt beteiligt und profitiert direkt (als Endbe-

glinstigte) davon.

19.4.6 Fur CLLD-Vorhaben im Rahmen des IBW/EFRE & JTF-Programmes ist sicherzustellen,
dass der Anwendungsbereich des Fonds gemaR Art. 5 und 7 der VO (EU) 2021/1058
(,EFRE-Verordnung”) sowie die spezifischen Forderfahigkeitsregeln gemal Art. 63 bis
Art. 68 VO (EU) 2021/1060 (,,Dach-Verordnung”) eingehalten werden.

19.4.7 Transnationale Kooperationsprojekte — Top up Kultur
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194.7.1

19.4.7.2

19.4.8

19.5

1951

19.5.2

Erganzend zu den Bestimmungen der Punkte 19.4.1 bis 19.4.6 gelten fir transnatio-
nale Kooperationsprojekte aus dem Bereich Kultur zusatzlich folgende Voraussetzun-
gen, um ein Top Up zu erhalten:

- Lokale Kulturakteurinnen und -akteure mussen aktiv eingebunden werden;

- Die kulturelle Qualitat des geplanten Arbeitsprogramms muss gewahrleistet
sein;

- Das Projekt muss MaBnahmen zur Kulturvermittlung und kulturellen Teilhabe

setzen.

Das transnationale Kooperationsprojekt muss im Bereich Kultur mindestens eines
der folgenden spezifischen Kulturprogrammziele erfillen:

- Transformation von Berufsfeldern

- Soziale Innovation und die Gestaltung von Partizipation

- Hinterfragung von Stereotypen und Beitrdge zu einem neuen Bild vom Land

- Auseinandersetzung mit dem Kulturerbe, Kapazitatenaufbau und kreative Wei-

tergabe von immateriellem Kulturerbe

Die Bewertung von Projekten hinsichtlich der Erflillung der ergdnzenden Vorausset-
zungen gemaR Punkt 19.4.7.1 und Punkt 19.4.7.2 obliegt dem BMKOS.

Absatzfordernde Aktivitaten, die auf landwirtschaftliche Erzeugnisse und
Lebensmittel abzielen, haben einen Fokus darauf zu richten, konkrete Mallnahmen
zu setzen, die Anreize innerhalb der Projektlaufzeit dahingehend schaffen, dass eine
Umstellung auf eine Produktion nach anerkannten Qualitdtsregelungen - sofern

vorhanden - begtinstigt wird.

Anerkannte Qualitatsregelungen sind Qualitdtsregelungen gemal den EU-
Verordnungen Nr. 1151/2012, 2018/848, 2019/787, 1308/2013 Teil Il Titel Il

Abschnitt 2 sowie national anerkannte Qualitatsregelungen.

Forderfahige Kosten
Forderfahige Kosten sind

- Sachkosten

- Personalkosten

- Investitionskosten — unter Einhaltung der Vorgaben des Art. 73 der VO (EU)
2021/2115 GSP-VO

- Investitionskosten fiir historische Glter sowie gebrauchte Giiter sofern sie im
Handel oder beim Hersteller bezogen werden und von projektspezifischer Re-
levanz sind, ausgenommen technische Anlagen und Maschinen, sofern die Vo-

raussetzungen gemald § 63 Absatz 3 der GSP-AV eingehalten werden.

Folgende Kosten sind nicht férderfahig:
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1953

1954

19.5.5

- Unbare Eigenleistungen, ausgenommen Arbeitsleistungen fir Investitionen (5.

- Die Anschaffung von Kraftfahrzeugen; Kosten fiir die Nutzung (Miete, Leasing)
von nicht fossil betriebene Kraftfahrzeugen fiir die Pilotphase von lokalen und
kleinregionalen Systemen des 6ffentlichen Verkehrs (MicroOV) Lésungen sind
jedoch forderfahig.

- Kosten fur Kernaufgaben von Kirchen und Glaubensgemeinschaften, wie zum
Beispiel Glaubensverbreitung oder Seelsorge, sowie laufende Instandhaltung
oder Renovierung von Sakralbauten (z. B. Kirchen).

Die Untergrenze der forderfahigen Kosten liegt bei EUR 5.000 férderfahigen

Gesamtkosten.
Pauschalen auf Basis von Haushaltsplanentwirfen (Draft Budgets):

Pauschalen auf Basis von Draft Budget (Haushaltsplanentwurf) gemaR Artikel 83 Abs.
2 der VO (EU) 2021/2115 fur forderfahigen Kosten bis zu EUR 100.000 sind moglich.
Die Bewilligende Stelle entscheidet auf Basis eines Kriteriensets, ob eine Anwendung
dieser Vereinfachten Kostenoption (VKO) fiir ein Projekt geeignet ist.

Unbare Eigenleistungen in Form von Arbeitsleistungen bei investiven Projekten bzw.

Projektteilen werden unter folgenden Bedingungen anerkannt:

- Eigenleistungen werden nur fir jene Personen anerkannt, die ein direktes Ver-
héltnis zum Projekt nachweisen kdnnen und nicht in einem Dienstverhaltnis
mit der forderwerbenden Person stehen. Ein direktes Verhaltnis zum Projekt
ist bei Personen aufgrund ihrer Mitgliedschaft zur férderwerbenden Person ge-
geben, sofern es sich bei diesen um juristische Personen wie Vereine, Genos-
senschaften handelt.

- Die geleisteten Arbeitsstunden missen eindeutig durch transparente Zeitauf-
zeichnungen mit aussagekraftigen Tatigkeitsbeschreibungen, aus denen die
Projektrelevanz erkennbar ist, nachgewiesen werden. Es miissen daher genaue
Aufzeichnungen in Form von z.B. Arbeitstageblichern vorliegen, mit detaillier-
ten Angaben lber Person, Tatigkeit, Zeit etc. inkl. Unterschrift gefihrt werden.

- Es werden Kosten pauschal in Hohe von 20 EUR je nachgewiesener Stunde an-
erkannt.

- Die maximale Arbeitsleitung ist in allen Fallen auf 10h Stunden pro Tag be-
schrankt.

- Die Teilnahme an Sitzungen, Besprechungen, Arbeiten im Sinne von kreativen
Denkprozessen, Brainstorming etc. werden nicht anerkannt.

- Die offentliche Unterstitzung fiir das Projekt, das auch unbare Eigenleistungen

umfasst, liegt bei Abschluss des Projekts nicht Gber den forderfahigen Gesamt-

ausgaben abzliglich der unbaren Eigenleistungen.

Seite 124 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur

Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

19.6
19.6.1

19.6.2

19.6.3

19.6.4

19.6.5

19.6.6

Art und AusmaR der Forderung
Der Zuschuss zu den forderfahigen Kosten betragt bis zu 80 %.

Der Fordersatz fir produktive Investitionen betragt bis zu 65 % und fir
absatzfordernde Aktivitaten fur landwirtschaftliche Erzeugnisse und Lebensmittel bis
zu 70 %.

Die Festlegung der Fordersatze erfolgt in den jeweiligen LES und wird fir alle
forderwerbenden Personen transparent beschrieben und 6ffentlich zuganglich

gemacht (z. B. Homepage).

Sind bei nationalen Kooperationsprojekten gemaR 19.2.1 unterschiedliche
Fordersatze in den LES der jeweiligen Kooperationspartner-LAG festgelegt, so
bestimmen die beteiligten LAG eine federfiihrende LAG, die den einheitlich
anzuwendenden Kostenanerkennungsstichtag auslost. Als einheitlicher Férdersatz

flr das gesamte Kooperationsprojekt fiir alle teilnehmenden LAG wird dann der

Fordersatz der LES der federfiihrenden LAG angewendet. m

Fiir Schirmprojekte gelten folgende zusatzlichen Festlegungen:

- Schirmprojekte sind fiir die Umsetzung von Projekten zu spezifischen Themen-
feldern, wie beispielsweise Smart Village, Lokale Agenda 21, Klima, moglich.

- Die forderfahigen Kosten pro gesamtem Schirmprojekt dirfen EUR 200.000
nicht Uberschreiten.

- Bei den unter dem Schirm durchgefiihrten Unterprojekten handelt es sich um
Projekte mit Kosten pro Unterprojekt von bis zu EUR 100.000 bei einer Min-
destgrenze von EUR 5.000.

- Die Unterprojekte miissen dem Themenschwerpunkt des Schirms zuordenbar
sein. Die Auswahl der Unterprojekte unter dem Schirm erfolgt nach den Vorga-
ben von 19.7.5 (1).

. Ein Schirmprojekt kann maximal bis zum Ende der Programmperiode aner-
kannt werden.

- Flr Unterprojekte gelten die gleichen Voraussetzungen wie flir Projekte auller-

halb eines Schirmprojekts.

Fir die Umsetzung transnationaler Kooperationsprojekte im Bereich Kultur gemaR
19.4.7 wird ein nationales Top Up von 20 %-Punkten, jedoch maximal EUR 32.000

gewahrt. Die Hochstfordersatze gemaR Punkt 19.6.2 sind zu beachten.
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19.6.7 Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen aulRerhalb des

Agrarsektors'® erfolgt auf Basis einer nach der Rahmenregelung genehmigten

staatlichen Beihilfe.
19.6.8 Zusatzlich sind die Vorgaben gemaR Punkt 1.7.5.5 zu beachten.
19.6.9 Liegen die beihilferechtlichen Voraussetzungen nicht vor, wird der Zuschuss als de-

minimis-Beihilfe gemaR Verordnung (EU) bzw. im Zusammenhang mit

Dienstleistungen im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse gemaR Verordnung (EU)

2023/2832 gewahrt.

19.6.10 Abweichend von Punkt 1.8.1.1 erfolgt die nationale Kofinanzierung fiir CLLD-
Vorhaben im Rahmen des IBW/EFRE & JTF-Programms Uberwiegend durch

Landesmittel.

19.7 Forderabwicklung

19.7.1 Forderantrage konnen im Rahmen von Aufrufen elektronisch liber die Website

,Www.eama.at” bei der AMA eingereicht werden.

19.7.2 Die LAG hat die vollstandige LES und alle zusatzlichen Festlegungen zu Antragstellung
und die Projektauswahlkriterien auf ihrer Homepage zu veroffentlichen. Sie
veroffentlicht auch die Termine und ndhere Festlegungen fiir die Aufrufe zur

Einreichung von Forderantrdgen auf ihrer Home-Page (siehe auch Punkt 19.4.4).

19.7.3 Die LAG erfasst die Aufrufe zur Einreichung von Férderantrdgen in der Digitalen
Forderplattform unter Beriicksichtigung allfalliger sonstiger Festlegungen der

jeweiligen LES.

19.7.4 Im Wege der Digitalen Forderplattform werden die eingereichten Férderantrage von
der forderwerbenden Person an die LAG zur Projektauswahl weitergeleitet. Die
forderwerbende Person erteilt damit die Freigabe an das LAG-Management fiir die
Weiterleitung des Forderantrags nach der Behandlung im Projektauswahlgremium
(sowohl bei positivem als auch negativen Beschluss) durch die LAG an die zustdandige

Bewilligende Stelle.
19.7.5 Projektauswahl in LAG

1. Das Projektauswahlgremium der LAG ist allein fiir eine nichtdiskriminierende,
transparente und nach objektiven Kriterien erfolgende Auswahl der vorgeleg-

ten Projekte verantwortlich. Es hat dabei die Ubereinstimmung des Projekts

9 Fir die Zuordnung eines Projekts zum Agrarsektor kann ein geringfiigiger Anteil von max. 10 % von
Nicht-Anhang | Erzeugnissen an den gesamten Enderzeugnissen toleriert werden; die Zuordnung
erfolgt nach wertmaRigen Kriterien.

Seite 126 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur

Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

19.7.6

19.7.6.1

19.7.6.2

19.7.6.3

19.7.6.4

19.7.7

19.7.7.1

19.7.7.2

19.7.7.3

mit der LES und den Beitrag zur Zielerreichung zu beurteilen. Die genauen De-
tails zu den Auswabhlkriterien und die Entscheidungsprozesse sind in der jewei-
ligen LES festgelegt.

2. Flr die Projektauswahl missen die Forderantrage soweit vollstandig vorliegen,
dass sie einer Bewertung auf Basis der in der LES festgelegten Auswahlkriterien
unterzogen werden kénnen.

3. Die LAG leitet die vollstandigen Forderantrage fiir jene Projekte, fir die eine
Beschlussfassung des Projektauswahlgremiums vorliegt, an die Bewilligende
Stelle weiter. Fir Projekte mit positivem Beschluss legt die LAG innerhalb der
in der LES vorgegebenen Regelungen den Fordersatz fir das jeweilige Projekt

unter Berlicksichtigung des Beihilferechts fest.
Auswahl von Schirmprojekten

Fiir die Auswahl eines Schirmprojekts sind mindestens folgende Unterlagen notwen-
dig:
Beschreibung und Eingrenzung des Themas
Darlegung der Ziele
Darlegung der Ubereinstimmung mit den Zielen der LES (Wirkungsmatrix, Akti-
onsplan)
4, Festlegung des Verfahrens bzw. wie Unterprojekte gefunden werden (z. B.
Uber Aufruf)
Angabe der Laufzeit

Hohe der anrechenbaren Gesamtkosten des Schirmprojekts

Abweichend von Punkt 19.7.5 unterliegen Schirmprojekte auf Ebene des Schirms
nicht dem Projektauswahlverfahren auf Basis von Auswahlkriterien.

Die LAG leitet die Antrage zur Anerkennung von Schirmprojekten, fiir die eine Be-
schlussfassung des Projektauswahlgremiums vorliegt, an die Bewilligende Stelle wei-
ter. Auf Ebene des Schirms erfolgt keine Festlegung des AusmaRes der Forderung.

Fiir Unterprojekte eines Schirmprojekts gelten die gleichen Vorgaben zur Férderab-
wicklung wie fiir Projekte auBerhalb eines Schirmprojekts.

Beurteilung des Projekts durch die Bewilligende Stelle

Die Bewilligende Stelle hat die Vollstandigkeit des Forderantrags sowie das Vorliegen
aller Fordervoraussetzungen zu prifen und lGber den Forderantrag zu entscheiden.

Eine Kostenanerkennung fiir das jeweilige Projekt ist ab dem Datum des positiven
Beschlusses des PAG der LAG moglich.

Im Falle eines Schirmprojekts Gbermittelt die Bewilligende Stelle ein Schreiben zur
Anerkennung des Schirms. Das Schreiben enthalt zumindest folgende Punkte:

1. die maximalen anerkannten Gesamtkosten des Schirmprojekts
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19.7.8

2. die anerkannte Projektdauer
3. Hinweise auf das Erfordernis Unterprojekte im Wege der LAG zu beantragen

4. ein Hinweis auf die Verpflichtung der LAG eine Vereinbarung mit den

Beglinstigten der Unterprojekte abzuschlieRen.

Diese Anerkennung l6st in Abweichung von Punkt 19.7.7.2 keine Kostenanerkennung

ab einem bestimmten Datum aus.

Bewilligende Stellen in den Bundesldandern sind die Landeshauptleute, fiir
transnationale Kooperationsprojekte ist die AMA die Bewilligende Stelle.
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20 LEADER - LAG-Management und Sensi-
bilisierung (77-05)

20.1 Ziele

Ziel dieser FordermaBBnahme ist die Einrichtung und Auslibung eines professionellen
und effizienten Managements innerhalb der LAG sowie der Gewahrleistung einer

ordnungsgemaRen Finanzgebarung der LAG.

Aktivitaten zur Sensibilisierung lokaler Stakeholder sollen den lokalen Entwicklungs-
prozess stimulieren, den Austausch von Informationen zwischen den Beteiligten er-

leichtern und damit die Umsetzung der LES sicherstellen.

20.2 Fordergegenstiande

20.2.1 Verwaltung, Uberwachung und Evaluierung der Strategie und Sensibilisierung (im
Folgenden LAG-Management)

20.2.1.1 Gegenstand ist die Férderung des Managements der LAG bei der Uberwachung und
Umsetzung der lokalen Entwicklungsstrategie inklusive der Durchfiihrung spezifi-
scher Bewertungstatigkeiten. Das betrifft die mit der Verwaltung der Durchfiihrung
der LES verbundenen laufenden Aufwendungen fiir Personal; laufenden Betrieb;
Schulungen; Veranstaltungen; Offentlichkeitsarbeit; Monitoring und Evaluierung.

20.2.1.2 Folgende Tatigkeiten fallen darunter:

- Bewerbung und Verbreitung der Strategie bei potenziellen férderwerbenden
Personen;

- Anstol} und Unterstiitzung von potenziellen forderwerbenden Personen bei
der Entwicklung von Projekten bis zur Erstellung des Férderantrags und Beglei-
tung bis zum Abschluss der Férderprojekte

- Regionale Beratungsleistungen in Zusammenhang mit der LES-Umsetzung

- Vorbereitung der neuen LES fiir die dem GSP 23-27 folgende Foérderperiode.

20.3 Forderwerbende Personen

Als forderwerbende Personen kommen LAG in Betracht, die im Rahmen des GSP 23-

27 anerkannt wurden.

20.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen

20.4.1 Anerkennung als LAG;
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20.4.2

20.4.3

20.4.4

20.4.5

20.4.6

20.4.7

20.4.8

Nachweis Uiber eine durchgéngige Beschaftigung von mindestens 1,5
Vollzeitbeschaftigungsaquivalenten in einem Anstellungsverhaltnis. Unvermeidbare
Unterbrechungen aufgrund von beispielsweise Kiindigungen oder Neubesetzungen
sind von der Bewilligende Stelle zu prifen. In begriindeten Fallen, wie beispielsweise
GroRe der LAG, kann dieses Ausmall mit Zustimmung der Verwaltungsbehorde und
der Bewilligenden Stelle auf mindestens 1,25 Vollzeitbeschaftigungsaquivalente
herabgesetzt werden; um grundsatzliche Unvereinbarkeiten im Zusammenhang mit
dem LAG-Management vorab auszuschlieRen dirfen LAG-Manager:innen keiner
weiteren entlohnten Nebentatigkeit im Regional-, Tourismus- oder

Schutzgebietsmanagement nachgehen, welche einen Einfluss auf die LES-Umsetzung

begriinden. m

Einhaltung der Berichtspflichten und sonstiger Auflagen, die im Rahmen des

Anerkennungsverfahrens von der Verwaltungsbehorde vorgeschrieben werden;

Betrieb einer funktionierenden LAG-Website und Veréffentlichung der vollstéandigen
LES inklusive aller Anhdnge und Beilagen und aller zusatzlichen Festlegungen zur
Antragstellung, wie beispielsweise Termine fir Auswahlverfahren, sowie die

Projektauswahlkriterien;

Um die Transparenz beziiglich Projektauswahl zu gewahrleisten, sind zumindest alle
von der Lokalen Aktionsgruppe ausgewahlten Projekte in Form von Projekttitel,
Projekttragerin oder Projekttrager, Kurzbeschreibung, Projektlaufzeit und
Fordermittel unmittelbar nach Genehmigung durch die Bewilligende Stelle in
geeigneter Form, am besten auf der Homepage ihrer Lokalen Aktionsgruppe, zu

veroffentlichen.

Aufrechterhaltung eines LEADER Biiros mit grundsatzlicher Erreichbarkeit, die
publiziert wird (LAG Home Page, Biiro). Die Geschaftsstelle (Bliro) der LAG liegt im
Gebiet der LAG oder in an die LAG angrenzenden Gemeinden. Bestehende
Geschaftsstellen (Buros) von bereits in der LE-Periode 14-20 anerkannten LAGs, die
sich aullerhalb des genannten Gebiets befinden, missen jedoch nicht verlegt

werden.

Teilnahme zumindest einer Mitarbeiterin oder eines Mitarbeiters des LAG-
Managements mindestens zweimal jahrlich an einer Veranstaltung oder Online

Selbstlernkursen des Netzwerks Zukunftsraum Land oder an Veranstaltungen des

BMLUK mit regionalem Bezug. 5]

Durchfiihrung von durchschnittlich mindestens zwei Aufrufen jahrlich zur

Einreichung von Projekten;
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20.4.9 Ubermittlung eines jahrlichen Berichts {iber die Umsetzung der LES
(Fortschrittsbericht) nach den entsprechenden Vorgaben an die Verwaltungsbehorde
und die zustandige Bewilligende Stelle inklusive Darstellung der Sensibilisierungs-

und Beratungstatigkeiten flr férderwerbende Personen.

20.5 Forderfahige Kosten
20.5.1 Forderfahige Kosten sind

- Personalkosten des LAG-Managements

- Fir die Berechnung aller anderen forderfahigen Kosten, die mit dem Manage-
ment der Umsetzung der LES oder der Vorbereitung einer neuen LES fir die
nachfolgende Forderperiode in direkter Verbindung stehen, wird ein Pauschal-
satz von 35 % der direkten Personalkosten des LAG Managements herangezo-
gen.

20.6 Art und AusmaR der Forderung
20.6.1 Der Zuschuss zu den forderfahigen Kosten betragt 70 %.

20.6.2 Die fir die laufenden Kosten und die Sensibilisierung gewahrte Unterstiitzung darf
25 % der im Rahmen der LES anfallenden 6ffentlichen Gesamtausgaben gemal
Artikel 34 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2021/1060 nicht Gberschreiten.

20.7 Forderabwicklung

20.7.1 Forderantrage konnen laufend elektronisch tber die Website ,,www.eama.at” bei

der AMA eingereicht werden.
Es erfolgt kein gesondertes Auswahlverfahren.

20.7.2 Bewilligende Stellen in den Bundeslandern sind die Landeshauptleute.
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21

21.1

21.1.1

21.1.2

21.1.3

21.1.4

21.15

Forderung von Operationellen Gruppen
und von Innovationsprojekten im Rah-
men der Europadischen Innovationspart-
nerschaft fur landwirtschaftliche Pro-
duktivitat und Nachhaltigkeit — EIP-
AGRI (77-06)

Ziele

Entwicklung innovativer Losungen fiir eine nachhaltige und wettbewerbsfihige
Landwirtschaft mit Schwerpunkt auf den Bediirfnissen der Landwirtinnen und
Landwirte, soweit sinnvoll unter Berticksichtigung der Interaktionen entlang der
gesamten Wertschopfungskette.

Innovationen kdnnen technologischer, nicht-technologischer, organisatorischer oder
sozialer Natur sein und auf neuen oder traditionellen Verfahren beruhen. Als
innovative Losungen werden hierbei sowohl echte Neuentwicklungen, die
Weiterentwicklung und Verbesserung bestehender Losungen, aber auch die

Anpassung und Implementierung bestehender Losungen bezeichnet.

Zusammenfihrung von Partner:innen mit einander erganzenden Kenntnissen aus
den Bereichen der landwirtschaftlichen Praxis, der Beratung, der Forschung, aus
Unternehmen entlang der gesamten Wertschopfungskette oder
Nichtregierungsorganisationen in einer gezielten Kombination (Operationelle
Gruppe), die am besten fir die Projektziele geeignet ist und die Mitentscheidung und

Mitgestaltung aller Partner:innen gewahrleistet.

Schaffung eines Mehrwerts durch bessere Verbindung der Forschung mit der
landwirtschaftlichen Praxis und Forderung eines umfassenderen Einsatzes der

verfligbaren InnovationsmalRnahmen.

Forderung einer schnelleren und breiteren Umsetzung innovativer Losungen in die

Praxis, Aus- und Weiterbildung sowie Beratung.

Forderung des aktiven Austausches zwischen Akteur:innen von Innovationsprojekten

und der aktiven Mitgestaltung nationaler und europaischer GAP-Netze.
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21.2

21.2.1

21.2.2

21.2.2.1

21.2.2.2

21.2.23

21.3

21.3.1

21.4

2141

21.4.2

21.4.3

Fordergegenstiande

Aufbau Operationeller Gruppen der Europaischen Innovationspartnerschaft
Landwirtschaftliche Produktivitat und Nachhaltigkeit — EIP-AGRI, 1. Phase,
insbesondere Aktivitdten im Zusammenhang mit der Suche nach

Projektpartner:innen und der Entwicklung des Projektplans.

Betrieb Operationeller Gruppen der Europdischen Innovationspartnerschaft
Landwirtschaftliche Produktivitat und Nachhaltigkeit sowie Umsetzung von

Innovationsprojekten — EIP-AGRI, 2. Phase.

Projektkoordination, laufende Zusammenarbeit innerhalb der Operationellen
Gruppe und Vernetzung;

Umsetzung von Kooperationsprojekten, welche die Entwicklung oder Testung neuer,
veranderter oder verbesserter Erzeugnisse, Verfahren, Prozesse und Technologien in
der Land- und Erndhrungswirtschaft — einschlieflich wissenschaftlicher Begleitfor-
schung — zum Inhalt haben (Innovationsprojekt);

Offentlichkeitsarbeit, Aufbereitung und Verbreitung der erzielten Ergebnisse und Er-
kenntnisse.

Forderwerbende Personen

Zusammenschlisse von natirlichen und/oder juristischen Personen, eingetragenen

Personengesellschaften, [Wort entfallt], Korperschaften und Anstalten 6ffentlichen

Rechts.

Fordervoraussetzungen und Auflagen
Foérdervoraussetzungen

Bei der Zusammenarbeit handelt es sich um eine neue Form der Zusammenarbeit
oder bei bestehenden Formen der Zusammenarbeit um ein neues gemeinsames
Projekt.

In der 1. Phase kann eine Beschreibung der Projektidee ohne Beantragung einer

Forderung eingereicht werden.

In der 2. Phase ist der Projektplan und ein Férderantrag zum Betrieb Operationeller

Gruppen der EIP-AGRI vorzulegen.
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2144

21.45

214.6

21.4.7

21.4.8

2149

21.4.10

21.4.11

21.5

215.1

Die Zusammenarbeit besteht zum Zeitpunkt der Antragstellung in der 1. Phase des
Auswahlverfahrens aus mindestens zwei Akteur:innen aus unterschiedlichen
Bereichen (gilt nicht fur die Vorlage einer Beschreibung der Projektidee ohne
Einreichung eines Forderantrags). Spatestens in der 2. Phase ist die aktive Teilnahme
zweier Vertreter:innen der landwirtschaftlichen Praxis und von Vertreter:innen aus
mindestens drei unterschiedlichen Bereichen verpflichtend (jedenfalls aus der
landwirtschaftlichen Praxis, der Bildung und Beratung sowie der Wissenschaft und
Forschung).

Im Falle einer Personenvereinigung ohne eigene Rechtspersdnlichkeit muss ein

schriftlicher Kooperationsvertrag vorliegen.
Der Forderzeitraum fiir Innovationsprojekte der 2. Phase betragt maximal 4 Jahre.

Der Projektplan des Innovationsprojekts (2. Phase) ist in Meilensteine zu
untergliedern. Die Bewilligende Stelle kann an diesen Meilensteinen das Projekt

andern oder beenden.

Forschungsaktivitdten werden ausschlieflich in Zusammenhang mit der Entwicklung
und Testung neuer Erzeugnisse, Verfahren, Prozesse und Technologien in der Land-
und Erndhrungswirtschaft unter Einbindung der landwirtschaftlichen Praxis
gefordert.

Grundlagenforschung und Einzelforschungsprojekte werden im Rahmen dieser

FordermaRnahme nicht unterstitzt.

Die nationale GAP-Netzwerkstelle ist im Zuge der Antragstellung fir beide

Projektphasen einzubinden.
Auflagen

Zur Dokumentation des Fortschritts des Innovationsprojekts (2. Phase) hat eine
jahrliche Berichtlegung, jedenfalls aber bei Vorlage von Zahlungsantragen, an die

Bewilligende Stelle zu erfolgen. Ein Abrechnungsplan ist mit Start des

Innovationsprojekts zu erarbeiten und der Bewilligenden Stelle vorzulegen.

Die Projektbeschreibung und die Ergebnisse und Erkenntnisse des Innovations-
projekts (2. Phase) missen veroffentlicht und verbreitet werden, insbesondere (iber

die nationalen und europaischen GAP-Netze (z. B. Projektdatenbank der GSP-

Vernetzungsstelle).

Forderfahige Kosten

Forderfahig sind: Personalkosten, Sachkosten und Investitionskosten (ausschliefSlich

Ankauf und/oder Entwicklung von Software und Programmierleistungen).
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21.5.2

21.5.3

2154

2155

21.6

21.6.1

21.6.2

21.6.3

2164

21.7

21.7.1

21.7.2

Im Falle von Leistungen von Dritten, die nicht direkt als Mitglied der Operationellen
Gruppe sind, aber das Projekt maligeblich unterstiitzen, konnen die zugekauften
Personalleistungen maximal nach den Vorgaben fiir Personalkosten gemals § 65 Abs.
3 GSP-AV zuziiglich der personalkostenbezogenen Sachkostenpauschale gemaR § 65

Abs. 4 angerechnet werden.
Die weiterverrechneten Sachkosten sind gemaR § 90 GSP-AV zu plausibilisieren.

Fir Projekte gemaf Punkt 21.2.1 werden pauschal Kosten in Hohe von EUR 10.000
fr Aktivitdten im Zusammenhang mit der Suche nach Projektpartner:innen sowie

der Entwicklung des Projektplans anerkannt.

Die Summe der forderfahigen Kosten darf fiir Projekte gemaR Punkt 21.2.1 (1. Phase)
und 21.2.2 (2. Phase) maximal EUR 400.000 betragen.

Es kann eine Valorisierung der angefiihrten maximalen forderfahigen Kosten und der

Pauschale in regelmaRigen Zeitabstanden vorgenommen werden.

Art und Ausmal der Forderung

Es wird ein Zuschuss zu den forderfahigen Sach- und Personalkosten im AusmaR von
100 % gewabhrt.

Es wird ein Zuschuss zu den férderfahigen Investitionskosten im Ausmal3 von 60 %,

und im Falle nichtproduktiver Investitionen im Ausmaf von 100 % gewdhrt.

Die Forderung von Projekten oder Arbeitspaketen auBerhalb des Agrarsektors erfolgt
unter Heranziehung des Art. 39 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben des Art. 39 sind die allgemeinen Freistellungsvoraus-

setzungen — siehe Punkt 1.7.5.1 — zu beachten.

Die Pauschale fiir Aktivitaten im Zusammenhang mit der Suche nach
Projektpartner:innen sowie der Entwicklung des Projektplans (1.Phase) wird nach der
Einreichung dieses Projektplans und der Erfiillung der Férdervoraussetzungen fiir
den Forderantrag gemaR Punkt 21.2.2 (2.Phase) ausbezahlt. Die Auszahlung erfolgt
auch dann, wenn die Suche nach Projektpartner:innen sowie die Entwicklung des

Projektplans nachweislich versucht, aber nicht erfolgreich war. In diesem speziellen

Fall ist der Bewilligenden Stelle eine nachvollziehbare Begriindung vorzulegen.

Forderabwicklung

Die 1. Projektphase umfasst eine laufende Antragstellung mit bis zu 4 Stichtagen im

Jahr oder eine Antragstellung nach Aufrufen.

Die 2. Projektphase umfasst eine laufende Antragstellung mit bis zu 2 Stichtagen im

Jahr oder eine Antragstellung nach Aufrufen.
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21.7.3 Die Antragstellung in der 1. und der 2. Phase hat getrennt zu erfolgen. Eine
Beschreibung der Projektidee und Antragstellung in der 1. Phase sind keine

Voraussetzung zur Antragstellung in der 2. Phase.

21.7.4 Forderantrage konnen elektronisch liber die Website ,,www.eama.at” bei der AMA

eingereicht werden.

21.7.5 Mit der Bewilligung ist das BMLUK betraut.
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22

22.1

22.2

22.2.1

22.2.2

Land- und forstwirtschaftliche Betriebs-
beratung (78-01)

Ziele

Die land- und forstwirtschaftliche Betriebsberatung verfolgt das Ziel, die
Bereitstellung einer leistungsfahigen, qualitativ hochwertigen, unabhangigen,
zielgruppenorientierten und kostenglinstigen Betriebsberatung bundesweit

sicherzustellen.

Fordergegenstiande

Erbringung von Beratungsleistungen fiir Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter von

land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie in der Land- und Forstwirtschaft
tatige Personen in folgenden Beratungsbereichen?:
1.1 Bauen von Wirtschaftsgebdauden und wirtschaftlichen Anlagen, Landtechnik

1.2 Beratung zu EU-finanzierten, EU-kofinanzierten und nationalen Férderungen,

Junglandwirt:innen und Hoflibergabe
1.3 Starkung der unternehmerischen Kompetenz
1.4 Biolandbau

1.5 Erndhrungssicherheit, Lebensmittelqualitdt/-sicherheit, Einkommenskombination

und Diversifizierung
1.6 Forstwirtschaft
1.7 Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit
1.8 Rechts-, Steuer- und Sozialversicherungsfragen
1.9 Bundeslanderiibergreifende Beratungsleistungen fiir die Beratungsbereiche

gemaR Punkt 1.1 bis Punkt 1.8

Erbringung von Beratungsleistungen fiir Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter von
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie in der Land- und Forstwirtschaft
tatige Personen in folgenden Beratungsbereichen? im ibergeordneten Interesse des

Bundes:

20 Dje in den Unterpunkten genannten Beratungsbereiche gelten in der DFP als eigene
Fordergegenstande
21 Die in den Unterpunkten genannten Beratungsbereiche gelten in der DFP als eigene
Fordergegenstande
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22.2.3

22.3
22.3.1

22.3.2

22.4

22.4.1

22.4.2

2243

22.4.4

2.1 Biodiversitatsfordernde Bewirtschaftung - Biodiversitat und Erhalt der
Kulturlandschaft

2.2 Klimaschutz (inkl. erneuerbare Energie und Energieeffizienz), Anpassung an den

Klimawandel, Umweltschutz und Ressourceneffizienz

2.3 Bundeslanderibergreifende Beratungsleistungen fiir die Beratungsbereiche
gemal Punkt 2.1 und 2.2

2.4 Praventivpsychosoziales Angebot im Bereich Hofnachfolge,

Generationenkonflikte und sich auf den Betrieb auswirkende persdnliche

Probleme

Koordination der Beratungsleistungen und der Entwicklung von bundesweiten

Beratungsprodukten (Beratungsmanagement)

Forderwerbende Personen
Beratungsanbieterinnen und Beratungsanbieter

Das Verbot der Forderung von Gebietskorperschaften gemaR Punkt 1.4.3 kommt

nicht zur Anwendung.

Fordervoraussetzungen und Auflagen

Die forderwerbende Person verfiigt (iber ein Qualitdtsmanagementsystem fir den
Beratungsbereich (Zertifizierung gem. ISO 9001 oder gleichwertig); Teil des QM-
Systems ist ein elektronisches Leistungserfassungssystem, welches eine

Beratungsdokumentation beinhaltet.

Die forderwerbende Person verfiigt Gber eine 6ffentlich-rechtliche Befugnis bzw.
gewerberechtliche Befugnis zur Auslibung der Beratungstatigkeit als reglementiertes
Gewerbe (§ 94 GewO; Nachweis durch Vorlage eines Auszugs aus dem

Gewerberegister).

Das Beratungsangebot umfasst die im Aufruf vorgegebenen Themen, dazu zdhlen die
durch Unionsrecht vorgegebenen Inhalte der landwirtschaftlichen Betriebsberatung
(FAS).

Die forderwerbende Person verfligt Uber fachspezifische Beratungserfahrung in der
Land- und Forstwirtschaft und hat einschlagige Kenntnisse (iber den land- und

forstwirtschaftlichen Beratungsbedarf in Osterreich.
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2245 Die férderwerbende Person stellt fiir den Beratungsbereich ein bundesweites,
flachendeckendes Beratungsangebot sicher. Zu diesem Zweck verfiigt die
forderwerbende Person liber eine entsprechende personelle, raumliche und
organisatorische Ausstattung. Dies kann auch durch Heranziehung von Dienstleistern

sichergestellt werden.
22.4.6 [entfallt]

22.4.7 Die forderwerbende Person kann die jeweiligen Beratungsbereiche durch fachlich
und methodisch-didaktisch qualifizierte Beratungskrafte abdecken. Die fachliche
Qualifikation der Beratungskrafte wird durch den Abschluss einer einschldgigen
berufsbildenden héheren Schule oder eines Studiums an einer Fachhochschule oder
einer Universitat oder durch eine einschlagige Meisterausbildung nachgewiesen. Die
methodisch-didaktische Qualifikation der Beratungskrafte wird durch eine
entsprechende Ausbildung an der Hochschule fiir Agrar- und Umweltpadagogik
(HAUP) oder einer gleichwertigen Ausbildung anderswo nachgewiesen. Fiir den
Beratungsbereich 22.2.2 -2.4 Praventivpsychosoziales Angebot im Bereich
Hofnachfolge, Generationenkonflikte und sich auf den Betrieb auswirkende
personliche Probleme wird abweichend im Aufruf eine spezifische Qualifikation
definiert. Die forderwerbende Person hat im Rahmen der Antragstellung eine Liste

der Beratungskrafte mit genauen Angaben zu deren Qualifikationen vorzulegen (in

der sog. Berater:innen-Liste).

22.4.8 Ab dem Kalenderjahr 2024 miissen mindestens 50 % und am dem Kalenderjahr 2025
mussen mindestens 75 % der geférderten Beratungsleistungen (iber alle geférderten
Beratungsbereiche und Férdergegenstiande von Beratungskraften erbracht werden,
welche die Voraussetzungen gemall Punkt 22.4.7 erfiillen. Die erforderlichen
Kompetenzen der weiteren Beratungskrafte, die geférderte Beratungsleistungen
erbringen, sind durch methodisch-didaktische Aus- und Weiterbildungen im AusmafR

von mindestens 32 Unterrichtseinheiten nachzuweisen.

2249 Die férderwerbende Person gewdhrleistet eine neutrale Beratung. Fir den

Beratungsbereich liegt kein Interessenskonflikt vor.
Auflagen:

22.4.10 Die forderwerbende Person muss die Beratungsangebote im Beratungsbereich
jahrlich mit dem BMLUK abstimmen und tatsachlich anbieten. Wenn eine
forderwerbende Person mehrere Beratungsbereiche umsetzt, kdnnen in
begriindeten Fallen in gegenseitiger Absprache zwischen BMLUK und
forderwerbender Person die fiir einen Beratungsbereich zugewiesenen Mittel und
die dafur erforderliche Mindeststundenanzahl zu Gunsten eines anderen

Beratungsbereichs verschoben werden.
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22.4.11

22.4.12

22413

22.4.14

22.4.15

22.4.16

22.4.17

Pro Beratungsbereich sind Beratungsthemen zu untergliedern und dazugehorige
Beratungsprodukte anzubieten. Auf Vorschlag des BMILUK ist mit Zustimmung der
forderwerbenden Person die Adaptierung von bestehenden und die Aufnahme von
neuen Beratungsthemen und deren dazugehérige Beratungsprodukte moglich, um
auf gednderte Rahmenbedingungen und aktuelle Herausforderungen in der Land-
und Forstwirtschaft reagieren zu kénnen, die den Zielen und Inhalten des jeweiligen
Beratungsbereichs entsprechen.

Die férderwerbende Person gewahrleistet einen quantitativen Nachweis tber die
erbrachten Leistungen. Zu den durchgefiihrten Beratungen sind, gegliedert nach
Beratungsbereich, elektronische Aufzeichnungen nach Vorgabe der Bewilligenden

Stelle zu fuhren [Satzteil entfdllt]. Die Vorgaben fiir die Nachweise sind spatestens im

Aufruf bekanntzugeben.

Fiir das abgelaufene Kalenderjahr ist bis zum 30. April des Folgejahres ein jahrlicher
Beratungsbericht an die Bewilligende Stelle zu Gbermitteln, der zusatzlich zum
guantitativen Nachweis einen qualitativen Nachweis liber die erbrachten
Beratungsleistungen enthalt. Dieser Jahresbericht enthdlt eine Zusammenschau liber

alle Beratungsbereiche und legt Schwerpunkte fiir die kiinftige Beratungsarbeit fest.

Die forderwerbende Person gewahrleistet nachweislich die fachliche und
methodische-didaktische Weiterbildung der eingesetzten Beratungskrafte im
Ausmald von jahrlich mindestens 16 Unterrichtseinheiten im Durchschnitt aller

Beratungskrafte (bezogen auf die Jahresarbeitszeit einer Vollzeitarbeitskraft).

Ein digitales Tool zum nachhaltigen Management von Nahrstoffen, welches die

Vorgaben eines Betriebsnachhaltigkeitsinstruments fiir Nahrstoffe nach Art. 15 Abs.

2 lit. g der Verordnung (EU) 2021/2115 erfullt, ist anzubieten.

[entfallt]

Die forderwerbende Person, welche die Forderung fiir den groRten Anteil an
angebotenen Beratungsbereichen gemaR Punkt 22.2.1 und Punkt 22.2.2 erhalt, stellt
sicher, auch fiir den Férdergegenstand gemald Punkt 22.2.3 (Beratungsmanagement)

die Beratungsleistungen zu erbringen.
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22.5

225.1

22.5.2

22.6

22.6.1

22.6.2

22.7

22.7.1

22.7.2

Forderfahige Kosten

Personalkosten exklusive Gemeinkosten; die Personalkosten werden in Form eines
Einheitskostensatzes/Stunde in Hohe von EUR 54,57 anerkannt. Ubersteigt dieser
Betrag die jahrlich aktualisierte Obergrenze flr Personalkosten gemaR § 65 Abs. 3

GSP-AV, so gilt die Personalkostenobergrenze als maximal férderfahiger Stundensatz.

Kosten werden frithestens ab 1. Janner 2024 anerkannt.

Art und AusmaR der Forderung
Zuschuss zu den forderfahigen Kosten im folgenden Ausmali:

° 100 % fiir die Beratungsbereiche gemal} Punkt 22.2.2
° 80 % fiir die Beratungsbereiche gemall Punkt 22.2.1 und den
Fordergegenstand gemaR Punkt 22.2.3

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen auBerhalb des
Agrarsektors erfolgt flr Begiinstigte aus dem Forstbereich unter Heranziehung des
Art. 48 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben des Art. 48 sind die allgemeinen

Freistellungsvoraussetzungen — siehe Punkt 1.7.5.1- zu beachten.

Forderabwicklung

Forderantrage konnen im Rahmen eines Aufrufverfahrens elektronisch Gber die

Website ,www.eama.at” bei der AMA eingereicht werden.

Das BMLUK ist Bewilligende Stelle.
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23  Wissenstransfer fir land- und forstwirt-
schaftliche Themenfelder (fachliche
und personliche Fort- und Weiterbil-
dung und Information) (78-02)

23.1 Ziele

23.11 Unterstiitzung der berufsbegleitenden land- und forstwirtschaftlichen Berufs-
ausbildung (Facharbeiter:innenstufe bis Meister:innenniveau), die zu einem
formalen Abschluss (Facharbeiter:in, Meister:in) fihrt. Die Teilnehmenden sollen
damit die fiir die Ubernahme und Fiihrung eines land- und forstwirtschaftlichen
Betriebes erforderlichen fachlichen und unternehmerischen Kenntnisse und

Fertigkeiten erlangen.

23.1.2 Verbesserung der fachlichen, persdnlichen und unternehmerischen Kompetenzen
der in der Land- und Forstwirtschaft tatigen Personen, um mit aktuellen
Entwicklungen Schritt halten zu kénnen und um sich erfolgreich an Veranderungen
(Familie, Betrieb, Markt, Gesellschaft, Klima, Umwelt) und an neue
Herausforderungen anpassen zu kdnnen. Durch zielgruppenorientierte,
kostenglinstige Angebote der Wissensgenerierung, Wissensaufbereitung und
Wissensverteilung sollen die Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten der
Bildungsinteressierten erweitert und vertieft werden. Der Erwerb zusatzlicher
Qualifikationen soll dazu beitragen, die Wettbewerbsfahigkeit und die Resilienz der
Betriebe zu verbessern und die steigenden und zunehmend komplexeren
beruflichen, gesellschaftlichen und 6kologischen Anforderungen in der Land- und
Forstwirtschaft zu erfillen. Die berufliche Weiterbildung soll weiters unterstiitzen,
erforderliche Sachkundenachweise zu erbringen, neue Perspektiven fiir die
Betriebsentwicklung zu gewinnen, Diversifizierungspotenziale zu nutzen und

selbstbestimmt Veranderungsprozesse zu gestalten, um wettbewerbsfahig zu

bleiben. [1]

23.13 Unterstitzung der Betriebe bei der Umsetzung der GAP-Ziele bzw. der anderen
MaBnahmen des GAP Strategieplans durch Bewusstseinsbildung und Vermittlung

und Austausch von Wissen (u. a. zur Erfillung von Weiterbildungsverpflichtungen).
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23.1.4

23.1.5

23.1.6

23.2

23.2.1

23.2.2

Forderung des lebenslangen bzw. lebensbegleitenden Lernens (LLL) und einer
Weiterbildungskultur, die Bildungsinteressierte dabei unterstiitzt, die Motivation fir
eine berufliche Weiterentwicklung zu erhéhen, die passende Weiterbildung zu
finden und kontinuierlich Wissen und Fahigkeiten fir den personlichen und
beruflichen Erfolg zu erweitern. Gut qualifizierte Betriebsleiterinnen und
Betriebsleiter tragen zur Starkung der Land- und Forstwirtschaft und des landlichen
Raums als Ganzes bei. Eine standortangepasste, leistungsfahige, effiziente,
nachhaltige und die natirlichen Ressourcen schonende Land- und Forstwirtschaft ist
ein wichtiges einzelbetriebliches und gesellschaftliches Anliegen. Lebensbegleitendes
Lernen hilft, die personlichen und beruflichen Entwicklung aktiv zu gestalten,

betriebliche Ziele zu erreichen, personliches Wachstum zu fordern und verdanderten

gesellschaftlichen Erwartungen adaquat begegnen zu kénnen.

Praxisgerechte, verstandliche Aufbereitung von neuen Forschungs- und
Versuchsergebnissen, neuen Erzeugnissen, Technologien, Verfahren,
Arbeitstechniken, Prozessen und Anwendungen, um deren Transfer in die Praxis mit
Informations- und WeiterbildungsmaRnahmen zu unterstiitzen. Das soll land- und
forstwirtschaftlichen Betrieben helfen, rasch auf neue Anforderungen, Erkenntnisse
und Trends zu reagieren und sicher richtige Entscheidungen treffen zu konnen.

Erhebung des Weiterbildungsbedarfs, um Angebot und Nachfrage von
Weiterbildungsangeboten optimal abzustimmen, und Evaluierung der Wirkung von

durchgefiihrten MaRnahmen, um im Bedarfsfall Angebote anzupassen.

Fordergegenstande

Lehrgange fir die berufsbegleitende land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildung
fir alle Berufe bzw. Ausbildungsgebiete gemal giiltiger Rechtsvorschriften fir die
land- und forstwirtschaftliche Berufsausbildung (Facharbeiter:innen- und

Meister:innenkurse).

Informations-, Fort- und Weiterbildungsangebote, die durch verschiedene
Veranstaltungsformate in Présenz- oder/und digitaler Form umgesetzt werden.
Digitale Lernformate kénnen von zu Hause aus liber Computer und Internet
absolviert werden. Sie ermoglichen ein ortsunabhangiges Lernen, bei bestimmten

Formaten auch zeitunabhangig im individuellen Tempo.

— Beispiele fiir Prasenzveranstaltungen: Kurse, Lehrgdange, Seminare, Fachtagungen,
Vortrage, Workshops, Fachexkursionen, Feldtage, Ausstellungen bzw. Vorflihrungen

von Demonstrationsobjekten, strukturierte fachliche Erfahrungsaustauschrunden.

— Beispiele fiir digitale Angebote: Live-Veranstaltungen im Internet zu einer be-

stimmten Zeit mit interaktiver Teilnahme fiir Diskussion (Webinare, Farminare);
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23.2.3

Online-Seminare bzw. Online-Workshops (digital in einer Gruppe lernen — Teil-
nehmende sind untereinander auch sicht- und horbar, Mdéglichkeit fiir einen Aus-
tausch in Kleingruppen in Onlinerdumen, Mitarbeit nach Anleitung von Vortra-
genden; Teilnehmende sind hier aktiver eingebunden als bei Webinaren);
Online-Kurse/E-Learning (individuelle Lernméglichkeit — zeit- und ortsunabhéngig,
beliebig oft absolvierbar, mit Fragen zur Wissensiiberprifung, wenn der Kurs fir
eine verpflichtende Weiterbildung anrechenbar ist); Lernvideos zum Abrufen von
Lernplattformen.

— Beispiele fiir duale Veranstaltungsformate, die aus einer Kombination von Prasenz-
veranstaltungen und digitalen Formaten bestehen: Blended Learning (abwechselnde,
aufeinander abgestimmte Prasenzveranstaltungen und Onlineformate); Hybrid-
Veranstaltungen (Live-Veranstaltungen, die gleichzeitig in Prdsenz- und Online-
form stattfinden; das bedeutet, dass ein Teil der Personen physisch vor Ort an-
wesend ist, wahrend der andere Teil der Teilnehmenden online an der Veranstal-
tung teilnehmen kann; dies ermoglicht eine hohere Reichweite fir den Wissens-

transfer).

— Beispiele fur Informationsmedien, die der Vermittlung wichtiger neuer Informati-
onen dienen und beim Empfanger zu einem Zuwachs an Wissen fiihren sollen:
Berichte, Broschiiren, Internet-Seiten, Newsletter, Rundschreiben und Videos.
Mit den InformationsmalRnahmen sollen vor allem auch aktuelle Daten, Richt-
werte, Anleitungen und Forschungs- und Versuchsergebnisse in verstandlicher

und anschaulicher Form bereitgestellt werden.

Qualifizierungsprojekte in Gruppen fiir gesamtbetriebliche Aufzeichnungen, um
Kennzahlen zur Erfolgskontrolle und fiir die kiinftige Betriebsausrichtung zu
ermitteln, kdnnen neben Weiterbildungsveranstaltungen im untergeordneten
Ausmal’ auch Einzelberatungen fiir betriebsindividuelle Fragen zur Datenerfassung

und zur richtigen Interpretation der Ergebnisse umfassen.

Spezielle, modular aufgebaute, zeitlich begrenzte Lehrgange fiir bestimmte
Zielgruppen im Rahmen der beruflichen Weiterbildung, die der Vertiefung oder
Erweiterung der Fachkenntnisse und Fahigkeiten in einem der folgenden Themen
dienen: Pflanzliche und tierische Produktion,

Be- und Verarbeitung selbst erzeugter

Lebensmittel fiir die Direktvermarktung,

, Erhaltung und Schutz der natiirlichen Produktionsgrundlagen
(Boden, Wasser, Luft, Biodiversitat), Klimaschutz, Klimawandelanpassung,

erneuerbare Energien, Energieeffizienz, Waldbau, Holzernte, Baumprifung

(Verkehrssicherung).
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23.2.4

23.2.5

23.3

23.3.1

23.3.2

23.4

23.4.1

23.4.2

234.2.1

Arbeitskreise zur Erhaltung und Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit der Betriebe.

Als Arbeitskreise gelten Gruppen von etwa 10 bis 20 Landwirtinnen und Landwirten
mit gleichem Produktionsschwerpunkt, die sich fiir eine bestimmte Zeit lang
zusammenschlieRen, um sich fachlich und betriebswirtschaftlich gemeinsam
weiterzubilden. Dies erfolgt durch ein spezielles Angebot, bestehend aus einer
Kombination von praxisorientierter Weiterbildung, Erfahrungsaustausch,
Fachexkursionen, Beratung fiir individuelle Fragen sowie Betriebszweig- bzw.
gesamtbetriebliche Auswertungen mit Analyse und Vergleich von einzel- und
Uberbetrieblichen Erfolgskennzahlen zur Wirtschaftlichkeitskontrolle und zum
Erkennen von betrieblichen Starken und Verbesserungspotenzialen in den vom
BMLUK anerkannten Produktionssparten. Das Angebot soll zum Kennenlernen neuer

Sichtweisen und zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der Betriebe beitragen.

Bedarfs- und Wirkungsstudien fiir die Erhebung der Bildungsbedarfe und fir die
Entwicklung oder Anpassung von bundesweiten Weiterbildungsangeboten bzw.
Bildungskampagnen (Schwerpunktthemen), damit diese den Bediirfnissen und
Wiinschen der Weiterbildungsinteressierten bestmoglich entsprechen.

Forderwerbende Personen

Anbieter (Veranstalter) von Erwachsenenbildung/Weiterbildung: Natirliche
Personen, juristische Personen (inkl. Kérperschaften und Anstalten 6ffentlichen

Rechts), eingetragene Personengesellschaften, Personenvereinigungen.

Das Verbot der Forderung von Gebietskorperschaften gemaR Punkt 1.4.3 kommt

nicht zur Anwendung.

Fordervoraussetzungen

Forderfahig sind nur nicht-formale Bildungsangebote (Erwachsenenbildung bzw.
berufliche Weiterbildung); nicht férderfahig sind formale land- und forstwirt-
schaftliche Ausbildungen im Sekundar- und Tertiarbereich (Schul- und

Hochschulwesen).
Bildungsanbieter (Forderwerbende Personen):

Der Bildungsanbieter bendtigt als Qualititsnachweis ein giiltiges O-Cert. Das Zertifi-
kat sichert Osterreichweit einheitliche Qualitatsstandards fiir Anbieter der Erwachse-
nenbildung und tragt dazu bei, qualitdtssichernde MaRnahmen in der Weiterbildung
umzusetzen. Das Zertifikat wird nach einem Akkreditierungsverfahren (Uberpriifung
von Grundvoraussetzungen, darunter das Vorhandensein eines QM-Systems fiir Er-
wachsenenbildung) durch die O-Cert-Geschaftsstelle vergeben (Naheres siehe
https://oe-cert.at).
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23.4.2.2  Der Bildungsanbieter verfugt liber ausreichend fachlich und methodisch qualifizierte
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. Trainerinnen und Trainer fir die Entwicklung
und Umsetzung der Bildungsprojekte.

23.4.2.3 Der Bildungsanbieter verfligt iber die erforderliche Ressourcenausstattung (Perso-
nal, Organisation, Rdume, Technik, Backoffice).

23.4.2.4  Nachweis der Eignung bzw. Leistungsfahigkeit durch Referenzprojekte der letzten
finf Jahre zum beantragten Thema.

2343 Das Bildungsprojekt tragt wesentlich zur Verwirklichung mindestens eines der
spezifischen Ziele und/oder des Querschnittsziels der GAP 23-27 bei.

23.4.4 Informations- und Erfahrungsaustauschrunden, Fokusgruppen (moderierte
Gruppendiskussion) oder Gruppenberatungen zu bestimmten Themen missen in

Kombination mit fachspezifischen Weiterbildungsangeboten durchgefiihrt werden.

2345 Die Bildungsangebote des Projektes adressieren als Zielgruppe (Begiinstigte)
Personen, die in der Land- und Forstwirtschaft tatig sind, wobei die Abgrenzung zur
FordermaBnahme 78-03 gemal} Punkt 24.3.4 zu beachten ist.

23.5 Auflagen

2351 Bei Bundesprojekten (bundeslanderibergreifender Wirkungsbereich und Férderung
Uber Bundesvorbehalt) ist begleitend eine Steuerungsgruppe unter Einbindung des
BMLUK einzurichten. Fir die Sitzungen der Steuerungsgruppe sind die Vorgaben der

Checkliste zu beachten, die mit der Projektgenehmigung zur Verfligung gestellt wird.

23.5.2 Bundesprojekte zur Entwicklung von bundesweiten Bildungskampagnen missen

auch einen Umsetzungs- und Zielplan fiir die Bundeslander umfassen.

23.5.3 Die speziellen, modular aufgebauten und zeitlich begrenzten Lehrgange, die auf den
Erwerb von Zusatzqualifikationen in einem der unten genannten Themen

ausgerichtet sind, mussen fir die Forderung mit 80 % folgende Kriterien erfillen:

— Anerkennung des Lehrplans (Lernziele, Lerninhalte, Ablauf, Dauer, Zugangsvo-
raussetzungen, Abschluss etc.) durch das BMLUK

— Dauer: Mindestens 40 UE (ohne Zeit fiir Abschlussarbeit und Prasentation oder
praktische Ubung fiir den Abschluss).

— Aufbau, Lernformat, Lehrmethoden: Modularer Aufbau mit Theorie- und Praxis-
einheiten mit verschiedenen Lehrmethoden nach einem bestimmten Curriculum
oder Lehrplan (damit das im Lehrgang erarbeitete Wissen zwischen den Kursen
erprobt und vertieft werden kann), in begriindeten Ausnahmefallen ist ein
durchgangiger Lehrgang zuldssig; Prasenz- und Onlineform maoglich (aber nicht
ausschlieBlich E-Learning); Praxisteil ist in Prasenzform zu absolvieren.

— Erfolgreicher Abschluss: Abschlussarbeit mit Betriebsbezug und Prasentation

oder Nachweis des praktischen Wissens durch eine praktische Ubung (abhingig
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2354

23.5.5

23.5.6

23.5.7

vom Thema) als Kompetenznachweis; reine Anwesenheit mit Teilnahmebestati-
gung ist nicht ausreichend fiir einen erfolgreichen Abschluss.
— Mogliche Themen: Pflanzliche und tierische Produktion
(Be- und Verar-

beitung selbst erzeugter Lebensmittel fir die Direktvermarktung

, Erhaltung und Schutz der na-
turlichen Produktionsgrundlagen (Boden, Wasser, Luft, Biodiversitat), Klima-

schutz, Klimawandelanpassung, erneuerbare Energien, Energieeffizienz, Wald-

bau, Holzernte, Baumprifung (Verkehrssicherung).

In den vom BMLUK anerkannten Arbeitskreisen fur die einzel- und Gberbetriebliche
Auswertung von betriebszweigbezogenen oder gesamtbetrieblichen
Erfolgskennzahlen der Mitgliedsbetriebe sind zum Zweck von bundesweiten
Betriebsvergleichen und Analysen vorgegebene EDV Programme und
Auswertungszeitrdume fir die Datenerfassung zu verwenden. Weiters sind die Daten
von mindestens 80 Prozent der Arbeitskreisbetriebe in anonymisierter Form fiir
Bundesauswertungen bzw. Bundesberichte zur Verfligung zu stellen (Benchmarking).
Die Auswertungsergebnisse sind zudem fir die Aktualisierung der
Internetanwendung ,,IDB — Deckungsbeitrage und Kalkulationsdaten” zur
Vorausberechnung der Wirtschaftlichkeit von landwirtschaftlichen

Produktionsverfahren zur Verfligung zu stellen.

Die Bildungsprojekte der Arbeitskreise in den Bundeslandern zu den vom BMILUK
anerkannten Fachbereichen bzw. Produktionssparten sind dem BMLUK vor der
Genehmigung zur weiteren Konkretisierung von Auflagen (z. B. Terminvorgaben fiir

die Datenbereitstellung und Vorgaben fiir die Bundesberichte) zu Gbermitteln.

Wenn es fiir Weiterbildungsveranstaltungen fachlich-inhaltliche Vorgaben des

BMLUK gibt, sind diese einzuhalten (z. B. Leitfaden bzw. Richtlinien flr Lehrgange,

Richtlinien fiir Berichte, Strategiekonzepte).

Die Mindestteilnehmeranzahl sind 5 forderfahige Personen pro Veranstaltung. Wird

diese nicht erreicht, wird die Veranstaltung nicht gefordert.
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23.5.8

23.5.9

23.6
23.6.1

23.6.2

23.6.3

Mit der Endabrechnung ist ein Projektabschlussbericht vorzulegen, der insbesondere
eine Darstellung der genehmigten und abgerechneten Leistungen und Kosten
(soweit nicht bereits aus der Digitalen Férderplattform der AMA ersichtlich), die
erforderlichen Monitoringdaten sowie eine Evaluierung des Projektes umfasst. Fir
den Projektabschlussbericht ist die Vorlage zu verwenden, die von der Bewilligenden

Stelle zur Verflgung gestellt wird.

Etwaigen Teilabrechnungen ist ein Zwischenbericht beizulegen. Fiir den
Zwischenbericht ist die Vorlage zu verwenden, die von der Bewilligenden Stelle zur
Verfligung gestellt wird.

Forderfahige Kosten
Forderfahig sind Personal- und Sachkosten, eingeschrankt auch Investitionskosten.
Sachkosten:

— Honorare, Fahrt-, Nachtigungs- und Verpflegungskosten fiir Vortragende

— Kosten fir Dienstleistungen Dritter (z. B. Kooperationspartner)

— Reisekosten fir Personal des Bildungsanbieters

— Unterlagen und Hilfsmittel fir Vortragende und Teilnehmende in analoger und
digitaler Form (z. B. Erklarvideos)

— Miete fir Prasenz- und Online-Veranstaltungsraume inklusive erforderlicher
technischer Ausstattung

— Projektbezogenes Anschauungs-, Ubungs- und Verbrauchsmaterial

— Beforderungskosten fiir Fachexkursionen (z. B. Bus und Bahn)

— Einweg-Schutz- bzw. Hygienekleidung fir Veranstaltungen auf Betrieben zur
Verhinderung der Ubertragung von Krankheitserregern

— Futtermittel- und Betriebsmittelanalysen, Messungen bzw. Untersuchungen von
sonstigen betrieblichen Stoffen bzw. Substraten der Teilnehmenden von Bildungs-
projekten, sofern die Ergebnisse flir Weiterbildungszwecke bendtigt werden

— Bewerbung von Bildungsangeboten

— Weitere Sachkosten nur in begriindeten Einzelfdllen
Investitionskosten (ausschlieBlich fiir folgende Bereiche):

— Software fiir Betriebszweigauswertungen und Kennzahlenvergleiche in den vom
BMLUK anerkannten Arbeitskreisen mit Bundesauswertungen von Erfolgskennzah-
len.

— Software flir Onlinekurse (E Learning) und Software fiir Lernplattformen bzw.
Learning Management Systeme (LMS), welche der Bereitstellung von Lernmateria-
lien und der Organisation von Lernvorgangen dienen, jedoch ohne Anschaffungs-

kosten fiir eine Mediathek bzw. Portalkosten.
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23.6.4

23.6.5

23.7

23.7.1

23.7.2

23.7.21

In den vom BMLUK anerkannten Arbeitskreisen mit betriebszweigbezogenen oder
gesamtbetrieblichen Auswertungen kdnnen erganzend zu den
Weiterbildungsmafnahmen fiir betriebsindividuelle Fragestellungen auf Basis der
Auswertungsergebnisse Beratungsleistungen (Starken/Schwéachen-Analyse) im
Umfang von maximal vier Stunden pro Betrieb und Jahr (ohne Reisezeit) abgerechnet

werden.
Nicht foérderfahige Kosten:

— Naéchtigungskosten, Verpflegungskosten (inkl. Pausenverpflegung) sowie An-
und Abreisekosten der Teilnehmenden an Weiterbildungsveranstaltungen.

— Blro- und Medienausstattung, die von einer vergleichbaren Weiterbildungsein-
richtung Giblicherweise erwartet werden kann.

— Dienstleistungs- und InvestitionsmaRnahmen, die nicht ausschlieflich der Bildung,
sondern den Ublichen Management- und Verwaltungsaufgaben dienen.

— Bauliche MaBRnahmen

— Kosten, die fiir einen erfolgreichen Projektabschluss und die Zielerreichung

keine unabdingbare Voraussetzung darstellen.

Art und Ausmal der Forderung

Die Forderung wird als Zuschuss zu den forderfahigen Personal-, Sach- und

Investitionskosten fiir Bundes- und Bundeslanderprojekte gewahrt.

Der Fordersatz fur Bundesprojekte (bundeslanderibergreifender Wirkungsbereich

von mindestens drei Bundeslandern) betragt:
100 % fur:

— Bedarfs- und Wirkungsstudien fiir die Erhebung der Bildungsbedarfe und fiir die
Entwicklung oder Anpassung von bundesweiten Bildungsangeboten oder Bildungs-
kampagnen zu Schwerpunktthemen.

— Entwicklung und Bewerbung von bundesweiten Bildungsangeboten, die in den

Bundeslandern umgesetzt werden, inklusive Einschulung von Trainerinnen und

Trainern in den richtigen Einsatz der Bildungsprodukte.

— Erstellung von Unterlagen und digitalen Medien fiir Vortragende und Teilneh-
mende an Bildungsveranstaltungen zu bundesweiten Themen, die in den Bundes-
landern umgesetzt werden.

— Entwicklung oder Adaptierung von EDV Anwendungen fiir Betriebszweigauswer-
tungen und Kennzahlenvergleiche in den vom BMLUK anerkannten Arbeitskrei-
sen (umfassen auch Bundesauswertungen und Bundesberichte).

— Erstellung von Anwendungen fiir webbasierte Weiterbildung (E Learning) zu

bundesweiten Schwerpunktthemen des BMLUK.
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Weiterbildungsangebote fir forstwirtschaftlich Auszubildende zum Erwerb von

Zusatzqualifikationen zu bestimmten Themen, die in der schulischen Ausbildung
nicht enthalten sind (z. B. Motorsagen-, Seilgerate-, Baumsteigerkurs, maschinelle

Holzbringung).

23.7.2.2 80 % fir:

Die speziellen, modular aufgebauten und zeitlich begrenzten Lehrgange, die auf

den Erwerb von Zusatzqualifikationen in einem bestimmten Thema ausgerichtet

sind (siehe Auflagen) und deren Lehrplan vom BMLUK anerkannt ist.

Die vom BMLUK anerkannten Arbeitskreise mit betriebszweigbezogenen oder
gesamtbetrieblichen Auswertungen und Kennzahlenvergleichen (umfassen auch
Bundesauswertungen und Bundesberichte), sofern die Durchfiihrung bundeslan-
deriibergreifend erfolgt oder bestimmte Leistungen zur Unterstiitzung der Bundes-
landerprojekte zweckmaRigerweise auf Bundesebene durch Kooperations-

partner erbracht werden.

23.7.2.3 66 % fur:

Koordination und Durchfiihrung von Lehrgéangen zur berufsbegleitenden land- und
forstwirtschaftlichen Berufsausbildung (Facharbeiter:innen- und Meister:innen-
kurse, die bundeslénderiibergreifend angeboten werden).

Koordination und Durchfiihrung von Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen,
Lehrgangen (sofern sie nicht die Kriterien fiir 80 % erfiillen), InformationsmaR-
nahmen, Fachexkursionen, Informations- und Erfahrungsaustauschrunden, Fo-
kusgruppen (moderierte Gruppendiskussion) oder Gruppenberatungen unab-
hangig davon, ob die Bildungsveranstaltungen in Prasenz- oder Onlineform statt-
finden. Das umfasst auch die Bereitstellung der fiir diese Bildungsveranstaltungen

bendtigten Unterlagen, Medien und Hilfsmittel fiir die Vortragenden und Teilneh-

menden (analog zu Bundeslanderprojekten).

23.73 Der Fordersatz fir Bundeslanderprojekte (regionaler Wirkungsbereich) betragt:

23.7.3.1 80 % fur:

Die speziellen, modular aufgebauten und zeitlich begrenzten Lehrgdnge, die auf

den Erwerb von Zusatzqualifikationen in einem bestimmten Thema ausgerichtet
sind (siehe Auflagen) und deren Lehrplan vom BMLUK anerkannt ist.
Die vom BMLUK anerkannten Arbeitskreise mit betriebszweigbezogenen oder

gesamtbetrieblichen Auswertungen und Kennzahlenvergleichen (umfassen auch

Bundesauswertungen und Bundesberichte).

23.7.3.2 66 % fur:
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23.7.4

23.8
23.8.1

23.8.2

23.8.3

23.84

— Lehrgange zur berufsbegleitenden land- und forstwirtschaftlichen Berufsausbildung
(Facharbeiter:innen- und Meister:innenkurse).

— Fort- und Weiterbildungsveranstaltungen, InformationsmaRnahmen, Fachexkur-
sionen, Informations- und Erfahrungsaustauschrunden, Fokusgruppen (moderierte
Gruppendiskussion) oder Gruppenberatungen unabhangig davon, ob die Bildungs-
veranstaltungen in Prasenz- oder Onlineform stattfinden. Dazu gehort auch die
Bereitstellung all der fiir diese MaRBnahmen benétigten Unterlagen, Medien und

Hilfsmittel fir die Vortragenden und Teilnehmenden.

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen auBerhalb des
Agrarsektors erfolgt flir Beglinstigte aus dem Forstbereich unter Heranziehung des
Art. 47 und 48 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben der Art. 47 und 48 sind die allgemeinen Freistellungsvo-

raussetzungen — siehe Punkt 1.7.5.1 — zu beachten.

Forderabwicklung

Forderantrage kénnen laufend elektronisch tiber die Website ,,www.eama.at” bei

der AMA eingereicht werden.

Fiir besonders relevante und vordringliche Themenbereiche des BMLUK kann die
Bewilligende Stelle zusatzlich eigene Aufrufe durchfiihren. Diese werden auf der

Homepage der AMA veroffentlicht.

Fir Bundeslanderprojekte ist in Wien die AMA und in allen anderen Bundeslandern

die Landeshauptfrau bzw. der Landeshauptmann mit der Bewilligung betraut.

Fir Bundesprojekte ist das BVILUK die Bewilligende Stelle.
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24  Wissenstransfer fur aulerland- und
forstwirtschaftliche Themenfelder (Be-
wusstseins-, Weiterbildung, Beratung
sowie Plane und Studien) (78-03)

24.1 Ziele

24.1.1 Erhaltung, Verbesserung und Wiederherstellung von naturschutzfachlich wertvollen

Flachen, die schiitzenswerte Lebensraumtypen oder Arten aufweisen.

Dabei soll ein Beitrag zur Erreichung der Ziele der FFH-Richtlinie 92/43/EWG, der
Vogelschutz-Richtlinie 2009/147/EG, der Wiederherstellungsverordnung (EU)
2024/1991, der Osterreichischen Biodiversititsstrategie 2030 und deren rechtliche
Umsetzungsinstrumente, der Landesnaturschutzgesetze und -strategien, der
Nationalparkgesetze und der 6sterreichischen Nationalparkstrategie, der Natur- und
Biospharenparkstrategien, der Osterreichischen Waldstrategie 2020+, dem
Aktionsplan Neobiota, der Moorstrategie Osterreich 2023+ oder der Ziele von

internationalen Naturschutziibereinkommen (Bonner Konvention, Berner

Konvention, Ramsar-Ubereinkommen) geleistet werden.

24.1.2 Erstellung wissenschaftlicher oder praxisorientierter Grundlagen, die im
Zusammenhang mit der Erhaltung, Verbesserung und Wiederherstellung von
schiitzenswerten Lebensraumen und Arten oder zu sonstigen

biodiversitatsrelevanten Themen stehen.

24.1.3 Motivation und Bewusstseinsbildung zur Unterstiitzung lokaler Akteur:innen und
Stakeholder sowie der breiten Offentlichkeit, um die Ziele des Natur- und
Umweltschutzes, der 6sterreichischen Waldstrategie, der nachhaltigen Verbesserung
des kulturellen und natiirlichen Erbes oder des Umweltbewusstseins als

gesellschaftlich anerkannte Werte zu verankern.

24.1.4 Erhaltung und Entwicklung von Waldlebensraumen (Arten, Lebensraum, Genetik,

Evolutionsfahigkeit) sowie deren natiirlichen Regenerationsfahigkeit.

24.15 Beitrag zum Schutz der Biodiversitit, Verbesserung von Okosystemleistungen
Wiederherstellung und Erhaltung von Lebensraumen und Landschaften sowie

biodiversitatsrelevante MaRnahmen zur Klimawandelanpassung.
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24.1.6

24.1.7

24.1.8

24.1.9

24.1.10

24.1.11

24.1.12

24.1.13

24.2

24.2.1

24.2.2

24.2.3

24.2.4
24.2.5

24.2.6

Bewusstseinsbildung der Offentlichkeit und von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen fir die regionale Versorgungssicherheit sowie die multifunktionalen
Leistungen der Land- und Forstwirtschaft (z. B. agrar- und forstpadagogische

MafRnahmen)

Verbesserung des Planungsinstrumentariums in der Forstwirtschaft und im Bereich

Schutz vor Naturgefahren

Weiterbildung und Beratung von Managements, die im lokalen und regionalen
Kontext tatig sind

Forderung von Beschaftigung, Wachstum, Geschlechtergleichstellung, sozialer
Inklusion sowie der lokalen Entwicklung in landlichen Gebieten, einschlieflich

Biodkonomie und nachhaltige Forst- und Holzwirtschaft
Verbesserung von effizienter Ressourcennutzung, Kreislaufwirtschaft

Unterstiitzende MaRRnahmen zur Einddmmung/Vermeidung des Klimawandels, sowie

zur Klimawandelanpassung
Verbesserung der Anwendung der Digitalisierung und von Innovationsprozessen

Management und Entwicklung von Schutzgebieten sowie Grundlagenarbeiten hierzu

Fordergegenstiande

Bewirtschaftungsplane, Naturschutzplane fir Land- und Forstwirt:innen,
Managementpldane, Entwicklungskonzepte fiir geschiitzte Arten, Gebiete von hohem

Naturwert und Landschaftspflegeplane, die fir die Erhaltung, Wiederherstellung

oder Verbesserung des natirlichen Erbes erforderlich sind

Waldbewirtschaftungspldne auf betrieblicher Ebene (Pléne fiir den Bereich
Waldmanagement, Stichprobeninventuren und Standortskartierungen, Schutz- und
Bewirtschaftungsplane fiir Gebiete gemaR den Richtlinien 2009/147/EG und
92/43/EWG, Schutz- und Bewirtschaftungsplane fir Gebiete gemaR § 32 a
Forstgesetz 1975 oder den Bereich der Waldbiodiversitat, Schutz- und

Bewirtschaftungsplane fiir den Bereich Schutz vor Naturgefahren)

Monitoring, Fallstudien, Konzepte, angewandte Studien oder
Grundlagenerhebungen, projektbezogene Betreuungstatigkeiten im Zusammenhang

mit der Initiierung, Planung komplexer Projekte
Bewusstseinsbildung (z. B. InformationsmalRnahmen, Exkursionen)
Fort- und Weiterbildung

individuelle Beratungsleistungen oder Gruppenberatung
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24.2.7

24.3

24.3.1

24.3.2

24.3.3

2434

24.4

2441

Betreuungstatigkeit zu Naturschutzthemen (Schutzgebietsbetreuung, sonstiges

Gebietsmanagement)

Forderwerbende Personen

Anbieterforderung: Natirliche Personen, juristische Personen (inkl. Kérperschaften
und Anstalten 6ffentlichen Rechts), eingetragenen Personengesellschaften,

Personenvereinigungen.

Teilnehmendenforderung nur betreffend Fordergegenstand 24.2.2:
Bewirtschafterinnen und Bewirtschafter land- und forstwirtschaftlicher Betriebe,
Waldbesitzervereinigungen, Agrargemeinschaften, Bringungsgenossenschaften und
Bringungsgemeinschaften, Wassergenossenschaften und Wasserverbande,

Gemeinden und Gemeindeverbande.

Das Verbot der Forderung von Gebietskorperschaften gemall Punkt 1.4.3 kommt

nicht zur Anwendung.

Zur Zielgruppe (Beginstigte) der Anbieterférderung zéhlen — in Abgrenzung zu den
FérdermaRnahmen 78-01 und 78-02 --- folgende Personen: die Offentlichkeit,
insbesondere Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, Stakeholder,
Unternehmerinnen und Unternehmer, Bedienstete und Funktionare auf
Verwaltungsebene, Managerinnen und Manager in einem regionalen Kontext, aber
auch Land- und Forstwirt:innen sowie deren Vereinigungen, wenn den Beglinstigten
aus dieser Weiterbildung oder Beratung kein unmittelbarer betriebswirtschaftlicher
Nutzen erwdchst. Forstwirtinnen und Forstwirte zdhlen auch zur Zielgruppe, wenn
diese selbst an WeiterbildungsmaRnahmen fiir forstpdadagogischen Angebote

teilnehmen und diese selbst die Bewusstseins- oder Weiterbildung durchfihren.

Fordervoraussetzungen

Forderwerbende Personen oder beauftragte externe Einrichtungen, die Fort-
/WeiterbildungsmaRBnahmen durchfiihren, missen den Qualitatsnachweis eines
glltigen O-Cert oder in der O-Cert Liste angefiihrtes giiltiges

Qualitatsmanagementsystem fiir Erwachsenenbildungsorganisationen erfiillen.

Fort- und WeiterbildungsmalRnahmen umfassen alle Aktivitaten, die der Vertiefung,
Erweiterung oder Aktualisierung von Wissen, Fahigkeiten und Fertigkeiten (soge-
nannten Kompetenzen) von Menschen dienen, die eine erste Ausbildungsphase (von
Primar- bis Tertidrausbildung) abgeschlossen haben und im Bereich der angespro-

chenen Themenfelder tatig sind.
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24.4.2

24.4.3

24431

24.43.2

24433

24.5
24.5.1

245.1.1

Die forderwerbende Person bzw. die beauftragte externe Einrichtung von
BewusstseinsbildungsmaRnahmen oder BeratungsmalRnahmen muss zur Erfillung
ihrer Aufgaben die erforderlichen personellen Ressourcen in Form von qualifiziertem
Personal und, sofern erforderlich, die entsprechenden raumlichen, technischen und
administrativen Voraussetzungen bereitstellen. Referenzprojekte,
Qualitatsnachweise oder zumindest MaBnahmen zur Qualitatssicherung sind

nachzuweisen.

Bewusstseinsbildung umfasst alle MaBnahmen der Offentlichkeitsarbeit, Aufklarung,
Besucherlenkung, Pddagogik, Informationsvermittlung und Sensibilisierung, die da-
rauf ausgerichtet sind, die Kenntnis von Menschen tber die angesprochenen The-
menfelder mit ihren vielfaltigen Erscheinungsformen zu erweitern, deren Wert und
Schutzwiirdigkeit zu vermitteln und dazu fihren, dass in allen Gesellschaftsbereichen
die Verantwortung im praktischen Umgang und das Verstandnis der Zusammen-

hdnge erhoht wird.
Flir Waldbewirtschaftungsplane auf betrieblicher Ebene gemafl Punkt 24.2.2 gilt:

Der Ersatz eines bestehenden Plans durch einen neuen wird geférdert, wenn der be-
stehende Plan dlter als 10 Jahre ist. In sachlich gerechtfertigten Fallen (z. B. Wind-
wurf, Schnee- und Eisbruch, Insektenkalamitdten) kann von dieser 10-Jahresregelung
abgewichen werden. Eine Bestatigung der Forstbehorde hat vorzuliegen.

Die Verbesserung eines bestehenden Plans wird nur dann gefordert, wenn die Erstel-
lung des bestehenden Plans ohne Foérderung erfolgt ist.

GemaR §§ 9 und 11 Forstgesetz 1975 vorgeschriebenen Plane sind nicht forderbar.

Auflagen
Qualifikation

Externe Projektleiter:innen, Kursleiter:innen, Referenten:innen und Trainer:innen,
Berater:innen, die nicht dem Personal einer forderwerbenden Person bzw. einer be-
auftragten externen Einrichtung direkt zuzuordnen sind, miissen zur Erflllung ihrer
Aufgaben fiir Bewusstseinsbildungs-, Fort-/Weiterbildungs- und BeratungsmaRnah-

men fachlich qualifiziert sein.

Die fachliche Qualifikation ist durch den Abschluss (oder in Ausbildung befindlich) ei-
nes Bezugs habenden Studiums, eines Studienlehrgangs, oder einer einschlagigen
fachlichen Ausbildung oder einer mind. zweijahrigen einschlagigen fachlichen Pra-

xiserfahrung nachzuweisen.
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245.1.2

24513

24.5.2

2453

24.6

24.6.1

24.6.2

Fur Fort-/WeiterbildungsmaBnahmen und Beratungen ist erganzend eine metho-
disch didaktische Qualifikation durch den Abschluss eines Studiums oder Lehrgangs
an einer Padagogischen Hochschule oder einer gleichwertigen Ausbildung anderswo,
oder ein Kompetenzfeststellungsverfahren im Rahmen eines Zertifizierungsverfah-
rens, oder zumindest sind die erworbenen methodisch-didaktischen Kompeten-
zen/Fertigkeiten im Ausmal von mindestens 40 Unterrichtseinheiten (siehe Beilage
15) im Rahmen einer qualifizierten, externen Uberpriifung nachzuweisen. Es wird
eine Positivliste der anerkannten Lehrgange [zu einem jeweiligen Aufruf/Stichtag]

von der AMA verdffentlicht.

Die Auflagen unter Punkt 24.5.1.1 und 24.5.1.2 gelten ebenso fir Personal einer for-
derwerbenden Person oder einer beauftragten Einrichtung, die unter Punkt 24.4.2
fallen. Davon ausgenommen ist der Bereich der Teilnehmendenfoérderung. Fir die
Erstellung von Waldbewirtschaftungsplanen auf betrieblicher Ebene gilt als Quali-
tatsnachweis, dass die Planerstellung durch gemaR § 105 Abs. 1Z1,Z3und 24
Forstgesetz 1975 befugte Fachkrafte erfolgt.

Sofern es fir Bildungsprojekte fachlich-inhaltliche Vorgaben des BMLUK gibt (z. B.
Leitfaden fir Zertifikatslehrgdange, Handblicher, Richtlinie), sind diese einzuhalten.

Abgrenzung zu Projekten auf Linderebene im Bereich Naturschutz und

Nationalparks auBerhalb der Land- und Forstwirtschaft

Es handelt sich um Projekte von bundesweiter Bedeutung oder um
bundeslandertbergreifende Projekte, welche mindestens 5 Bundeslander umfassen,
und die - zur Erreichung bundesweiter Ziele im Biodiversitdtsschutz dienen und zur
Umsetzung internationaler Verpflichtungen in diesem Bereich beitragen
(Ubereinkommen tiber die biologische Vielfalt, Ramsar Konvention zum Schutz der
Feuchtgebiete, Bonner Konvention, Berner Konvention) - insbesondere zur
Wiederherstellungsverordnung (EU) 2024/1991, zum Biodiversitatsschutz im
Rahmen der nationalen Biodiversitatsstrategie, ihrer Aktionsplane und zur
Erreichung der darin vereinbarten Ziele beitragen. Projekte von

Nationalparkverwaltungen gelten im Rahmen dieser Richtlinie als Projekte von

bundesweiter Relevanz.

Forderfahige Kosten

Fiir alle Fordergegenstande: Sach- und Personalkosten sowie begleitende,
projektbezogene Investitionen im untergeordneten Ausmald des Wissenstransfers

sowie bei Grundlagenerhebungen und Planen.

Die forderfahigen Kosten miissen je forderwerbender Person mindestens EUR 500

betragen.
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24.6.3 Innerhalb der Forderperiode und Bundesland diirfen je Projekt gemaR Punkt 24.2.2
fir den Bereich Waldmanagement, Stichprobeninventuren oder
Standortskartierungen maximal EUR 50.000 und fiir alle anderen Bereiche maximal
EUR 100.000 anerkannt werden.

Eine Valorisierung der angefiihrten maximalen forderfahigen Kosten kann erfolgen.

24.6.4 Im Themenbereich der agrar- und forstpadagogischen MaRnahmen ist die
Anwendung von Vereinfachten Kostenoptionen mit allfalligen Valorisierungen
zuldssig. Die anzuwendende Hohe der Vereinfachten Kostenoptionen ist in den
Aufrufen bekanntzugeben.

24.7 Art und AusmaR der Forderung
24.7.1 Anbieterforderung

24.7.1.1  Zuschuss zu den forderfahigen Personal-, Sach- und Investitionskosten im folgenden

Ausmall:
1. 100 %, wenn die Projektinhalte im hohen 6ffentlichen Interesse liegen.
2. 66 %, wenn die Projektinhalte nicht im hohen 6ffentlichen Interesse liegen.

24.7.1.2 Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen auRerhalb des
Agrarsektors erfolgt flr Begiinstigte aus dem Forstbereich unter Heranziehung des
Art. 47 und 48 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Zusatzlich zu den Vorgaben der Art. 47 und 48 sind die allgemeinen Freistellungsvo-

raussetzungen — siehe Punkt 1.7.5.1 — zu beachten.

24.7.1.3 Ein hohes 6ffentliches Interesse wird angenommen, wenn der ausgeschriebene The-
menbereich nicht im Gberwiegenden 6konomischen Interesse der férderwerbenden
Personen oder deren Beglinstigten liegt. In Anlehnung an nationale Gesetze bzw. die
Rechtsprechung werden zum Beispiel Tierschutz/Tiergesundheit, umfassender Um-
weltschutz, Naturschutz, Sicherstellung der Wasser- und Lebensmittelversorgung
und Forschung als Themen von hohem 6ffentlichen Interesse anerkannt (angese-

hen). (s]

Weiters dirfen den férderwerbenden Personen und Beglinstigen grundsatzlich keine
einzelbetrieblichen, betriebswirtschaftlichen Vorteile erwachsen. Dabei sind die je-

weiligen Gegebenheiten in den unterschiedlichen Arbeitspaketen zu berlcksichtigen.
24.7.2 Teilnehmendenforderung

24.7.2.1  Zuschuss zu den Sach- und Personalkosten fiir Waldbewirtschaftungsplane auf be-
trieblicher Ebene im AusmaR von 40 %.

24.7.2.2 Die Forderung wird als de-minimis-Beihilfe gemal} Verordnung (EU) ge-

wahrt.
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24.7.3 Projekte im Bereich Naturschutz und Nationalparks aulRerhalb der Land- und

Forstwirtschaft werden nur aus Bundesmitteln kofinanziert.

24.8 Forderabwicklung

24.8.1 Forderantrage konnen im Rahmen eines Aufrufverfahren elektronisch liber die
Website ,www.eama.at” eingereicht werden. Davon abweichend kénnen
Forderantrage auf Teilnehmendenforderung gemal Punkt 24.2.2 ab 1.7.2024

laufend eingereicht werden.
24.8.2 Bewilligende Stellen sind

1. in allen Bundeslandern mit Ausnahme von Wien die Landeshauptleute

2. in Wien die AMA bzw. die Landwirtschaftskammer fiir Projekte im Forstbereich
gemald Punkt 24.2.1 bis 24.2.4 und

3. das BMLUK bei bundeslanderiibergreifenden Projekten (mindestens drei Bun-

deslénder), ausgenommen Projekte gemall Punkt 24.2.2, und Projekten von

bundesweiter Relevanz.

24.8.3 Grundsatze zur Ausschreibung von Férderprojekten:

24.8.3.1 Die Ausschreibung von Wissenstransferprojekten erfolgt im Rahmen von gezielten,
fachbereichs- bzw. themenspezifischen Aufforderungen zur Einreichung von Projekt-
vorschlagen.

24.8.3.2 Dazu sind im jeweiligen Aufruf die konkreten Zielsetzungen mit zu adressierenden
Fordergegenstanden, der Kreis der Beglinstigten, die Forderintensitdten und forder-
fahigen Kostenarten, die Zugangs- und falls einschrankend Auswahlkriterien, die Auf-
lagen und sonstige einzuhaltende Bedingungen (z. B. Vorgabe von Arbeitspakten, Be-
ricksichtigung von lbergeordneten Strategien, rechtliche Rahmenbedingungen, etc.)
zu definieren. Hierfiir steht ein Katalog von Fordergegenstanden, Férderintensitdten
usw. zur Verfligung, aus dem ausgewahlt und damit eine Prazisierung der Projektauf-
rufe vorgenommen werden kann. Durch die Konkretisierung der Aufrufe soll unter
effektivem Einsatz von Budgetmittel ein strategisch steuerndes Agieren unter Be-
ricksichtigung der aktuellen Bediirfnisse und Erfordernisse ermoglicht werden.

24.8.3.3 Es werden vorwiegend Veranstalter bzw. die durchfiihrende Einrichtung lber eine
Anbieterforderung von Weiterbildungs-, BewusstseinsbildungsmaBnahmen gefoér-
dert.

24.8.3.4  Neben den in den Zielen gemaR Punkt 24.1 bereits angeflihrten Themen kdnnen
neue relevante Themen aufgegriffen werden, die beim GAP-Strategieplan Begleitaus-
schuss eingebracht werden kénnen, vom im BMLUK eingerichteten Steuerungsgre-
mium aufgegriffen und nach Zustimmung der Verwaltungsbehorde ausgeschrieben

werden.
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25

25.1

25.1.1

25.1.2

25.1.3

25.2

25.2.1

25.2.2

Orts- und Stadtkernforderung (Investiti-
onen zur Revitalisierung und Sanierung
oder Um- und Weiterbau von leerste-
henden, fehl- oder mindergenutzten
Gebauden oder 6ffentlichen Flachen) -

(73-10) o

Ziele

Das Ziel ist die (Wieder-)Belebung von Orts- und Stadtkernen durch deren
Attraktivierung und Reaktivierung von Leerstanden. Entsprechend dem spezifischen
GAP-Ziel 8 der Verordnung (EU) 2021/2115 wird ein Beitrag zur Starkung der lokalen
Entwicklung, der lokalen Wirtschaftsentwicklung und damit der Beschaftigung
geleistet und durch die Verbesserung der lokalen Entwicklung, insbesondere der
Erreichbarkeit (kurze Wege) von Einrichtungen der Daseinsvorsorge wird auch die
Inklusion von Menschen mit eingeschrankter Mobilitat gestarkt.

Weiters tragt die FordermalRnahme dazu bei - im Sinne des Green Deals - die
Flacheninanspruchnahme, welche durch fortschreitende Siedlungserweiterungen
verursacht wird, zu reduzieren. So werden landwirtschaftliche Flachen langfristig

gesichert und ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet.

Andererseits wird die soziale und wirtschaftliche Infrastruktur der Orte einer Region
verbessert und als Wirtschafts-, Lebens- und Erholungsraum attraktiviert. Durch die
verbesserte fulllaufige Erreichbarkeit wird neben dem Beitrag zur Inklusion auch die
regionale Wirtschaft gestarkt, wenn aus unattraktivem Leerstand ein attraktiver
Raum flr KMUs im Gewerbe- und Dienstleistungsbereich, inklusive der Startup-

Szene, zur Verfligung gestellt wird.

Fordergegenstande

Schaffung und Sanierung von 6ffentlichen Flachen (z.B. Begegnungszonen, Platze,

Grin- und Freiflachen, Spiel- und Bewegungsplatze, etc.)

Materielle und immaterielle MaRnahmen zur Revitalisierung und Sanierung oder
Um- und Weiterbau von leerstehenden, fehl- oder mindergenutzten Gebauden, die
im offentlichen Eigentum der Gemeinde oder von ihr beherrschter Rechtstrager
stehen
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2523 Materielle und immaterielle MaRnahmen zur Revitalisierung und Sanierung oder
Um- und Weiterbau von regionaltypischen und baukulturell wertvollen Gebaduden

(ausgenommen geforderter Wohnbau)

25.2.4 Materielle und immaterielle MaRnahmen zur Revitalisierung, Sanierung oder Um-
und Weiterbau von leerstehenden, fehl- oder mindergenutzten Gebauden, die nicht
im 6ffentlichen Eigentum sind (ausgenommen geférderter Wohnbau), fir die aber
(bei Mischnutzung zumindest teilweise) ein 6ffentliches Nutzungsinteresse besteht.

25.3 Forderwerbende Personen

25.3.1 Natirliche Personen, eingetragene Personengesellschaften, juristische Personen
(inkl. Gemeinden und Gemeindeverbande); hinsichtlich Fordergegenstand gemaf
Punkt 25.2.2 ausschlieBlich Gemeinden und Gemeindeverbande.

25.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
Férdervoraussetzungen
2541 Das Projekt wird im landlichen Gebiet umgesetzt.

25.4.2 Investitionen in Infrastrukturen mit Gesamtkosten tber fiinf Mio. EUR (netto), die
nicht in der Lokalen Entwicklungsstrategie der LEADER-Regionen enthalten sind, sind
nicht forderfahig.

25.4.3 Das Projekt muss im &ffentlichen Interesse sein. Offentliches Interesse liegt vor,
wenn der Nutzen fiir das Gemeinwohl Giber dem von Individualinteressen der

Eigentlimer steht.

25.4.4 Bestandsgebdude missen ein Alter von mind. 15 Jahre ab dem Zeitpunkt der

Benltzungsbewilligung oder Fertigstellungsanzeige aufweisen.

2545 Das Projekt muss den Zielsetzungen des Fordergegenstandes 26.2.2 -1. der
FordermaBnahme ,Reaktivierung des Leerstands durch Bewusstseinsbildung &
Beratung, Entwicklungskonzepte & Management zur Stadt- und Ortskernstarkung”

entsprechen.

25.4.6 Das Forderobjekt liegt innerhalb der definierten Orts- und Stadtkernabgrenzung. Die
Abgrenzung von Orts- und Stadtkernen hat gemaR der Empfehlung 3 zur Erstellung
von Orts- bzw. Stadtkernabgrenzungen und dem Anhang — Abgrenzung von Orts-
und Stadtkernen der Fachempfehlungen der OREK-Partnerschaft zur Starkung von

Orts- und Stadtkernen in Osterreich?? zu erfolgen.

22 https://www.oerok.gv.at/fileadmin/user_upload/Bilder/2.Reiter-
Raum u. Region/1.0EREK/OEREK 2011/PS Orts Stadtkerne/BROSCHUERE FINAL Fachempfehlung
en Ortskerne gedruckt.pdf
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25.4.7 Hinsichtlich Férdergegenstand gemaR Punkt 25.2.2 und Punkt 25.2.4 zusatzlich: Beim
Forderobjekt handelt es sich um einen Leerstand oder eine Fehl- oder

Mindernutzung.

25.4.8 Leerstand betrifft bebaute und unbebaute Immobilien, die nicht, unzureichend oder
zweckentfremdet genutzt werden. Sie besitzen das Potential neu, mehr oder besser
genutzt zu werden und damit einen Mehrwert fiir den Ortskern und die

Eigentimer:innen zu generieren und das Umfeld aufzuwerten.

2549 Das offentliche Nutzungsinteresse fiir Projekte gemaR Punkt 25.2.4 ist durch einen
Nutzungsvertrag und ein Nutzungskonzept, den die férderwerbende Person mit der
Eigentiimerin oder dem Eigentiimer abschlieRt, nachzuweisen. Zusatzlich muss das

Objekt (ausdricklich oder konkludent) im Integrierten

oder Vergleichbarem verankert sein.

Auflagen

25.4.10 Im Fall der Errichtung oder Erweiterung eines Gebadudes im Fordergegenstand gemaR
Punkt 25.2.2 und Punkt 25.2.4 (ausgenommen Denkmalschutz oder andere
gesetzliche Grundlagen) sind der Standard , Niedrigstenergiegebdude” nach Art. 12
der Vereinbarung gemal Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Landern tber
MaRnahmen im Gebaudesektor zum Zweck der Reduktion des AusstoRRes an
Treibhausgasen (BGBI. Il Nr. 251/2009 i.d.g.F.) sowie die landesrechtlichen Vorgaben
gemal Bauordnung (OIB-RL 6) einzuhalten.

25.4.11 Die Umsetzung des Projekts geschieht in Abstimmung mit den zustandigen

Fachabteilungen des Bundeslandes.

25.5 Forderfahige Kosten

25.5.1 Investitionskosten; unbare Eigenleistungen werden nicht geférdert.
25.5.2 Es gilt eine Kostenuntergrenze von EUR 10.000 (netto) und eine Kostenobergrenze
von

1. EUR 700.000 (netto) fur Projekte gemaR Punkt 25.2.1 und Punkt 25.2.2
2. EUR 1.000.000 (netto) fir Projekte gemaR Punkt 25.2.3
3. EUR 400.000 (netto) fiir Projekte gemals Punkt 25.2.4.

25.6 Art und AusmaR der Forderung

25.6.1 Es wird ein Zuschuss zu den férderféhigen Investitionskosten im AusmaR von 65%
gewahrt.
25.6.2 Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen erfolgt unter

Heranziehung des Art. 55 der Verordnung (EU) 2022/2472.
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Zusatzlich zu den Vorgaben des Art. 55 sind die allgemeinen Freistellungsvorausset-

zungen — siehe Punkt 1.7.5.1 — zu beachten.

25.6.3 Liegen die beihilferechtlichen Voraussetzungen nicht vor, wird der Zuschuss als De-
minimis-Beihilfe gemaR Verordnung (EU) bzw. im Zusammenhang mit

Dienstleistungen im allgemeinen wirtschaftlichen Interesse gemaR Verordnung (EU)

gewahrt.

25.7 Férderabwicklung

25.7.1 Forderantrage konnen im Rahmen eines Aufrufverfahrens elektronisch tber die

Website ,www.eama.at” eingereicht werden.

25.7.2 Bewilligende Stellen sind in allen Bundesldandern die Landeshauptleute. Die Priifung
der jeweiligen Mindestanforderungen der insbesondere in den Fachempfehlungen
der OREK- Partnerschaft zur Stiarkung von Orts- und Stadtkernen in Osterreich zu
Grunde liegenden Voraussetzungen obliegt den zustdandigen Behorden der

Bundeslander.

Seite 162 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur

Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

26 Reaktivierung des Leerstands durch Be-
wusstseinsbildung & Beratung, Enwick-
lungskonzepte & Management zur Orts-

und Stadtkernstarkung — (77-04) 1]

26.1 Ziele

26.1.1 Das Ziel ist die (Wieder-)Belebung von Orts- und Stadtkernen durch deren
Attraktivierung und Reaktivierung von Leerstdnden. Entsprechend dem spezifischen
GAP-Ziel 8 der Verordnung (EU) 2021/2115 wird ein Beitrag zur Starkung der lokalen
Entwicklung, der lokalen Wirtschaftsentwicklung und damit der Beschaftigung
geleistet und durch die Verbesserung der lokalen Entwicklung, insbesondere der
Erreichbarkeit (kurze Wege) von Einrichtungen der Daseinsvorsorge wird auch die

Inklusion von Menschen mit eingeschrankter Mobilitat gestarkt.

26.1.2 Weiters tragt die FérdermalRnahme dazu bei - im Sinne des Green Deals - die
Flacheninanspruchnahme, welche durch fortschreitende Siedlungserweiterungen
verursacht wird, zu reduzieren. So werden landwirtschaftliche Flachen langfristig

gesichert und ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet.

26.1.3 Andererseits wird die soziale und wirtschaftliche Infrastruktur der Orte einer Region
verbessert und als Wirtschafts-, Lebens- und Erholungsraum attraktiviert. Durch die
verbesserte fullldufige Erreichbarkeit wird neben dem Beitrag zur Inklusion auch die
regionale Wirtschaft gestarkt, wenn aus unattraktivem Leerstand ein attraktiver
Raum fir KMUs im Gewerbe- und Dienstleistungsbereich, inklusive der Startup-

Szene, zur Verfligung gestellt wird.

26.2 Fordergegenstiande

26.2.1 MaRnahmen zur Sensibilisierung und Bewusstseinsbildung von Biirgerinnen,
Blirgern, Gemeindevertreterinnen, Gemeindevertretern und Gewerbetreibenden fir
die Thematik der Stadt- und Ortskernstarkung

26.2.2 Ausarbeitung und Aktualisierung von Planen:

1. Integriertes Stadtebauliches Entwicklungskonzept oder vergleichbare Konzepte
(entsprechend der Empfehlung 4 und 5 der OREK-Partnerschaft zur Stirkung von
Orts- und Stadtkernen in Osterreich - Leitbildprozesse auf Basis einer Biirgerbetei-

ligung)
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2. Orts- und Stadtkernabgrenzung (entsprechend der Empfehlung 3 zur Erstellung
von Orts- bzw. Stadtkernabgrenzungen der OREK-Partnerschaft zur Stirkung von
Orts- und Stadtkernen in Osterreich)

3. Leerstands- und Brachflachenerhebung

26.2.3 Management und Begleitung von Prozessen zur Starkung von Orts- und Stadtkernen
durch

1. Anstellung/Beauftragung eines Managers/einer Managerin
2. Zukauf von externer Fachexpertise

26.2.4 Beratungs- und Planungsleistungen zu Revitalisierungs-, Sanierungs- oder Um- und
Weiterbaumallnahmen von leerstehenden, fehl- oder mindergenutzten

Bestandsgebaduden innerhalb der Orts- und Stadtkernabgrenzung

26.3 Forderwerbende Personen

26.3.1 Zusammenschliisse mit oder ohne eigene Rechtspersdnlichkeit, mit der Beteiligung
von mindestens zwei Gemeinden oder von ihr beherrschten Rechtstragern, die im

raumlichen und funktionalen Zusammenhang stehen

26.4 Fordervoraussetzungen und Auflagen
Fordervoraussetzungen
26.4.1 Das Projekt wird im landlichen Gebiet umgesetzt.

26.4.2 Es handelt sich um ein gemeinsames Forderprojekt von lokalen Zusammenschliissen
von mind. zwei Gemeinden, oder von Gemeindeverbanden/-kooperationen oder von
Regionalen Zusammenschlissen (z.B. Lokale Aktionsgruppen), oder Einrichtungen
der Lander mit der Aufgabe der Regionalentwicklung. Fiir den Fordergegenstand
gemal Punkt 26.2.2 werden zwar die Pauschalen pro Gemeinde ausgewiesen, es
missen sich die betroffenen Gemeinden bei der Durchfiihrung des Projekts

abstimmen.

26.4.3 Es handelt sich um eine neue Form der Zusammenarbeit, oder um bestehende

Formen der Zusammenarbeit bei Aufnahme einer neuen Tatigkeit.

2644 Im Falle einer Personenvereinigung ohne eigene Rechtspersonlichkeit (GesbR) ist ein
schriftlicher Kooperationsvertrag zumindest fiir die Dauer der Zusammenarbeit

erforderlich.

26.4.5 Fiir Projekte gemal} Punkt 26.2.2 -1. muss ein verbindlicher Beschluss im zustandigen
Gremium (z.B.: Gemeinden bzw. Gemeindeverband) Gber die Durchfiihrung des

Planungs- bzw. Leitbildprozesses vorliegen.
26.4.6 Zusatzliche Fordervoraussetzungen fiir Projekte gemaf Punkt 26.2.3:

1. Vorliegen eines Integrierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzepts oder eines
vergleichbaren Konzepts
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26.4.7

26.4.8

26.4.9

26.4.10

26.5
26.5.1

26.5.2

2. Bei Nichtvorliegen eines Integrierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzepts oder
eines vergleichbaren Konzepts ist die Begleitung zur Erreichung der Férdervoraus-
setzung durch Fordergegenstand gemals Punkt 26.2.3 zuldssig; das Projekt kann
nur bedingt genehmigt werden.

3. Das Projekt bezieht sich auf eine Region (beteiligte Gemeinden am Projekt) von
mindestens 1.000 Einwohner:innen.

Zusatzliche Fordervoraussetzung fir Projekte gemaR Punkt 26.2.4: Vorliegen eines

Integrierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzepts oder eines vergleichbaren

Konzepts

Auflagen

Bei der Erstellung des Integrierten Stadtebaulichen Entwicklungskonzepts oder
vergleichbarer Konzepte (entsprechend der Empfehlung 4 und 5 der OREK-
Partnerschaft zur Starkung der Orts- und Stadtkerne) ist die rdumliche Auswirkung
der Digitalisierung und die multifunktionale Nutzung im Bereich Daseinsvorsorge zu
bericksichtigen.

Als Nachweise fir die Erfillung der mit dem Management verbundenen Aufgaben
gemaR Punkt 26.2.3 -1 werden unter anderem folgende Tatigkeiten herangezogen:

1. Starkung des Problembewusstseins bei relevanten Akteur:innen und Bevdlkerung

2. Offentlichkeits- und Pressearbeit, um in der Bevélkerung das Bewusstsein fiir Leer-
stand zu scharfen und die Betroffenheit aufzuzeigen

Vernetzung von relevanten lokalen/regionalen Akteur:innen
Erfassen und Verwalten von verfiigbarem und potentiellem Leerstand
Entwicklung von Projekten und MalRnahmen zur Aktivierung von Leerstanden

o v kW

Berlicksichtigung von gemeinschaftlichen Betreibermodellen oder der multifunk-
tionalen Nutzung im Bereich Daseinsvorsorge

7. Betreuung von Standortsuchenden und Netzwerkpartner: innen
8. Weitere Koordinationsaufgaben

Bestandsgebdude mussen ein Alter von mind. 15 Jahren ab dem Zeitpunkt der

Benlitzungsbewilligung oder Fertigstellungsanzeige aufweisen.

Forderfahige Kosten

Sachkosten und Personalkosten sowie im untergeordneten Ausmal (max. 20 %)

Kosten fiir begleitende Investitionen
Kostenobergrenzen fiir Projekte gemafd Punkt 26.2.2 -1.:

1. bis 3.000 EW pro Gemeinde: max. 45.000 EUR netto

2. 3.001 bis 5.000 EW pro Gemeinde: max. 65.000 EUR netto

3. 5.001 bis 15.000 EW pro Gemeinde: max. 100.000 EUR netto
4

Uber 15.000 EW bis EW pro Gemeinde: max. 150.000 EUR netto
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26.5.3

26.5.4

26.5.5

26.5.6

26.5.7

26.6

26.6.1

Kostenobergrenzen fiir Projekte gemaR Punkt 26.2.2 -2.:

1.
2.
3.

4,

bis 3.000 EW pro Gemeinde: max. 13.500 EUR netto
3.001 bis 5.000 EW pro Gemeinde: max. 19.500 EUR netto
5.001 bis 15.000 EW pro Gemeinde: max. 30.000 EUR netto

Uber 15.000 EW bis EW pro Gemeinde: max. 45.000 EUR netto

Kostenobergrenzen fiir Projekte gemaf Punkt 26.2.2 -3.:

1
2
3.
4

bis 3.000 EW pro Gemeinde: max. 9.500 EUR netto
3.001 bis 5.000 EW pro Gemeinde: max. 13.000 EUR netto
5.001 bis 15.000 EW pro Gemeinde: max. 20.000 EUR netto

Uber 15.000 EW bis EW pro Gemeinde: max. 30.000 EUR netto

Kostenpauschalen fiir Projekte gemal Punkt 26.2.3 -1.:

1.

Bei kooperierenden Gemeinden/einer Region mit einer Gesamtbevélkerungszahl
von 1.000 bis 3.000 EW: 35.000 EUR/Jahr fiir ein halbes VZA

Bei kooperierenden Gemeinden/einer Region mit einer Gesamtbevolkerungszahl
von 3.001 bis 15.000 EW: 70.000 EUR/Jahr fiir ein ganzes VZA

Bei kooperierenden Gemeinden/einer Region mit einer Gesamtbevélkerungszahl
von > 15.000 EW: 105.000 EUR/Jahr fiir ein ganzes und ein halbes VZA

Kostenobergrenzen fiir Projekte gemals Punkt 26.2.3 -2.:

1.

Bei kooperierenden Gemeinden/einer Region mit einer Gesamtbevélkerungszahl
von 1.000 bis 3.000 EW: max. 8.000 EUR/Jahr netto

Bei kooperierenden Gemeinden/einer Region mit einer Gesamtbevélkerungszahl
von 3.001 bis 15.000 EW: max. 16.000 EUR/Jahr netto

Bei kooperierenden Gemeinden/einer Region mit einer Gesamtbevélkerungszahl
von > 15.000 EW: max. 24.000 EUR/Jahr netto

Bei Kostenpauschalen entfallt die Gemeinkostenpauschale gemal § 65 Abs. 4 GSP-

AV.

Art und Ausmal der Forderung

Es wird ein Zuschuss zu den férderfahigen Kosten im Ausmalf’ von 65 % gewahrt. Fir

Projekte gemaR Punkt 26.2.3 ist eine Aufstockung des Zuschusses mit Landesmitteln

auf eine Forderintensitat von bis zu 75 %, in begriindeten Ausnahmefallen fir

finanzschwache Gemeinden bis zu 90 %, zulassig.

Eine Aufstockung des Zuschusses wird auf Basis des Kriteriums Finanzkraft

(eingenommene Abgaben pro Einwohner, die die Gemeinden laut Statistik Austria

erhalten hat, letztes verfliigbares Jahr; in der Folge als Abgaben bezeichnet) gewahrt.

Tourismusintensive Gemeinden mit mehr als 750.000 Nachtigungen pro Jahr werden

bei der Ermittlung nicht berticksichtigt. Eine Férderintensitat von 90 % kann allen im

Forderantrag beteiligten Gemeinden gewahrt werden, wenn der Durchschnitt der
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26.6.2

26.7

26.7.1

26.7.2

Abgaben aller beteiligten Gemeinden — ausgenommen tourismusintensive
Gemeinden - eines Forderantrages unterhalb des Durchschnitts der Abgaben aller
Gemeinden im Landlichen Gebiet eines Bundeslandes (ohne Berlicksichtigung der
tourismusintensiven Gemeinden) liegt. Eine Férderintensitat von 75% kann allen im
Forderantrag beteiligten Gemeinden gewahrt , wenn der Durchschnitt der
Abgaben aller beteiligten Gemeinden — ausgenommen tourismusintensive
Gemeinden — eines Forderantrages maximal 5 % tGber dem Durchschnitt der
Abgaben aller Gemeinden im Landlichen Gebiet eines Bundeslandes (ohne

Bericksichtigung der tourismusintensiven Gemeinden) liegt.

Die Forderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen erfolgt als De-

minimis-Beihilfe unter den Voraussetzungen der Verordnung (EU)

Forderabwicklung

Forderantrage konnen im Rahmen eines Aufrufverfahrens elektronisch lber die

Website ,www.eama.at” eingereicht werden.

Bewilligende Stellen sind in allen Bundesldandern die Landeshauptleute. Die Priifung
der jeweiligen Mindestanforderungen der insbesondere in den Fachempfehlungen
der OREK- Partnerschaft zur Starkung von Orts- und Stadtkernen in Osterreich zu
Grunde liegenden Voraussetzungen obliegt den zustiandigen Behorden der

Bundeslander.
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27 Investitionen zur Erhaltung, Wiederher-
stellung und Verbesserung des natiurli-

chen Erbes (73-15) 5]

27.1 Ziele

27.11 Beitrag zur Erhaltung, Verbesserung und Wiederherstellung von naturschutzfachlich
wertvollen Flachen, die schiitzenswerte Lebensraumtypen oder Arten aufweisen.
Dabei soll ein Beitrag zur Erreichung der Ziele der FFH-Richtlinie 92/43/EWG, der
Vogelschutz-Richtlinie 2009/147/EG, der Wiederherstellungsverordnung 2024/1991,
der Osterreichischen Biodiversitatsstrategie 2030 und deren rechtliche
Umsetzungsinstrumente, der Landesnaturschutzgesetze und -strategien, der
Nationalparkgesetze und der 6sterreichischen Nationalparkstrategie, der Natur- und
Biosphiarenparkstrategien, dem Aktionsplan Neobiota, der Moorstrategie Osterreich
2023+ oder der Ziele von internationalen Naturschutziibereinkommen (Bonner

Konvention, Berner Konvention, Ramsar-Ubereinkommen) geleistet werden.

27.1.2 Management von Schutzgebieten.
27.1.3 Management von invasiven Neobiota.
27.1.4 Beitrag zum Klimaschutz und zur Klimawandelanpassung durch

biodiversitatsfordernde MalRhahmen.

27.15 Schaffung und Verbesserung von naturvertraglichen Angeboten zur
landschaftsgebundenen Erholung, der Besucherlenkung und der

Bewusstseinsbildung zum Thema Naturschutz.
27.1.6 Starkung der Digitalisierung und von Innovationsprozessen im Naturschutz.

27.1.7 Inwertsetzung des Naturschutzes als Beitrag fir die regionale Wertschépfung.

27.2 Fordergegenstiande

27.2.1 Investitionen zur Verbesserung, Wiederherstellung oder Neuanlage wertvoller

Lebensraume und Habitate von naturschutzrelevanten Arten

27.2.2 Investitionen zur Verbesserung, Wiederherstellung oder Neuanlage wertvoller
kulturlandschaftspragender Objekte zur Verbesserung des Landschaftsbildes oder

zur Lebensraumvernetzung

27.2.3 Investive MaBnahmen zum Management von invasiven Neophyten und Neozoen

Seite 168 von 172



Sonderrichtlinie des Bundesministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Klima- und Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft zur
Umsetzung von ProjektmaRnahmen der Landlichen Entwicklung im Rahmen des GAP-Strategieplan Osterreich 2023-2027

27.2.4 Aufwendungen und grundbicherliche Sicherstellung fiir Grunderwerb, Anpachtung
von Flachen oder Erwerb von Nutzungsrechten, die fiir die Sicherung oder
Entwicklung naturschutzfachlich wertvoller Flachen oder Strukturen erforderlich

sind.

27.2.5 Investitionen in Anlagen und Objekte inklusive deren Konzeption, die der
landschaftsgebundenen Erholung, der Besucherlenkung, der Inwertsetzung von
Gebieten mit hohem Naturwert sowie der Wissensvermittlung und

Bewusstseinsbildung dienen.

27.2.6 Investive MaRnahmen fiir IT oder Datenverarbeitungssysteme (z.B. Datenbanken),

die zum Management von geschiitzten Arten oder Lebensraumen beitragen.

27.3 Forderwerbende Personen

2731 Natirliche Personen, juristische Personen (inkl. Gebietskorperschaften sowie
Korperschaften und Anstalten 6ffentlichen Rechts), eingetragene

Personengesellschaften, Personenvereinigungen.

27.3.2 Das Verbot der Forderung von Gebietskorperschaften gemafd Punkt 1.4.3 kommt

nicht zur Anwendung.

27.4 Fordervoraussetzungen

2741 Das Projekt steht im Einklang mit naturschutzfachlichen Zielsetzungen oder

vergleichbaren relevanten Strategien gemal Pkt. 27.1.1

27.4.2 Flr Kosten flir Grunderwerb gilt Folgendes: erfolgt der Grundankauf im 6ffentlichen
Interesse aus Griinden des Naturschutzes ist — sofern rechtlich moglich - im
Grundbuch eine Dienstbarkeit oder Reallast zur naturschutzfachlichen Nutzung
einzutragen. Bei Ankauf oder Anpachtung von Grund und Boden ist das ortsiibliche
Preisniveau nachzuweisen. Erfolgt der Ankauf oder die Anpachtung liber diesem

Niveau, werden die Kosten gedeckelt.

Nebenkosten, wie z.B. Notariatskosten, Gutachten, Kennzeichnung, kénnen zur
Ganze angerechnet werden. Die Notwendigkeit der uneingeschrankten

Beriicksichtigung dieser Kosten ist im Forderungsantrag spezifisch zu begriinden.

2743 Abgrenzung zu Projekten auf Landerebene:
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27.5

27.5.1

27.6

27.6.1

27.6.2

27.7

27.7.1

27.7.2

Es handelt sich um Projekte von bundesweiter Bedeutung oder um
bundeslanderibergreifende Projekte, welche mindestens 5 Bundeslander umfassen,
und die - zur Erreichung bundesweiter Ziele im Biodiversitatsschutz dienen und zur
Umsetzung internationaler Verpflichtungen in diesem Bereich beitragen
(Ubereinkommen {iber die biologische Vielfalt, Ramsar Konvention zum Schutz der
Feuchtgebiete, Bonner Konvention, Berner Konvention) —sowie insbesondere zur
Umsetzung der Wiederherstellungsverordnung, sowie zum Biodiversitatsschutz im
Rahmen der nationalen Biodiversitatsstrategie, ihrer Aktionsplane und zur
Erreichung der darin vereinbarten Ziele beitragen. Projekte von
Nationalparkverwaltungen gelten im Rahmen dieser Sonderrichtlinie als Projekte von

bundesweiter Relevanz.

Forderfahige Kosten

Fir alle Fordergegenstande: nichtproduktive Investitionskosten und damit

verbundene Planungskosten sowie investitionsgebundene Personalkosten.

Art und Ausmal} der Forderung

Es wird ein Zuschuss zu den forderfahigen Personal- und Investitionskosten im

Ausmal’ von 100 % der forderfahigen Kosten gewahrt.

Die nationale Kofinanzierung der Projekte erfolgt aus Bundesmitteln.

Forderungsabwicklung

Forderantrage konnen im Rahmen von Aufrufen elektronisch liber die Website

,WwWw.eama.at” bei der AMA eingereicht werden.

Das BMLUK ist Bewilligende Stelle.
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Ubersicht iiber die Beilagen zur Sonderrichtlinie LE-Projektforderungen

Beilage 1:

Beilage 2:
Beilage 3:
Beilage 4:

Beilage 5:
Beilage 6:

Beilage 7:
Beilage 8:

Beilage 9:

Beilage 10:

Beilage 11:

Beilage 12:
Beilage 13:

Beilage 14:

Beilage 15:

Merkblatt ,,Standards fir Besonders tierfreundliche Haltung und NH3-
Minderung fir eine erhéhte Forderung”

Merkblatt , Forderstandards fir die Tierhaltung und NH3-Minderung”
Investitionen zur Verbesserung der Klima- und Umweltwirkung
Spezifizierungen, Bewertungen und Obergrenzen fiir forderfahige Kosten

Bestatigung - Lenkeinrichtungen fir Parallelfahrsysteme
[entfallt]

Projektbeurteilung fiir Maschinen und Gerate

Betriebskonzept

OKL-Merkblatt Nr. 24/idgF — Diingersammelanlagen fiir Wirtschaftsdiinger
Dichtheitsattest

OKL-Merkblatt Nr. 24a/ idgF — Kompostierung von Stallmist, Ernte- und Lager-

resten
OKL-Merkblatt Nr. 96/2021 — Ersatzstromversorgung in der Landwirtschaft
Pauschalkostensatze

Kennzahlen-Berechnungsblatt fiir die Filhrung von gesamtbetrieblichen Auf-

zeichnungen (FérdermalRnahme 75-01)

Prazisierung der notwendigen padagogisch didaktischen Kompetenzen im Aus-
maR von 40 UE gemaR Punkt 24.5.1.2
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	1.9.2.4 Die Bewilligenden Stellen erfüllen folgende Aufgaben:
	1.9.3.1 Die forstliche Landesförderungskonferenz stimmt zumindest jährlich die forstfachlichen, naturschutzfachlichen und wasserbautechnischen Aspekte der forstlichen Förderung mit den jeweiligen Landesdienststellen sowie den Dienststellen gemäß § 102...
	1.9.3.2 Aufgaben der forstlichen Landesförderungskonferenz im Rahmen des GSP sind:
	1.9.3.3 Die Beschlüsse der forstlichen Landesförderungskonferenz betreffend Fördermaßnahmen des GSP bedürfen der Zustimmung des BMLUK und sind der Zahlstelle mitzuteilen.
	1.9.5.1 Es gelten die Bestimmungen der §§ 77, 78 und 81 GSP-AV.
	1.9.5.2 Ist die Beantragung eines Projekts in einer Fördermaßnahme nach Inkrafttreten der Fördermaßnahme gemäß Punkt 1.20 noch nicht auf elektronischem Wege möglich, hat die Zahlstelle die notwendigen (Ersatz-)Maßnahmen zur Ermöglichung einer Antragst...
	1.9.5.3 Die Antragstellung für eine Personenvereinigung ohne eigene Rechtspersönlichkeit hat durch eine einzige vertretungsbefugte Person zu erfolgen.
	1.9.5.4 Irrtümlich in der falschen Fördermaßnahme eingereichte Förderanträge sind unter Wahrung des Einreichdatums der richtigen Fördermaßnahme zuzuordnen bzw. an die zuständige Bewilligende Stelle weiterzuleiten.
	1.9.5.5 Gemeinschaftlicher Rahmenantrag
	In der Fördermaßnahme Waldbewirtschaftung (73-04) ist eine Antragstellung durch einen „Gemeinschaftlichen Rahmenantrag“ möglich, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:
	1.9.5.6 Diese dem Förderantrag zugrundeliegende Sonderrichtlinie samt deren integrierten Bestandteilen bildet einen Teil des Vertrags, der durch die Genehmigung des Förderantrags durch die Bewilligende Stelle zwischen der förderwerbenden Person und de...
	1.9.6.1 Die Bewilligende Stelle hat das Projekt insbesondere hinsichtlich folgender Punkte schriftlich zu beurteilen und die dafür erforderlichen Verwaltungskontrollen gemäß § 89 GSP-AV durchzuführen:
	1.9.6.2 Fördergutachten
	1.9.6.3 Auswahlverfahren
	Die Auswahlkriterien samt dem anzuwendenden Beurteilungsschema und das jeweilige Auswahlverfahren sind im Dokument „Auswahlverfahren und Auswahlkriterien für Projektmaßnahmen im Rahmen des GAP-Strategieplan Österreich 2023 - 2027“ des BMLUK auf der Ho...
	1.9.7.1 Es gelten die Bestimmungen des § 92 GSP-AV.
	1.9.7.2 Die Bewilligende Stelle hat die förderwerbende Person von der Genehmigung oder Ablehnung unverzüglich nach der Entscheidung - im Falle der (teilweisen) Ablehnung unter Angabe der Gründe - schriftlich zu verständigen.
	1.9.7.3 Aus der Genehmigung des Förderantrags entsteht der förderwerbenden Person noch kein Rechtsanspruch auf die tatsächliche Auszahlung der maximalen Förderung, sondern die Auszahlung hängt von der positiven Entscheidung über den Zahlungsantrag ab.
	1.9.8.1 Es gelten die Bestimmungen gemäß §§ 83, 87, 14 und 15 GSP-AV.
	1.9.8.2 Die förderwerbende Person ist darüber hinaus verpflichtet, jede weitere nachträgliche Beantragung einer Förderung für dasselbe Projekt der Bewilligenden Stelle mitzuteilen.
	1.9.8.3 Die förderwerbende Person hat die Fertigstellung des Projekts der Bewilligenden Stelle binnen angemessener Frist bekannt zu geben. Bei baulichen Projekten ist die nach den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen vorgesehene behördliche Abnah...
	1.9.9.1 Es gelten die Bestimmungen der §§ 77, 78, 82 und 93 GSP-AV.
	1.9.9.2 Kürzungen aufgrund von Verwaltungssanktionen:
	Es gelten die Bestimmungen der §§ 98 und 99 GSP-AV.
	1.9.11.1 Es gelten die Bestimmungen des § 103 GSP-AV.
	1.9.11.2 Die Auszahlung erfolgt durch Überweisung auf das von der förderwerbenden Person im Antrag angegebene Namenskonto durch die Zahlstelle im Namen und auf Rechnung des BMLUK nach Maßgabe der Verfügbarkeit der EU-, Bundes- und Landesmittel.
	1.9.12.1 Die Zahlstelle legt mittels einer Arbeitsanweisung an die Bewilligende Stelle die Fristen des jeweils spätesten Zahlungseingabetermins für den dazugehörigen Auszahlungstermin fest. Diese Meldungen bilden die Grundlage für die Mittelanforderun...
	1.9.12.2 Die Bewilligende Stelle erstellt über das abgelaufene EU-Haushaltsjahr auf Grundlage eines von der Zahlstelle vorgegebenen Musters einen Jahresbericht, der bis spätestens 10.11. des jeweiligen Jahres an die Zahlstelle zu übermitteln ist.
	1.9.12.3 Dieser Jahresbericht enthält einerseits im Hinblick auf die Verantwortlichkeit der Zahlstelle eine Beschreibung der durchgeführten Projekte, eine Bescheinigung über die Förderfähigkeit der genehmigten Förderanträge und eine Erklärung, dass di...

	1.10 Kontrolle und Prüfungen
	1.11 Zusätzliche Bestimmungen für Agrarinvestitionskredite (AIK)
	1.11.1.1 Zinsenzuschüsse zu Agrarinvestitionskrediten können allein oder in Zusammenhang mit einem Zuschuss für Investitionen im Rahmen dieser Sonderrichtlinie gewährt werden, soweit dies im Besonderen Teil vorgesehen ist. Wird ein Zinsenzuschuss zusä...
	1.11.1.2 Für die Berechnung des tilgungsplanmäßigen Zinsenzuschusses ist für die gesamte Kreditlaufzeit der jeweils geltende Bruttozinssatz gemäß Punkt 1.11.1.3, höchstens aber 4,5 % p.a. heranzuziehen.
	1.11.1.3 Zinsenzuschüsse werden nur gewährt, sofern mit der förderwerbenden Person (Kreditnehmerin oder Kreditnehmer) folgende Verrechnungsmodalitäten vereinbart werden:
	1.11.4.1 Einbezogene Kreditinstitute
	Kreditinstitute mit Niederlassung in Österreich, in Tirol auch der Landeskulturfonds, (im Folgenden Kreditinstitute genannt), die die Bedingungen des BMLUK, unter denen eine Teilnahme an der Kreditaktion möglich ist, akzeptieren.
	Anträge auf einen Zinsenzuschuss sind im Zuge des Förderantrags zu stellen und gemäß § 4 GSP-AV einzureichen.
	1.11.5.1 Kreditzusage durch das Kreditinstitut
	Die Kreditzusage durch das Kreditinstitut erfolgt aufgrund seiner jeweiligen Geschäftsbedingungen und der wirtschaftlichen Ertragskraft der Kreditnehmerin oder des Kreditnehmers.
	1.11.5.2 Genehmigung des Zinsenzuschusses
	1.11.5.3 Auszahlungsermächtigung
	1.11.5.4 Stundung von Tilgungsraten oder Laufzeitverlängerungen:
	Wenn die Kreditnehmerin oder der Kreditnehmer vorübergehend unverschuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten ist, können Stundungen von max. zwei Tilgungsraten mit oder ohne gleichzeitige Laufzeitverlängerung bis max. ein Jahr über die ursprüngli...
	Das Ersuchen um Stundung oder Laufzeitverlängerung ist vor Fälligkeit der Rate der Bewilligenden Stelle vorzulegen und es ist das Ausmaß der Notlage betragsmäßig zu beziffern und durch geeignete Unterlagen zu belegen, für außerordentliche Stundungen k...
	[Satz entfällt]
	1.11.5.5 Verzichtsmeldungen
	1.11.5.6 Weitergeltung der Förderungszusage bei Kreditübertragungen
	[Satz entfällt]
	1.11.5.7 Kreditinstitutswechsel
	1.11.5.8 Sämtliche Änderungen der Förderbedingungen sind von der Bewilligenden Stelle in der Digitalen Förderplattform der AMA zu erfassen.
	1.11.6.1 Zinsenzuschüsse sind ohne Rückforderung einzustellen, wenn die geförderte Investition nach Ablauf der Behalteverpflichtung gemäß Punkt 1.5.4, aber noch während der Kreditlaufzeit, nicht mehr widmungsgemäß verwendet wird oder die förderwerbend...
	1.11.6.2 Die förderwerbende Person hat die Aufgabe der widmungsgemäßen Verwendung oder die Verwendungsänderung unverzüglich der Bewilligenden Stelle zu melden.
	1.11.6.3 Abweichend von Punkt § 72 GSP-AV beginnt die Behalteverpflichtung bei einem Projekt, welches ausschließlich mit einem Zinsenzuschuss gefördert wird, mit dem Datum der letzten Auszahlungsermächtigung der Bewilligenden Stelle.
	1.11.6.4 Ist ein Rückforderungstatbestand für einen Zuschuss zu einer Investition gegeben, gilt dieser auch für den Zinsenzuschuss, der zusätzlich zum Zuschuss oder an dessen Stelle gewährt wurde.

	1.12 Rückforderung
	1.13 Datenverarbeitung
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	2 Investitionen in die landwirtschaftliche Erzeugung (73-01)
	2.1 Ziele
	2.2 Fördergegenstände
	2.2.14.1 Investitionen in Diversifizierungsaktivitäten inkl. Be- und Verarbeitung sowie Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse (73-08):
	2.2.14.2 Sektorale Fördermaßnahmen im Bereich Imkerei (55-01 bis 55-08) und sektorale Fördermaßnahmen im Bereich Wein (58-01 bis 58-04):
	Bauliche Investitionen können in der gegenständlichen Fördermaßnahme und in der Fördermaßnahme Verarbeitung und Vermarktung (73-02) gefördert werden. Alle weiteren Investitionen in diesen Sektoren sind in der Ländlichen Entwicklung nicht förderfähig.
	2.2.14.3 Bei Mitgliedern von Erzeugerorganisationen im Sektor Obst- und Gemüse i.S. der Verordnung (EU) 2021/2115 sind Kosten, die im Rahmen des jeweiligen jährlichen Operationellen Programms förderfähig sind, von der Förderung im Rahmen dieser Förder...
	2.2.14.4 Photovoltaikanlagen werden in dieser Fördermaßnahme nicht gefördert.

	2.3 Förderwerbende Personen
	2.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	2.4.3.1 Zum Zeitpunkt der Antragstellung muss eine der folgenden Qualifikationen durch die förderwerbende Person oder durch zumindest einen beteiligten Gesellschafter vorliegen. Bei juristischen Personen (Kapitalgesellschaften) kann dieser Nachweis au...
	2.4.3.2 Land- und forstwirtschaftliche Berufserfahrung von mindestens 3 Jahren als Betriebsführer:in oder hauptberuflich bei der SVS mitversichertes Familienmitglied.
	2.4.3.3 Facharbeiter:innenprüfung eines der Lehrberufe des LFBAG idgF. – ausgenommen die Berufsjagdwirtschaft – oder eine höherwertige land- und forstwirtschaftliche Fachausbildung.
	Liegt der Nachweis einer Facharbeiter:innen- oder höheren Ausbildung zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht vor, so kann dieser bis spätestens zwei Jahre nach der Antragstellung erbracht werden. Diese Frist kann in begründeten Ausnahmefällen auf Antra...
	2.4.4.1 Die Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit des Projektes wird vor Genehmigung durch die Bewilligende Stelle oder von einer durch diese beauftragte Stelle im Wege einer Projektbeurteilung oder eines Betriebsplanes nach sachlichen Kriterien (po...
	2.4.4.2 Als Zieljahr ist das Jahr der Erreichung des vollen Produktionsumfanges im Rahmen des Projektes heranzuziehen.
	2.4.4.3 Bei Maschinen und Geräten der Außenwirtschaft wird die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und der Finanzierbarkeit anhand der Projektbeurteilung für Maschinen und Geräte (Beilage 7) vorgenommen. Eine Förderbarkeit ist gegeben, wenn die in der ...
	2.4.4.4 Die förderwerbende Person hat im Förderantrag alle dafür erforderlichen Angaben zu machen bzw. Unterlagen beizubringen.
	2.4.4.5 Für Investitionen in den Fördergegenständen Beregnung und Bewässerung (2.2.10) und Verbesserung der Klima- und Umweltwirkung (2.2.11) ist diese Beurteilung nicht erforderlich.
	2.4.5.1 Für Projekte mit förderfähigen Kosten über EUR 150.000 ist von der förderwerbenden Person ein Betriebskonzept vorzulegen. Ausgenommen davon sind die Fördergegenstände Beregnung und Bewässerung (2.2.10) und Verbesserung der Klima- und Umweltwir...
	2.4.5.2 Das Betriebskonzept hat mindestens folgende Bestandteile zu enthalten:
	2.4.6.1 Bauliche und technische Maßnahmen
	2.4.6.2 Stallbau
	2.4.6.3 Almwirtschaftliche Maßnahmen
	2.4.6.4 Jauche- und Güllegruben, Festmistlagerstätten, Kompostanlagen
	2.4.6.5 Maschinen, Geräte und Anlage
	2.4.6.6 Gemeinschaftlicher Erwerb von Maschinen
	2.4.6.7 Bauliche und technische Einrichtungen zur Beregnung und Bewässerung

	2.5 Förderfähige Kosten
	2.5.3.1 Die maximal förderfähigen Kosten (Kostenkontingent) beziehen sich auf die Förderperiode 2023 bis 2027.
	2.5.3.2 Das Kostenkontingent ist zusätzlich abhängig vom Standardoutput (SO) des Betriebes im Zieljahr. Bei für die Höhe des Kostenkontingentes irrelevanten Änderungen im Zieljahr kann von der BST auch das Ausgangsjahr zur Beurteilung verwendet werden.
	2.5.3.3 Die Betriebe erhalten bei Erfüllung der Fördervoraussetzungen (Bewirtschaftungsumfang lt. Pkt. 2.4.1 und berufliche Qualifikation lt. Pkt. 2.4.3) unabhängig vom Standardoutput ein Kostenkontingent von EUR 100.000.
	Bei einem Standardoutput ab EUR 6.000 bis EUR 10.000 erhalten Betriebe je EUR 1.000 Standardoutput ein zusätzliches Kostenkontingent von EUR 30.000, ab EUR 11.000 Standardoutput ein zusätzliches Kostenkontingent von EUR 10.000 je EUR 1.000 Standardout...
	2.5.3.4 Erfolgt die Förderung in Form eines Zinsenzuschusses, ist das Kostenkontingent mit dem doppelten Barwert des Zinsenzuschusses bei einem maximal geförderten Bruttozinssatz in Höhe von 4,5 % für den Agrarinvestitionskredit zu belasten.

	2.6 Art und Ausmaß der Förderung
	2.6.5.1 Die folgenden Zuschläge werden unter Beachtung der maximal zulässigen Förderintensität zusätzlich zum Investitionszuschuss gewährt. Die Zuschläge für Junglandwirt:innen und für Betriebe in den Erschwernisgruppen 3 und 4 sind miteinander nicht ...
	2.6.5.2 Die Kombination aus Investitionszuschuss und Zuschlägen zum Investitionszuschuss ist mit 35 % begrenzt. Ausgenommen sind besonders tierfreundliche Investitionen in der Schweinehaltung einschließlich Abferkelsysteme. Der dafür vorgesehene Inves...
	2.6.5.3 Keine Zuschläge werden für die Fördergegenstände 2.2.7, 2.2.10, 2.2.11, 2.2.12 und 2.2.13 gewährt.
	2.6.5.4 5 %-Punkte Zuschlag für Junglandwirt:innen
	2.6.5.5 5 %-Punkte Biozuschlag
	2.6.5.6 5 %-Punkte Zuschlag für Bergbauernbetriebe mit hoher Erschwernis
	2.6.7.1 Der Zinsenzuschuss auf das aushaftende Kreditvolumen beträgt 50 % des dem Kreditnehmer verrechneten Bruttozinssatzes
	2.6.7.2 Kredituntergrenze: EUR 20.000
	2.6.7.3 Kreditlaufzeit: min. 5 Jahre bis max. 20 Jahre

	2.7 Förderabwicklung

	3 Investitionen in die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse (73-02)
	3.1 Ziele
	3.2 Fördergegenstände
	3.3 Förderwerbende Personen
	3.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	3.5 Förderfähige Kosten
	3.6 Art und Ausmaß der Förderung
	3.6.4.1 Sofern es sich beim Enderzeugnis nicht um ein unter Anhang I des Vertrags fallendes landwirtschaftliches Erzeugnis handelt, gelten die Fördersätze gemäß Punkt 3.6.1, jedoch maximal die Obergrenzen gemäß Art. 17 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014...
	3.6.4.2 Ein geringfügiger Anteil von max. 10 % von Nicht-Anhang I Erzeugnissen an den gesamten Enderzeugnissen kann toleriert werden; die Zuordnung erfolgt nach wertmäßigen Kriterien.
	3.6.4.3 Erfüllt das Unternehmen der förderwerbenden Person die Kriterien der KMU-Definition nicht, sind die anteiligen Kosten des Projekts für nicht unter Anhang I des Vertrags fallende landwirtschaftliche Erzeugnisse herauszurechnen.

	3.7 Förderabwicklung
	3.7.2.1 Das „geblockte Auswahlverfahren“ stellt ausschließlich auf KMU im Sinne des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 unter Ausschluss des Art. 3 Abs. 4 ab.
	3.7.2.2 Beim „Aufruf“ können große Unternehmen (nicht-KMU) einbezogen werden, um auf branchenspezifische Wirkungen sowie horizontale Zielsetzungen im Verarbeitungs- und Vermarktungssektor abzustellen.


	4 Infrastruktur Wald (73-03)
	4.1 Ziele
	4.2 Fördergegenstände
	4.2.4.1 Investitionen zur Nachrüstung von technischen Monitoring- und Messprogrammen an vorhandener Schutzinfrastruktur
	4.2.4.2 Investitionen für Kleinmaßnahmen zum Flächen-und Muldenrückhalt für Wasser und Sedimente
	4.2.4.3 Investitionen zur Schaffung von Sedimentationsflächen und Sedimentdeponien
	4.2.4.4 Investitionen zum Aufbau von Wasserstellen im Wald zur Waldbrandprävention und -bekämpfung

	4.3 Förderwerbende Personen
	4.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	4.4.5.1 Vorlage eines dem Stand der Technik berücksichtigenden Projekts, inklusive eines einfachen Nutzungskonzeptes (Bewirtschaftung der erschlossenen Waldflächen)
	4.4.5.2 Projekte zur Errichtung von Forststraßen sind auf deren Zweckmäßigkeit zu prüfen und werden nur dann gefördert, wenn sie unter besonderer Berücksichtigung der vorhandenen Erschließungsdichte, des Geländes, der Besitzstruktur und sonstiger Brin...
	4.4.5.3 Projekte, die trotz gegebener technischer Anschlussmöglichkeit an ein bestehendes Forststraßennetz oder der Möglichkeit der Errichtung als Gemeinschaftsprojekt als Einzelprojekte geplant sind, werden nicht gefördert.
	4.4.5.4 Die förderwerbende Person ist verpflichtet, die Anschlussmöglichkeit für die Fortsetzung weiterer Erschließungen nach Maßgabe der Bestimmungen des Abschnittes V B Forstgesetz 1975 (Bringung über fremden Boden) zu gewähren. Die Bestimmungen des...
	4.4.5.5 Markierte Wege, die von einer [entfällt] Forststraße gekreuzt werden, sind in diese einzubinden.
	4.4.6.1 Instandsetzungsmaßnahmen müssen dem Stand der Technik entsprechen.
	4.4.6.2 Die förderwerbende Person ist verpflichtet, die Anschlussmöglichkeit für die Fortsetzung weiterer Erschließungen nach Maßgabe der Bestimmungen des Abschnittes V B Forstgesetz 1975 (Bringung über fremden Boden) zu gewähren. Die Bestimmungen des...
	4.4.6.3 Markierte Wege, die von einer Forststraße gekreuzt werden, sind in diese einzubinden.
	4.4.7.1 Die Errichtung der Holzlagerplätze erfolgt vorrangig auf versiegelten Flächen, beispielsweise auf aufgelassenen Industrieflächen.
	4.4.7.2 Der Ankauf oder die Pachtung von Grundstücken ist für die Errichtung von Holzlagerplätzen nicht förderfähig.
	4.4.8.1 Es ist von der örtlich zuständigen Dienststelle (Wildbach- und Lawinenverbauung) eine Bestätigung über das öffentliche Interesse am eingereichten Förderprojekt und über ausreichende, dem Stand der Technik entsprechende Planungsunterlagen einzu...
	4.4.8.2 Ein Projekt gemäß Punkt 4.2.4.2 darf ein Retentionsvolumen von 10.000 m³ nicht überschreiten.

	4.5 Förderfähige Kosten
	4.6 Art und Ausmaß der Förderung
	4.7 Förderabwicklung

	5 Waldbewirtschaftung (73-04)
	5.1 Ziele
	5.2 Fördergegenstände
	5.3 Förderwerbende Personen
	5.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	5.4.3.1 Mehr als 75 % der aufgeforsteten Pflanzen müssen sich an der natürlichen Waldgesellschaft orientieren.
	5.4.3.2 Die gepflanzten Baumarten müssen an die Umwelt- und Klimabedingungen des Gebietes angepasst sein.
	5.4.3.3 Bei Vorliegen einer flächenhaften Gefährdung des Bewuchses durch jagdbare Tiere gemäß § 16 Abs. 5 Forstgesetz 1975 ist eine Förderung nicht möglich.
	5.4.3.4 Wird das Projekt von einem Nutzungsberechtigten gemäß den jeweiligen landesrechtlichen Bestimmungen zu den Nutzungs- und Einforstungsrechten beantragt, muss eine schriftliche Zustimmung der Waldbesitzerin bzw. des Waldbesitzers zum Vorhaben vo...
	5.4.3.5 Bei Projekten gemäß Punkt 5.2.2 sind bei Einzelbaumförderungen (Totholz, Bruthöhlen-, Horst- und Biotopbäumen wie Schlaf- und Veteranenbäumen) maximal 400 Stück je Kategorie und je Betrieb und maximal fünf Stück je ha in der Periode 23-27 förd...
	5.4.3.6 Projekte werden nur gefördert, wenn für die geplante Aktivität keine Förderung aus dem Katastrophenfonds beantragt oder genehmigt wurde.

	5.5 Förderfähige Kosten
	5.6 Art und Ausmaß der Förderung
	5.7 Förderabwicklung

	6 Investitionen in überbetriebliche Bewässerung (73-05)
	6.1 Ziele
	6.2 Fördergenstände
	6.3 Förderwerbende Personen
	6.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	6.5 Förderfähige Kosten
	6.6 Art und Ausmaß der Förderung
	6.7 Förderabwicklung

	7 Investitionen in ökologische Verbesserungen und Maßnahmen zur Minderung des Hochwasserrisikos (73-06) – Verbesserung Wasserhaushalt
	7.1 Ziele
	7.2 Fördergegenstände
	7.3 Förderwerbende Personen
	7.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	7.5 Förderfähige Kosten
	7.6 Art und Ausmaß der Förderung
	7.7 Förderabwicklung

	8 Investitionen in ökologische Verbesserungen und Maßnahmen zur Minderung des Hochwasserrisikos (73-06) – ökologische Agrarinfrastruktur
	8.1 Ziel
	8.2 Fördergegenstände
	8.3 Förderwerbende Personen
	8.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	8.5 Förderfähige Kosten
	8.6 Art und Ausmaß der Förderung
	8.7 Förderabwicklung

	9 Investitionen in ökologische Verbesserungen und Maßnahmen zur Minderung des Hochwasserrisikos (73-06) – Verringerung Hochwasserrisiko
	9.1 Ziele
	9.2 Fördergegenstände
	9.3 Förderwerbende Personen
	9.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	9.5 Förderfähige Kosten
	9.6 Art und Ausmaß der Förderung
	9.7 Förderabwicklung

	10 Investitionen in gewässerökologische Verbesserung (73-07)
	10.1 Ziele
	10.2 Fördergegenstände
	10.3 Förderwerbende Personen
	10.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	10.5 Förderfähige Kosten
	10.6 Art und Ausmaß der Förderung
	10.7 Förderabwicklung

	11 Investitionen in Diversifizierungsaktivitäten inklusive Be- und Verarbeitung sowie Vermarktung landwirtschaft- licher Erzeugnisse (73-08)
	11.1 Ziele
	11.2 Fördergegenstände
	11.3 Förderwerbende Personen
	11.3.1.1 Bewirtschaftung von mindestens 3 ha landwirtschaftliche Fläche iS von§ 25 GSP-AV (inkl. anteiliger Flächen einer Gemeinschaftsalm oder Gemeinschaftsweide).
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	14.4.9.2 Dabei nicht genannte Abschlüsse sind bei Bedarf von den örtlich zuständigen land- und forstwirtschaftlichen Ausbildungsbehörden (LFAs) hinsichtlich einer zumindest dem Facharbeiter:innenniveau entsprechenden Ausbildung zu beurteilen und zu be...
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	Der frühestmögliche Beginn der Aufzeichnungen ist das Wirtschafts- bzw. Kalenderjahr, in dem die erste Niederlassung stattgefunden hat. Mit Aufzeichnungen ist spätestens im Wirtschafts- bzw. Kalenderjahr, welches der Antragstellung folgt, zu beginnen....
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	19.2.1.2 Im Rahmen von Kooperationsprojekten sind Anbahnung, Vorbereitung und Umsetzung der Projekte förderfähig. Die Aktivtäten innerhalb dieser Projekte lassen sich wie folgt gliedern:
	19.2.1.3 Als Kooperationspartner kommen in Frage:
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	19.4.7.1 Ergänzend zu den Bestimmungen der Punkte 19.4.1 bis 19.4.6 gelten für transnationale Kooperationsprojekte aus dem Bereich Kultur zusätzlich folgende Voraussetzungen, um ein Top Up zu erhalten:
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	19.7.6.3 Die LAG leitet die Anträge zur Anerkennung von Schirmprojekten, für die eine Beschlussfassung des Projektauswahlgremiums vorliegt, an die Bewilligende Stelle weiter. Auf Ebene des Schirms erfolgt keine Festlegung des Ausmaßes der Förderung.
	19.7.6.4 Für Unterprojekte eines Schirmprojekts gelten die gleichen Vorgaben zur Förderabwicklung wie für Projekte außerhalb eines Schirmprojekts.
	19.7.7.1 Die Bewilligende Stelle hat die Vollständigkeit des Förderantrags sowie das Vorliegen aller Fördervoraussetzungen zu prüfen und über den Förderantrag zu entscheiden.
	19.7.7.2 Eine Kostenanerkennung für das jeweilige Projekt ist ab dem Datum des positiven Beschlusses des PAG der LAG möglich.
	19.7.7.3 Im Falle eines Schirmprojekts übermittelt die Bewilligende Stelle ein Schreiben zur Anerkennung des Schirms. Das Schreiben enthält zumindest folgende Punkte:
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	21.2.2.2 Umsetzung von Kooperationsprojekten, welche die Entwicklung oder Testung neuer, veränderter oder verbesserter Erzeugnisse, Verfahren, Prozesse und Technologien in der Land- und Ernährungswirtschaft – einschließlich wissenschaftlicher Begleitf...
	21.2.2.3 Öffentlichkeitsarbeit, Aufbereitung und Verbreitung der erzielten Ergebnisse und Erkenntnisse.

	21.3 Förderwerbende Personen
	21.4 Fördervoraussetzungen und Auflagen
	21.5 Förderfähige Kosten
	21.6 Art und Ausmaß der Förderung
	21.7 Förderabwicklung

	22 Land- und forstwirtschaftliche Betriebsberatung (78-01)
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	23.4.2.1 Der Bildungsanbieter benötigt als Qualitätsnachweis ein gültiges Ö-Cert. Das Zertifikat sichert österreichweit einheitliche Qualitätsstandards für Anbieter der Erwachsenenbildung und trägt dazu bei, qualitätssichernde Maßnahmen in der Weiterb...
	23.4.2.2 Der Bildungsanbieter verfügt über ausreichend fachlich und methodisch qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bzw. Trainerinnen und Trainer für die Entwicklung und Umsetzung der Bildungsprojekte.
	23.4.2.3 Der Bildungsanbieter verfügt über die erforderliche Ressourcenausstattung (Personal, Organisation, Räume, Technik, Backoffice).
	23.4.2.4 Nachweis der Eignung bzw. Leistungsfähigkeit durch Referenzprojekte der letzten fünf Jahre zum beantragten Thema.
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	24.4.3.2 Die Verbesserung eines bestehenden Plans wird nur dann gefördert, wenn die Erstellung des bestehenden Plans ohne Förderung erfolgt ist.
	24.4.3.3 Gemäß §§ 9 und 11 Forstgesetz 1975 vorgeschriebenen Pläne sind nicht förderbar.

	24.5 Auflagen
	24.5.1.1 Externe Projektleiter:innen, Kursleiter:innen, Referenten:innen und Trainer:innen, Berater:innen, die nicht dem Personal einer förderwerbenden Person bzw. einer beauftragten externen Einrichtung direkt zuzuordnen sind, müssen zur Erfüllung ih...
	24.5.1.2 Für Fort-/Weiterbildungsmaßnahmen und Beratungen ist ergänzend eine methodisch didaktische Qualifikation durch den Abschluss eines Studiums oder Lehrgangs an einer Pädagogischen Hochschule oder einer gleichwertigen Ausbildung anderswo, oder e...
	24.5.1.3 Die Auflagen unter Punkt 24.5.1.1 und 24.5.1.2 gelten ebenso für Personal einer förderwerbenden Person oder einer beauftragten Einrichtung, die unter Punkt 24.4.2 fallen. Davon ausgenommen ist der Bereich der Teilnehmendenförderung. Für die E...

	24.6 Förderfähige Kosten
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	24.7.1.1 Zuschuss zu den förderfähigen Personal-, Sach- und Investitionskosten im folgenden Ausmaß:
	24.7.1.2 Die Förderung von beihilferelevanten Projekten oder Arbeitspaketen außerhalb des Agrarsektors erfolgt für Begünstigte aus dem Forstbereich unter Heranziehung des Art. 47 und 48 der Verordnung (EU) 2022/2472.
	24.7.1.3 Ein hohes öffentliches Interesse wird angenommen, wenn der ausgeschriebene Themenbereich nicht im überwiegenden ökonomischen Interesse der förderwerbenden Personen oder deren Begünstigten liegt. In Anlehnung an nationale Gesetze bzw. die Rech...
	24.7.2.1 Zuschuss zu den Sach- und Personalkosten für Waldbewirtschaftungspläne auf betrieblicher Ebene im Ausmaß von 40 %.
	24.7.2.2 Die Förderung wird als de-minimis-Beihilfe gemäß Verordnung (EU) 2023/2831 gewährt.

	24.8 Förderabwicklung
	24.8.3.1 Die Ausschreibung von Wissenstransferprojekten erfolgt im Rahmen von gezielten, fachbereichs- bzw. themenspezifischen Aufforderungen zur Einreichung von Projektvorschlägen.
	24.8.3.2 Dazu sind im jeweiligen Aufruf die konkreten Zielsetzungen mit zu adressierenden Fördergegenständen, der Kreis der Begünstigten, die Förderintensitäten und förderfähigen Kostenarten, die Zugangs- und falls einschränkend Auswahlkriterien, die ...
	24.8.3.3 Es werden vorwiegend Veranstalter bzw. die durchführende Einrichtung über eine Anbieterförderung von Weiterbildungs-, Bewusstseinsbildungsmaßnahmen gefördert.
	24.8.3.4 Neben den in den Zielen gemäß Punkt 24.1 bereits angeführten Themen können neue relevante Themen aufgegriffen werden, die beim GAP-Strategieplan Begleitausschuss eingebracht werden können, vom im BMLUK eingerichteten Steuerungsgremium aufgegr...
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